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Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen; Ver­
nehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 21. März 2018 sind die Kantone eingeladen worden, zu oben erwähnter Angele­
genheit Stellung zu nehmen. Wir danken dafür und nehmen die Gelegenheit gerne wahr.

Mit dem neuen Art. 8a soll eine Regelung in die Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- 
und Geschäftsräumen (VMWG) als Ausführung des - inhaltlich weiterbestehenden - Art. 262 des 
Bundesgesetzes betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Fünfter Teil: 
Obligationenrecht [OR]) aufgenommen werden, damit gemietete Wohn- und Geschäftsräume im 
Rahmen einer Untermiete wiederholt kurzzeitig Gästen aus aller Welt überlassen werden können. 
Diese neue Norm macht Sinn, obschon die pauschale Zustimmung zur Untervermietung bereits nach 
bisherigem Recht nicht ausgeschlossen war.

Die Regelung zur Untermiete in Art. 262 OR erfolgte ursprünglich insbesondere für Fälle, in denen 
die Mietparteien über eine längere Zeitdauer abwesend sind und eine Vermietung der Wohnung für 
diese Zeitdauer angestrebt wird. Durch Art. 8a VMWG soll die wiederholte kurzzeitige Untervermie­
tung im Rahmen des Art. 262 OR explizit geregelt werden. Damit wird verdeutlicht, dass die Mietpar­
tei eine generelle Zustimmung der Vermieterschaft zur wiederholten kurzzeitigen Untervermietung 
von Räumen einholen kann. Die damit zusammenhängende administrative Vereinfachung für Ver­
mieter- und Mieterschaft ist sinnvoll.

Die Verweigerung der Zustimmung durch den Vermieter ist gemäss Art. 8a Abs. 3 VMWG nur aus 
den Gründen zulässig, die in Art. 262 Abs. 2 OR genannt sind. Dieser Bestimmung kommt kein eige­
ner Normgehalt zu, weshalb sie wegzulassen ist. Dies auch angesichts der Frage, ob die Aufzählung 
der wesentlichen Nachteile, die den Vermieter zur Verweigerung der Zustimmung berechtigen, aus­
reichen oder ob im Hinblick auf die neue kurzzeitige Vermietung explizit weitere Verweigerungsgrün­
de in der VMWG formuliert werden müssten. Die in den Erläuterungen dazu festgehaltenen Beispiele 
sind als Materialien für die zu bildende Praxis ausreichend. Die aufgrund aktueller Beispiele als An­
lass genommene Anpassung des Rechts und die Aufnahme des Begriffs "Buchungsplattform" in 
Absatz 3 erscheint verfehlt, da in naher Zukunft mit Sicherheit weitere Phänomene erscheinen wer­
den, die dann wiederum zu einer detaillierten Anpassung führen müssten.



Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung.

Freundliche Grüsse

Im Namen des Regierungsrats

Landammann

r\ U,K
Vincenza Trivigno 
Staatsschreiberin

Kopie
• recht@bwo.admin.ch

2 von 2





Appenzell Ausserrhoden 
IR 

Regierungsrat Regierungsgebäude  

9102 Herisau 

Tel. +41 71 35361 11 

Fax +41 71 35368 64 

kantonskanzlei@ar.ch  

www.ar.ch  

Regierungsrat, 9102 Herisau 

Bundesamt für Wohnungswesen BWO 

Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

Dr. jur. Roger Nobs 

Ratschreiber 

Tel. +41 71 35363 51 

roger.nobs@ar.ch  

Herisau, 22. Juni 2018 

Eidg. Vernehmlassung; Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und 

Geschäftsräumen; Stellungnahme des Regierungsrates von Appenzell Ausserrhoden 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 21. März 2018 wurden die Kantonsregierungen vom Eidgenössischen Departement für 

Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) eingeladen, zum eingangs erwähnten Entwurf Stellung zu nehmen. 

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Mit dem neuen Art. 8a soll eine Regelung in die VMWG als Ausführung des - inhaltlich weiterbestehenden - 

Art. 262 des  OR  aufgenommen werden, damit gemietete Wohn- und Geschäftsräume im Rahmen einer Un-

termiete wiederholt kurzzeitig Gästen aus aller Welt überlassen werden können. Diese neue Norm macht Sinn, 

obschon die pauschale Zustimmung zur Untervermietung bereits nach bisherigem Recht nicht ausgeschlossen 

war. 

Durch Art. 8a VMWG soll die wiederholte kurzzeitige Untervermietung im Rahmen des Art. 262  OR  explizit 

geregelt werden. Damit wird verdeutlicht, dass die Mietpartei eine generelle Zustimmung der Vermieterschaft 

zur wiederholten kurzzeitigen Untervermietung von Räumen einholen kann. Die damit zusammenhängende 

administrative Vereinfachung für Vermieter- und Mieterschaft ist sinnvoll. 

Die Verweigerung der Zustimmung durch den Vermieter ist gemäss Art. 8a Abs. 3 VMWG nur aus den Grün-

den zulässig, die in Art. 262 Abs. 2  OR  genannt sind. Dieser Bestimmung kommt kein eigener Normgehalt zu, 

weshalb sie wegzulassen ist. Dies auch angesichts der Frage, ob die Aufzählung der wesentlichen Nachteile, 

die den Vermieter zur Verweigerung der Zustimmung berechtigen, ausreichen oder ob im Hinblick auf die neue 

kurzzeitige Vermietung explizit weitere Verweigerungsgründe in der VMWG formuliert werden müssten. Die in 

den Erläuterungen dazu festgehaltenen Beispiele sind als Materialien für die zu bildende Praxis ausreichend. 

Die aufgrund aktueller Beispiele als Anlass genommene Anpassung des Rechts und die Aufnahme des Be-

griffs "Buchungsplattform" in Abs. 3 erscheint verfehlt, da in naher Zukunft mit Sicherheit weitere Phänomene 

erscheinen werden, die dann wiederum zu einer detaillierten Anpassung führen müssten. 
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VIR 

Appenzell Ausserrhoden 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

Im Auftrag des Regierungsrates  

Roger Nobs, Ratschreiber  
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Der  Regierungsrat  
des  Kantons Bern  

Le Conseil-exécutif 
du canton de Berne  

Postgasse  68  
Postfach  
3000  Bern  8  
www.rr.be.ch  
info.regierungsrat@sta.be.ch  

Herr Bundesrat 
Johann  N.  Schneider-Ammann 
Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung 
Bundeshaus Ost  
3003  Bern  

20.  Juni  2018  

RRB-Nr.: 
Direktion 
Unser Zeichen 
Ihr Zeichen 
Klassifizierung  

7 0 4  /  2 0 1 8  
Volkswirtschaftsdirektion 

Nicht klassifiziert 

Änderung  der  Verordnung über  die  Miete und Pacht  von  Wohn- und Geschäftsräumen; 
Stellungnahme  des  Kantons Bern 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für  die  Möglichkeit zur Stellungnahme.  

Die  vorgesehene Änderung  der  Verordnung über  die  Miete und Pacht  von  Wohn- und Ge-
schäftsräumen sieht eine Ergänzung  der  Regelungen  der  Untermiete vor. Mit  der  generellen 
Zustimmung  der  Vermieterschaft zu mehreren Untermieten werden  die  Voraussetzungen ge-
schaffen, dass wiederholte, kurzfristige Untermietverhältnisse möglich werden.  

Der  Regierungsrat begrüsst  die  vorgesehene Anpassung. Sie trägt  den  aktuellen Gegeben-
heiten Rechnung und schafft klare Bedingungen für kurzfristige Untermieten. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen  des  Regierungsrates  
Der  Präsident 	 Der  Staatsschreiber 

Christoph Neuhaus Christoph  Auer  

Letzte Bearbeitung:  14.06.2018  /  Version: 1  / Dok.-Nr.:  95369/  Geschäftsnummer: --
Nicht klassifiziert 
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Liestal, 12. Juni2018
VGD / She

Anderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen;
VERNEHMLASSUNG

Sehr geeh rter Herr Bundesrat Schneider-Ammann
Sehr geehrte Damen und Herren

Die Regierung des Kantons Basel-Landschaft befüruvortet die vorgeschlagene Anderung der Ver-
ordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen. Die Anpassungen an die
neuen Gegebenheiten schaffen Klarheit und Rechtssicherheit und behindern insbesondere keine
neuen Beherbergungsformen, die durch die zunehmende Digitalisierung entstehen.

Der Regierungsrat bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme zu dieser Anderung der
Verordnung.

Hochachtungsvoll

\-

Nic Kaufmann
2. Landschreiber
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Volkswirtschaft und lnneres
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Eidgenössisches Departement für
Wirtschaft, Bildung und Forschung
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Glarus, 17. April 2018
Unsere Ref: 2018-67

Vernehmlassung zur Anderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn-
und Geschäftsräumen

Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann

Das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF gab uns in
eingangs genannter Angelegenheit die Möglichkeit zur Stellungnahme. Dafür danken wir und
lassen uns gerne wie folgt vernehmen:

Grundsätzlich ist die Entwicklung der kurzzeitigen Untervermietung von Wohn- und Ge-
schäftsräumen aus mietrechtlicher Sicht und insbesondere aus Sicht der Eigentümer nicht zu

begrüssen. Dennoch ist uns bewusst, dass sich die fortschreitende Digitalisierung nicht auf-
halten lässt und solche Erscheinungen zukünftig vermehrt hinzunehmen sind. Deshalb ist es
durchaus sinnvoll, die kurzzeitige Untervermietung genauer zu regeln und Rechtsicherheit zu
schaffen.

Die vorgeschlagenen Anderungen sind für uns nachvollziehbar und folgerichtig; wir haben
keine Anderungen oder Ergänzungen anzubringen.

Genehmigen Sie, hochgeachteter Herr Bundesrat, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzüglichen Hochachtung.

Freundliche Grüsse

ierungsrätin

E-Mail an: recht@bwo.admin.ch

versandt am:
1 Z" Aprsl äü:$
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Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäfts-

räumen – Vernehmlassung 

 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

 

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 21. März 2018 in erwähnter Sache und be-

danken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

I. Grundsätzliche Bemerkungen 

Die Regierung lehnt die vorgeschlagene Revision der Verordnung über die Miete und 

Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG; SR 221.213.11) vollumfänglich ab. 

 

Die Ablehnung rührt allerdings nicht daher, dass sich die Regierung den neuen Ent-

wicklungen und Vermietungsformen, welche die digitalen Technologien ermöglichen, 

verschliessen würde. Vielmehr ist die neue Regelung auch vor dem Hintergrund die-

ser neuen Möglichkeiten unnötig sowie unwirksam und schafft zugleich vermehrt 

Rechtsunsicherheiten. Die gesetzlich verankerte Regelung zur Untermiete in Art. 262 

OR reicht vollends aus, um den heutigen und den in naher Zukunft absehbaren Ge-

gebenheiten im Bereich der Untermiete Rechnung zu tragen.  

 

mailto:recht@bwo.admin.ch
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Der Regierung ist es ein grosses Anliegen, zusätzliche Regulierungen, welche nicht 

zwingend nötig sind und keine oder nur ungenügende Wirkung erzielen oder gar mit 

zusätzlicher Rechtsunsicherheit behaftet sind, zu vermeiden. 

 

Nebenbei sei bemerkt, dass es fragwürdig erscheint, vor dem Hintergrund der parla-

mentarischen Initiative "missbräuchliche Untermiete vermeiden" (15.455), die eine 

Anpassung von Art. 262 OR und Erschwerung der Untermiete bezweckt, eine solche 

eher in die entgegengesetzte Richtung gehende Revision aufzugleisen, die sich 

überdies noch als unnötig und damit unwirksam herausstellt. 

 

II. Zur vorgeschlagenen Revision im Detail 

Das heutige Mietrecht sieht in Art. 262 OR vor, dass dem Mieter das Recht zur gänz-

lichen oder teilweisen Untervermietung der Sache zusteht, indem die Verweigerung 

der Zustimmung durch den Vermieter nur unter bestimmten Voraussetzungen mög-

lich ist. Diese Bestimmung ist für sämtliche Arten von Mietverhältnissen anwendbar 

und zugunsten des Mieters zwingender Natur. 

 

a) Neue Regel unnötig und unwirksam 

Wie erwähnt verlangt das Gesetz die Zustimmung des Vermieters zur Untermiete, 

lässt aber deren Verweigerung nur unter besonderen Umständen zu. Die Zustim-

mung ist im Übrigen an keine Form gebunden und kann auch konkludent erfolgen; 

auch eine nachträgliche Zustimmung ist möglich. Die Beweislast für Verweigerungs-

gründe trägt zudem der Vermieter. 

 

Daraus erhellt, dass Untermietverhältnisse, die über die Zuhilfenahme einer Bu-

chungsplattform oder im Rahmen anderer Formen zustande kommen, ohne weiteres 

mit dem geltenden Recht vereinbar sind. Der Mieter muss einfach die Bedingungen 

der Untermiete bekanntgeben (Mietzins, Verwendungszweck der Wohnung, Dauer 

des Untermietverhältnisses, Bezeichnung des untervermieteten Teils, allenfalls Per-

son des Untermieters etc.), welche im Vergleich zu denen seines Hauptmietvertrags 

nicht missbräuchlich sein dürfen (Verhinderung übermässiger Gewinne etc.). Zudem 

dürfen dem Vermieter aus der Untermiete keine Nachteile entstehen (intensivere 

Nutzung/Abnutzung als beim Hauptmietverhältnis, Überbelegung etc.). 
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Der Mieter kann also mit dem Vermieter die wesentlichen Punkte für eine regelmäs-

sige kurzzeitige Untervermietung auch zu Ferienzwecken vereinbaren. Eine generel-

le Zustimmung zur Untermiete ist bereits heute möglich; Art. 262 Abs. 2 OR schliesst 

dies in keiner Weise aus. Darüber hinaus stehen auch die Verweigerungsgründe zur 

Disposition, sofern nicht zuungunsten des Mieters davon abgewichen wird. Der Ver-

mieter kann im Rahmen der Vertragsfreiheit jegliche Untervermietungen erlauben 

und muss die Zustimmung selbst bei Vorliegen von Gründen im Sinne von Art. 262 

Abs. 2 OR keineswegs verweigern. Somit ist es bereits heute ohne weiteres möglich, 

dass Vermieter und Mieter Vereinbarungen schliessen, welche dem vorgeschlage-

nen Art. 8a E-VMWG entsprechen, so namentlich ohne die (vorgängige) Angabe der 

Personalien des Untermieters. Die Bestimmung von Art. 8a E-VMWG bringt folglich 

keine neuen Rechte für den Mieter und enthält nichts Neues oder Notwendiges, son-

dern verkommt zu einem reinen Kommentar zu Art. 262 OR bezüglich einiger Einzel-

fälle (Buchungsplattformen). Ohnehin könnte Art. 8 E-VMWG keine neuen Rechte 

und Pflichten für Mieter und Vermieter begründen, da der Rahmen diesbezüglich in 

der übergeordneten Gesetzesbestimmung von Art. 262 OR abschliessend und hin-

reichend klar vorgegeben ist.  

 

Art. 8a Abs. 3 E-VMWG ist im Übrigen gänzlich unnötig und unwirksam, wird damit 

nämlich nur das wiederholt, was bereits im Gesetz steht. Art. 262 Abs. 2 OR zählt 

abschliessend und alternativ auf, wann der Vermieter die Zustimmung verweigern 

darf; unter anderem nämlich dann, wenn ihm aus der Untermiete wesentliche Nach-

teile entstehen (lit. c). Ob diese Nachteile nun aufgrund der Untervermietung über ei-

ne Buchungsplattform entstehen oder nicht, ist vollkommen irrelevant. Massgebend 

ist das Vorhandensein wesentlicher Nachteile in objektiver Hinsicht und nicht, unter 

welchen Umständen diese zustande kommen. 

 

Schliesslich sind Einzelfallregelungen wie hier bezüglich Buchungsplattformen auch 

in Verordnungen zu unterlassen. 
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b) Zusätzliche Unsicherheiten 

Darüber hinaus schafft Art. 8a E-VMWG gar neue Rechtsunsicherheit. 

 

Gemäss Art. 8a Abs. 1 E-VMWG "kann" der Vermieter eine generelle Zustimmung 

erteilen. Allerdings ist dies dem Vermieter nicht gänzlich anheimgestellt, denn er 

muss die Zustimmung (auch generell) erteilen, wenn keine Verweigerungsgründe 

vorliegen. Nur wenn solche gegeben sind, bleibt eine Wahl bzw. kann er. Dies ist be-

reits mit Art. 262 OR so geregelt. Die neue Verordnungsbestimmung ist somit nicht 

nur unnötig, sondern erweckt gar den Eindruck, dass der Vermieter die generelle Zu-

stimmung in jedem Fall ablehnen könnte, was aber nicht zutreffend ist.  

Im Übrigen sind gemäss BGE 138 III 59 (E. 2.1.1) "ewige" Untermietverhältnisse un-

zulässig. Entsprechend könnte sich der Mieter/Untervermieter mit Art. 8a Abs. 1 

E-VMWG in falscher Sicherheit wiegen; denn auch mit einer generellen Zustimmung 

im Sinne von Abs. 1 könnte der Vermieter allenfalls eine Kündigung durchsetzen, 

wenn der Mieter die Absicht hätte, die Wohnung nur zu Ferienzwecken (für den kurz-

zeitigen Aufenthalt von Gästen) zu vermieten und nicht (mehr) selbst darin zu woh-

nen.  

 

Nach Art. 8 Abs. 2 E-VMWG müsste der Mieter gewisse Angaben zur Untermiete 

machen. Hier geht es vor allem darum, dass die Person des Untermieters (auch vor-

gängig) nicht zu nennen wäre, was heute in der Praxis gemäss Art. 262 OR wohl ver-

langt wird. Allerdings vermag diese neue Verordnungsbestimmung die heutige 

Rechtslage nicht zu verändern. Denn sollte Art. 262 OR Abs. 2 lit. b OR im Zusam-

menhang mit der Bekanntgabe der Bedingungen tatsächlich auch die Bekanntgabe 

der Person des Untermieters verlangen, so könnte dies nicht durch eine Verord-

nungsbestimmung unterlaufen werden. Es würde trotz Art. 8a Abs. 2 E-VMWG nicht 

geklärt sein, ob die Nichtbekanntgabe der Person des Untermieters einen Verweige-

rungsgrund darstellen würde. Damit wird Rechtsunsicherheit geschaffen. Es bedürfte 

also, um sicher zu gehen, ohnehin einer (zwecks Beweises) schriftlichen Vereinba-

rung zwischen Mieter und Vermieter, mit der deutlichen Abmachung, dass die Person 

des Untermieters nicht oder nicht im Voraus bekanntgegeben werden müsste. 
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Daneben ist zu berücksichtigen, dass bereits im Mietverhältnis zwischen Vermieter 

und Mieter selbst Regelungen zum Nutzungszweck des Mietobjekts enthalten sein 

können. So wäre es durchaus denkbar, dass als Zweck der Miete die klassische 

Wohnnutzung vereinbart und die Nutzung zu Ferienzwecken oder zu kommerziellen 

Zwecken explizit oder implizit ausgeschlossen wurde (vgl. auch Art. 262 Abs. 3 OR). 

Das bedeutet, dass in solchen Fällen Art. 8a E-VMWG nicht weiterhelfen würde. 

 

Letztlich gilt es zusammenfassend festzuhalten, dass, ob mit oder ohne Art. 8a 

E-VMWG, ohnehin zwischen Vermieter und Mieter eine schriftliche Vereinbarung 

über die Möglichkeit zur Untervermietung und über die Bedingungen zur Untermiete 

getroffen werden müsste, um allfällige Unklarheiten aus dem Weg zu räumen und 

damit Streitigkeiten vorzubeugen. Dabei kann auch zugunsten des Mieters weiter von 

Art. 262 OR abgewichen werden, so dass einer Regelung wie Art. 8a E-VMWG 

überhaupt keine Bedeutung mehr zukommt. Besteht keine Vereinbarung, so wird 

Art. 8a E-VMWG für den Mieter wenig hilfreich sein, da damit die Bestimmung von 

Art. 262 OR und die gefestigte Rechtsprechung und Praxis dazu, mithin der Wille des 

Gesetzgebers, nicht durchbrochen werden können. Im Gegenteil, die neue Verord-

nungsbestimmung würde nur neuen Rechtsstreitigkeiten Vorschub leisten. 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

 Freundliche Grüsse 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

  

Dr. Mario Cavigelli  Daniel Spadin 

 

 

 

 



RÉPUBUOUE ET CANTON DU JUBA GOUVERNEMENT

Hôtel du Gouvernement - 2, me de l'Hôpital. 2800 Delémont

Département fédéral de l'économie,
de la formation et de la recherche
3003 Berne

Hôtel du Gouvernement
2, rue de l'Hôpital
CH-2800 Delémont

t +41 32 420 51 11
f +41 32 420 72 01
chancelterie@jura.ch

Delémont, le 12 juin 2018

Modification de l'ordonnance sur le bail à loyer et à ferme d'habitations et de locaux
commerciaux
Procédure de consultation

Monsieur le Conseiller fédéral,
Mesdames, Messieurs,

Le Gouvernement de la République et Canton du Jura vous transmet sa réponse relative à la
procédure de consultation citée en marge.

De manière générale, nous sommes favorables au projet de révision proposé. La modification des
modalités de la sous-location tient compte de révolution et des progrès de la numérisation ainsi que
de l'émergence des plateformes du type Airbnb, en simplifiant les rapports entre les bailleurs et tes
locataires.

Nous sommes d'avis qu'il faut réguler plutôt qu'interdire. Le consentement généralisé donné
préalablement pour des sous-locations répétées de courte durée prévu par le nouvel article 8a de
l'ordonnance sur le bail à loyer et à ferme d'habitations et de locaux commerciaux nous semble
équilibré, car il préserve tant les intérêts du locataire que ceux du bailleur qui pourra refuser de
donner son consentement à certaines conditions prévues par la loi, notamment lorsque la sous-
location présente pour lui des inconvénients majeurs, ou limiter la durée de validité de son
consentement général.

Ce type de locations pourrait toutefois avoir à terme des effets négatifs sur le marché du logement,
en accentuant la pénurie de logements dans certaines régions et provoquant une hausse des loyers.
La situation jurassienne n'est pour l'heure pas aussi préoccupante que dans d'autres cantons, dans
le sens où nous ne connaissons pas de pénurie de logements et que la location d'appartements par
le biais de plateformes en ligne ne semble pas encore très répandue.

Il est bien de clarifier la situation des locataires et des bailleurs et de faciliter la sous-location, mais
il appartient aux pouvoirs publics de surveiller révolution de ces nouvelles pratiques afin d'éviter une
dégradation du marché du logement.

www.jura.ch/gvt



ï^!. tvo-LIS/-em_erclon, s denousavoir associés à la présente procédure de consultation et vous prions
d'agréer, Monsieur le Conseiller fédéral, Mesdames, Messieurs, l'expression"~de~ notre 'haute
considération.

AU NOM DU GOUVERNEMENT DE LA
RÉPUBLIQUE ET CANTON DU JURA

David Eray
Président

Gladys ink er Doco
Chancelière d'État

Copie par courriel à recht@bwo. admin. ch



KANTON
LUZERN

Justiz- und Sicherheitsdepartement
Bahnhofstrasse 15
Postfach 3768
6002 Luzern
Telefon 041 22859 17
Telefax 041 228 67 27
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Protokoll-Nr.: 668

Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und
Geschäftsräumen (VMWG)

Sehr geehrter Herr Bundesrat
Sehr geehrte Damen und Herren

Am 21. März 201 8 hat das Eidgenössische Departement für Wirtschaft, Bildung und For-
schung WBF die Kantonsregierungen im Rahmen eines Vernehmlassungsverfahrens einge-
laden, zur Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräu-
men (VMWG) Stellung zu nehmen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme
und äussern uns im Namen und Auftrag des Regierungsrates wie folgt:

1. Vorbemerkungen

Für uns hat sich einleitend die Frage gestellt, ob die vorgeschlagene Einfügung von Arti-
kel 8a VMWG in der bundesrätlichen Verordnungskompetenz von Artikel 253a des Obligatio-
nenrechts (OR) liegt. Diese beschränkt sich hauptsächlich auf den Bereich der Missbrauchs-
gesetzgebung (Art. 269 bis 270e OR, Art. 253a und 253b OR, Art. 257b OR). Zur Miss-
brauchsgesetzgebung gehört Artikel 262 OR jedoch nicht, gilt er doch als relativ zwingende
Norm für alle Formen der Miete. Insofern ist zu prüfen, ob die vorgesehene Änderung der
VMWG in die Kompetenz des Bundesrates fällt.

Die Untervermietung via Airbnb dürfte in der Regel als gewerbsmässige Unten/ermietung
qualifiziert werden. Immerhin wird damit ein zusätzliches Erwerbseinkommen generiert. Inso-
fern erscheint die Einfügung von Artikel 8a VMWG systemwidrig, fällt doch die gewerbsmäs-
sige Untervermietung nicht in den Bereich der Missbrauchsgesetzgebung. Die Erläuterungen
äussern sich nicht dazu.

2. Allgemeines

Wir begrüssen es, dass das geltende Mietrecht den neuen Entwicklungen angepasst werden
und neu eine generelle Zustimmung des Vermieters zu mehreren kurzzeitigen Untermieten
möglich sein soll. Dies führt zu einer deutlichen administrativen Vereinfachung für sämtliche
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Beteiligten. Die vorgeschlagene Verordnungsänderung trägt den neuen Onlinebuchungs-
Plattformen Rechnung. Der Wunsch, eine Wohnung ganz oder teilweise auch kurzfristig un-
tervermieten zu können, entspricht einem Bedürfnis einer wachsenden Anzahl von Mieterin-
nen und Mietern. Die vorgeschlagene Änderung der VMWG regelt - mit Ausnahme der ge-
nerellen Zustimmungserklärung des Hauptvermieters -jedoch nichts, was nicht schon ge-
stützt auf Artikel 262 OR im Einzelfall geklärt werden muss.

3. Bemerkungen zu Artikel 8a Entwurf VMWG

zu Absatz 1

Der Wortlaut von Absatz 1 lässt Interpretationsspielraum offen. Das Kriterium der wiederhol-
ten kurzzeitigen Untermiete ist wenig fassbar und müsste durch die Rechtsprechung konkre-
tisiert werden.

zu Absatz 2

Die Bestimmung des angemessenen Mietzinses für die Untervermietung dürfte oftmals zum
Streitpunkt werden. Da die kurzfristigen Untervermietungen meist nur kurzzeitig sind, werden
Mieterinnen und Mieter in der Regel einen höheren Zuschlag auf den zu bezahlenden Miet-
zins für die Räume verlangen als dies bei einer längerfristigen Untervermietung der Fall
wäre. Wie hoch der berechtigte Mietzins für das untervermietete Objekt respektive der Zu-
schlag sein darf, wird sich die Rechtsprechung zeigen müssen. Angesichts der aktuellen Dis-
kussionen über die Verteuerung des Wohnraums für Einheimische in Tourismusgebieten und
die Konkurrenzierung der Hotellerie wäre eine Präzisierung wünschenswert.

zu Absatz 3

In der Praxis dürfte die Umsetzung von Artikel 8a Absatz 3 VMWG schwierig sein, wonach
die Vermieterschaft eine Zustimmung zu einer kurzfristigen Untermiete nur dann verweigern
darf, wenn ihr daraus wesentliche Nachteile entstehen. Diese Nachteile müssen objektiver
Natur sein. Bereits heute sind die Auswirkungen von Airbnb in der Praxis feststellbar. Es geht
hauptsächlich darum, dass sich die Untermieter weder um die Haus- noch um die Schliess-
Ordnung kümmern. Es gibt Nachtruhestörungen. Die Untermieter halten sich ja meist ferien-
halber hier auf. Die anderen Hausbewohner stören sich daran, dass beliebig viele fremde
Personen Zugang zur Liegenschaft haben. Befürchtet wird auch, dass Allgemeineinrichtun-
gen (z. B. Waschküchen) übermässig beansprucht werden. Aus all diesen Gründen wäre es
wünschenswert, dass aus der vorgeschlagenen Bestimmung klare Verpflichtungen des Un-
tervermieters hervorgehen, für deren Einhaltung er zu sorgen hätte. Allenfalls wäre auch zu
prüfen, ob nicht der Vermieterschaft die freie Wahl belassen werden soll, dem Mieter kurzfris-
tige Vermietungen von wenigen Tagen generell zu verbieten, da solche Untervermietungen
vielfach negative Immissionen für die anderen Hausbewohner zur Folge haben. Gestützt auf
die vorgeschlagene Änderung der VMWG dürfte es der Vermieterschaft schwerfallen, vor ei-
ner einer kurzfristigen Untervermietung genügend objektive Gründe vorbringen zu können,
welche eine Zustimmungsverweigerung rechtfertigen würde.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen.

Freundliche Grüsse

N

^
Paul Winiker
Regierungsrat

Für Rückfraaen: Gabi von Moos Jenny, Rechtsdienst JSD (041 228 57 86; gabi.vonmoos@lu.ch)
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St.Gallen, 11. Juni 2018 Ref.Nr. RR.2018.8

Anderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräu-
men

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 21.Mâz 2018 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, zurÄn-
derung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (SR
221.213.11; abgekürzt VMWG) Stellung zu nehmen.

Wir sind mit den unterbreiteten Anderungen einverstanden und haben dazu keine Bemer-
kungen.

undliche Grüsse

l.

Zusätzlich per Mail (in PDF- und Word-Format) an:
recht@bwo.admin.ch

99187880



Kanton SchaffhausenVolkswirtschaftsdepartementMühlentalstrasse 1058200 Schaffhausenwww.sh.chTelefon 052 632 73 80 Volkswirtschaftsdepartementernst.landolt@ktsh.ch ..„_„WBF GeneralsekretariatBundeshaus Ost3003 BernPer E-Mail an:recht@bwo.admin.chSchaffhausen, 11. Juni 2018Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen(VMWG); VernehmlassungSehr geehrte Damen und HerrenWir danken Ihnen für die Gelegenheit, in oben erwähnter Angelegenheit Stellung nehmen zukönnen. Grundsätzlich wird es begrüsst, dass sich der Bundesrat und das Bundesamt fürWohnungswesen (BWO) mit der neuen Fallgruppe der kurzzeitigen wiederholten Untermietebefassen. Die vorgeschlagene Regelung lehnen wir in dieser Form jedoch ab.Verankerung eines neuen GeschäftsmodellsVorliegend geht es nicht in erster Linie um die fortschreitende Digitalisierung, sondern um dieVerankerung eines neuen Geschäftsmodells. Dies sollte unseres Erachtens nicht auf Verord-nungs-, sondern auf Gesetzesstufe erfolgen. Im Gegensatz zu traditionellen Mietverhältnissenvon Wohn- und Geschäftsräumen, welche die Grundbedürfnisse der Menschen (Wohnen oderein Geschäft betreiben) abdecken, haben die neu auftretenden Mietverhältnisse wie bei Airbnbden Zweck von Ferienaufenthalten oder vorübergehenden Unterkünften. Dieses völlig neueGeschäftsmodell in der VMWG zu verankern ist deshalb mehr als fraglich. Die meisten der indieser Verordnung geregelten Schutzbestimmungen werden gemäss Art. 253a Abs. 2 OR garnie zur Anwendung kommen, da es sich bei solchen Mietverhältnissen aufgrund der Kurzfris-tigkeit und des jeweiligen Zweckes gerade nicht um Miet- und Pachtverhältnisse im Sinne derVerordnung handeln wird. Des Weiteren ist nicht nachvollziehbar, warum eine neue Fallgrup-pe, welche unter Art. 262 OR zu subsumieren ist, nicht in eben diese Bestimmung integriertwird, sondern auf Verordnungsstufe geregelt wird.



Änderung auf GesetzesstufeDer Entwurf der neuen Verordnungsbestimmung macht einen unausgereiften Eindruck. Unse-res Erachtens sollte stattdessen eine wohldurchdachte Änderung auf Gesetzesstufe ins Augegefasst werden. Dabei wären die völlig anders gelagerten Bedürfnisse und Interessen von inder Regel ungeprüft kurzfristig Untermietenden gegenüber den auf langfristige Mietverhältnis-se ausgerichteten und vor Abschluss des Vertrages gut geprüften Mietern gegeneinander ab-zuwägen und entsprechend zu regeln. Dies gilt ebenso für die vertiefte Auseinandersetzungmit den Bedürfnissen und Interessen der Haupt-Vermieter in dieser speziellen Situation. Es istaufgrund der Erfahrung in der Praxis voraussehbar, dass diesbezüglich nicht unerheblicheKonflikte auf verschiedenen Ebenen entstehen werden. Eine zu kurz gedachte Neuregelungam falschen Ort hilft dabei aber auch nicht weiter, weshalb wir die vorgeschlagene Bestim-mung ablehnen.Schwachstellen der vorgeschlagenen BestimmungFalls jedoch die VMWG trotzdem durch den neuen Artikel 8a ergänzt würde, wäre auf folgendeSchwachstellen der vorgeschlagenen Bestimmung hinzuweisen: Die in den Erläuterungen er-wähnte Möglichkeit des Vermieters, seine generelle Bewilligung zeitlich begrenzt zu erteilen,wird in Art. 8a Abs. 1 VE-VMWG aus nicht nachvollziehbaren Gründen nicht erwähnt. In Art.8a Abs. 2 VE-VMWG ebenfalls nicht aufgeführt werden die in den Erläuterungen erwähntenAngaben des Mieters zur Offenlegung allfälliger Dienstleistungen oder zur Gästefluktuation,welche unseres Erachtens ebenfalls in diese Bestimmung gehören, Gemäss Art. 8a Abs. 3VE-VMWG soll der Vermieter seine generelle Bewilligung zur kurzfristigen Untermiete nurdann verweigern dürfen, wenn er nachweisen kann, dass ihm daraus wesentliche Nachteileentstehen. Gemäss den Erläuterungen müsste der Vermieter diesbezüglich den objektivenNachweis erbringen und die Nachteile sachlich begründen. Dies bedeutet in der Praxis, dassin erster Linie der Mieter über die kurzfristige Untervermletung entscheidet und sich der Ver-mieter diesbezüglich von Anfang an in der Defensive befindet. Eine Begründung dafür liefertdas BWO nicht. Dies ist umso befremdlicher als dem Vermieter bei dieser Art der Untervermie-tung - im Unterschied zur klassischen Untermiete - gerade aufgrund des kurzfristigen Charak-ters dieser neuen Art von Untervermietung keine Prüfung des Gesuchs des Mieters zugestan-den wird. Des Weiteren werden im Verordnungsentwurf keine präzisierenden oder klärendenBeispiele für wesentliche Nachteile aufgeführt. Indem man dies unterlässt, nimmt man - biszur Festigung einer entsprechenden Gerichtspraxis - Rechtsunsicherheit betreffend der Kon-kretisierung dieses Begriffs in Kauf.
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Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 

Thurgau *\ 
Staatskanzlei, Regierungsgebäude, 8510 Frauenfeld 

Eidgenössisches 
Departement für Wirtschaft, Bildung und 
Forschung 
Herr Johann N. Schneider-Ammann 
Bundesrat 
3003 Bern 

Frauenfeld, 12. Juni 2018 

Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäfts-
räumen 

Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Wir danken Ihnen für die eingeräumte Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme und 
teilen Ihnen mit, dass wir mit der vorgeschlagenen Änderung der Verordnung über die 
Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen einverstanden sind. 

Mit freundlichen Grüssen 

Die Präsidentin des Regierungsrates 

Der Staa I. chreiber 

Regierungsgebaude, 8510 Frauenfeld 
T +41 58 345 53 10, F +41 58 345 53 54 
www.tg.ch  
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Modifica dell'ordinanza  del 9  maggio  1990  concernente  la  locazione e l'affitto  di  

locali d'abitazione o commerciali (OLAL) 

Gentili Signore, 
Egregi Signori, 

vi ringraziamo  per  l'invito  a  prendere posizione  in  merito alla proposta  di  modifica 

dell'ordinanza  del 9  maggio  1990  concernente  la  locazione e l'affitto  di  locali 

d'abitazione o commerciali (OLAL).  A tale  proposito teniamo  a  precisare quanto 

segue:  

1.  Possibilità  per  il locatore  di  rifiutare  la  sublocazione  di  breve durata  

A  nostro avviso, equiparare  a  livello giuridico  la  sublocazione finora contemplata  dal  

Codice civile (sublocazione  di  media/lunga durata)  con la  sublocazione  di  breve 

durata "stile AirBnB" sarebbe controproducente  in  quanto  non  permette  di  proteggere 

i proprietari e inquilini (residenziali)  di  uno  stabile  da  un utilizzo  non  voluto dello 

stesso.  
Pur  comprendendo (e sostenendo)  le  necessità che  le  nuove realtà tecnologiche 

portano inevitabilmente, resta,  a  nostro avviso, doveroso sottolineare che una 

locazione/sublocazione  di  breve durata, "stile AirBnB", copre finalità completamente 

differenti  da  una locazione/sublocazione "classica"  di  durata medio/lunga. I contratti  

di  locazione "stile AirBnB" presentano infatti caratteristiche affini alle locazioni  delle  

camere  di  albergo e degli appartamenti  di  vacanza, mentre  la  sublocazione 

"ordinaria", come finora contemplata  dal  Codice civile, copre esigenze  diverse,  

segnatamente  quelle  menzionate anche nel vostro rapporto esplicativo  a  pag.  1-2, di  

"coprire un buco"  in  cui l'inquilino deve assentarsi  per  un determinato periodo  dal  

proprio appartamento  ma  è intenzionato  a  tornare  a  risiederci  al  suo ritorno. Il 

concetto che differenzia questi  due  tipi  di  locazione è essenzialmente proprio questo:  

la  volontà  di  risiedere nell'abitazione.  A  nostro avviso  non  è corretto,  da  un punto  di 
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vista  giuridico, equiparare  due  esigenze  di  locazione sostanzialmente  diverse come 

la  sublocazione  a  media/lunga durata  a  persone che prendono l'oggetto  per  risiedervi 

e la  sublocazione  di  un oggetto  per  brevi periodi  di  vacanza  a diverse  persone.  

La  legge dovrebbe infatti tenere  conto  dei differenti usi, difficilmente conciliabili, che 

si possono  fare di  uno  stabile in base  alle  esigenze  di  tutti gli occupanti dello stesso 

(proprietari e/o conduttori che ricercano una  stabile  residenza, rispettivamente turisti 

e vacanzieri che ricercano svago e  divertimento). Per  questo motivo, siamo  del  

parere che  la  legge dovrebbe permettere  al  proprietario-locatore  di  decidere,  a priori, 

se  l'oggetto  pue)  essere utilizzato  per  scopi affini ai servizi alberghieri,  "stile  AirBnB", 

permettendo pertanto allo stesso  di  rifiutare o meno  al  proprio conduttore una 

sublocazione contraria alla destinazione dello  stabile. In  caso  di  comunione  di  

comproprietari (condomini) sarebbe inoltre utile poter inserire l'eventuale utilizzo dello 

stesso nel Regolamento della Proprietà  per  Piani.  Ciò permetterebbe  di  proteggere 

proprietari e inquilini dello  stabile  da  un utilizzo della cosa che esula  da  quanto 

voluto.  

A  questo proposito, riteniamo che  le  norme  relative al  pregiudizio essenziale presenti 

nel progetto  di  ordinanza  non  siano sufficienti  a  prevenire problematiche  di  questo 

tipo, perché intervengono  solo a  danno avvenuto, ossia, quando un utilizzo della 

cosa (che  non ha  potuto essere evitato)  ha di  fatto già causato un pregiudizio 

essenziale e richiedono,  in  ogni caso,  al  locatore un onere della prova troppo 

gravoso. Nel rapporto esplicativo  a  pagina  4  si parla infatti della necessità  per  il 

locatore  di  "provare obiettivamente che  la  sublocazione ripetuta  per  brevi periodi 

incide negativamente sugli altri inquilini".  

2.  Reddito immobiliare dell'inquilino 

I redditi derivanti dalla sublocazione degli alloggi sono imponibili attualmente come: 

i) redditi  da  sostanza immobiliare ai sensi degli  art. 21  cpv.  1  lett.  a  LIFD, 

rispettivamente  art. 7  cpv.  1 LAID:  
Essi devono essere esposti  dal  conduttore (anche  se non  è il proprietario 

dell'immobile)  in  dichiarazione fiscale. Tuttavia,  se  il conduttore  (persona  

fisica)  non  è assoggettato  per  appartenenza personale  in  Ticino o  in  Svizzera  

(ad  esempio poiché residente  per la  maggior parte  del tempo  all'estero), i 

redditi derivanti dalla sublocazione possono essere assoggettati nel Cantone 

(rispettivamente  in  Svizzera) unicamente  se  vi è un assoggettamento  del  

conduttore  per  appartenenza economica, ossia  se  l'attività  di  sublocazione  del  

conduttore adempie ai requisiti descritti  al  punto successivo  ii). 

ii) redditi  da  attività lucrativa indipendente ai sensi degli  art. 18  cpv.  1  LIFD e  art. 

7  cpv.  1 LAID:  
- I  precitati articoli prevedono che sono imponibili tutti i proventi derivanti  da  

un'attività lucrativa indipendente.  Per  il  Tribunale  federale  (ad es. in  DTF  143  

V  177),  è  data  attività lucrativa indipendente quando un'attività, è svolta  a fine 

di  lucro (fattore soggettivo) ed è idonea  per  produrre utili (fattore oggettivo).  Se  

l'attività  del  conduttore che  decide di  sublocare  la  propria dimora  per  brevi 

periodi supera dunque determinati limiti,  la  stessa  pue)  essere fiscalmente 

qualificata  come  attività lucrativa indipendente  (con  sede o stabilimento 

d'impresa dell'attività stessa  in Ticino,  risp.  in Svizzera). In tale  caso, i redditi 

vanno esposti (ed imposti) conseguentemente. 

Ati  
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iii)  Nell'eventuale ipotesi che un conduttore  non fosse  assoggettato  per  

appartenenza personale  in  Ticino (risp.  in  Svizzera) e l'attività  di  sublocazione  

non  raggiungesse i limiti  per  essere considerata un'attività lucrativa indipendente, 

i redditi  del  conduttore, derivanti dalla differenza tra il canone dovuto  al  locatore e 

il canone ricevuto  dal  subconduttore potrebbero risultare, secondo  le  attuali  

normative,  esenti  da  imposizione  in  Ticino (risp.  in  Svizzera). 

Il fatto che il conduttore sia assoggettato  in  Ticino (risp.  in  Svizzera)  per  

appartenenza personale (cfr. punto i)) o economica (cfr. punto  ii)),  conferisce  al  fisco  

la  facoltà  di  imporre questi redditi immobiliari. Nella pratica, tuttavia, egli  non  dispone  

di  alcun mezzo mirato  per  poter venire  a  conoscenza  di  tali fattispecie,  le  quali 

risultano pertanto  ad alto  rischio  di  sottrazione d'imposta. Affinché  la  

regolamentazione  delle  nuove tecnologie sia completa ed efficace anche  dal  profilo 

fiscale, riteniamo che nelle basi legali federali  (di  LIFD e  LAID)  dovrebbe essere 

inserito un obbligo  per  il locatore che conferisce il proprio assenso  in via  generale 

alla sublocazione e/o  per le  società che fungono  da  intermediarie nella 

locazione/sublocazione  di  breve durata (AirBnB),  di  notificare alle autorità fiscali  del  

luogo  di  situazione dell'immobile il nominativo e l'indirizzo  del  conduttore che 

beneficia  di  questi proventi derivanti dalla sublocazione. 
Inoltre,  per  evitare possibili abusi (così come evidenziati  al  punto  iii),  riteniamo 

opportuno precisare  le  basi legali federali  (di  LIFD e  LAID)  contemplando  per  il futuro 

un assoggettamento,  per  appartenenza economica, presso il luogo  di  situazione 

degli immobili,  per  tutti i tipi  di  redditi, derivanti dall'utilizzazione  di  beni immobili, così 

come permesso anche  dal  Modello  di  Convenzione dell'OCSE  (art. 6  paragrafo  3),  

quindi anche  per  quelli derivanti  da  diritti  di  godimento che  non  sono tuttavia 

assimilabili  a  diritti reali o personali ("utilizzo stile AirBnB").  
In  caso contrario, l'imposizione  di  tali redditi derivanti dall'attività  di  sublocazione  di  

alloggi rischia  di  diventare, nella prassi, lettera morta. 

Ringraziandovi  per la  preziosa opportunità accordata  di  esprimerci  in  materia, 
vogliate gradire, gentili Signore ed egregi Signori, i nostri migliori saluti.  

PER IL  CONSIGLIO  DI  STATO  

Copia:  

- Divisione dell'economia (dfe-de@ti.ch) 
- Divisione  delle  contribuzioni (dfe-dc@ti.ch) 
- Deputazione ticinese alle camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch) 
- Pubblicazione  in  internet 
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27.Juni 2018 (RRB Nr. 637/2018)
Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- 
und Geschäftsräumen (Vernehmlassung)

Sehr geehrter Herr Bundesrat

Mit Schreiben vom 21. März 2018 haben Sie uns den Entwurf für eine Änderung der Ver­
ordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG, SR 221.213:11) 
zur Vernehmlassung unterbreitet. Wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme und 
äussern uns wie folgt:

1. Allgemeine Bemerkungen
Grundsätzlich begrüssen wir die Absicht des Bundesrates, die wiederholte kurzzeitige Ver­
mietung von Wohnräumen durch Mieterinnen und Mieter rechtlich im Rahmen der Unter- 
mietè zu klären, doch haben wir Bedenken bezüglich der Umsetzung auf 
Verordnungsstufe.
Der Abschluss eines Mietvertrages hat mit der Absicht zu erfolgen, das Mietobjekt selber 
zu nutzen. Mittels Untermiete wird der Mieterin oder dem Mieter ermöglicht, bei längerer 
Abwesenheit die Wohnung weiterzuvermieten und anschliessend selber wieder nutzen zu 
können. Die Untervermietung eines Mietobjekts stellt somit die Ausnahme dar.
Bereits unter geltendem Recht ist es den Mietvertragsparteien im Rahmen der Vertrags­
freiheit erlaubt, kurzfristig wiederholte Untervermietungen vertraglich vorzusehen oder im 
Rahmen von Art. 262 des Obligationenrechts (OR, SR 220) generell zu bewilligen oder gar 
die kurzzeitige Untervermietung als Gebrauchszweck zu vereinbaren (z. B. bei der Miete 
von Büro- oder Tagungsräumen). Die generelle Zustimmung für die wiederholte kurzzeitige 
Untervermietung ist daher bereits heute möglich.
Gemäss Art. 8a Abs. 3 VMWG soll den Mieterinnen und Mietern jedoch ein grundsätzlicher 
Anspruch auf generelle und auf Dauer ausgerichtete Zustimmung zur wiederholten kurz­
zeitigen Untermiete eingeräumt werden. Vermieterinnen und Vermieter können ihre Zustim­
mung nur aus Gründen verweigern, die in Art. 262 Abs. 2 OR genannt sind, namentlich 
wenn ihnen aus der Nutzung einer Buchungsplattform oder wenn wegen der Auswirkungen 
dieser Nutzung wesentliche Nachteile entstehen.



2. Änderung auf Gesetzesstufe statt auf Verordnungsstufe

Im Zusammenhang mit dem neu geschaffenen grundsätzlichen Anspruch der Mieterinnen 
und Mieter auf Erteilung einer generellen Zustimmung zur wiederholten kurzzeitigen Unter­
miete und der damit verbundenen grundsätzlichen Pflicht der Vermieterinnen und Vermie­
ter zur Duldung der zeitweisen kommerziellen Nutzung der Wohnung kann vorliegend nicht 
von Ausführungsbestimmungen zum Mietrecht oder von der Füllung einer Gesetzeslücke 
gesprochen werden.
Unseres Erachtens wird der Bundesrat vorliegend nicht ermächtigt, die vorgeschlagene 
Norm auf dem Verordnungsweg zu erlassen. Art. 253a Abs. 2 OR enthält keine Delegations­
befugnis an den Bundesrat, vertragsrechtliche Bestimmungen des OR wie den Art. 262 
OR auf dem Verordnungsweg für Wohn- und Geschäftsräume zu «präzisieren». Eine er­
zwingbare und im Voraus zu erteilende Zustimmung zu einer Vielzahl von Untermietver­
trägen geht klar über den Regelungsgehalt von Art. 262 OR hinaus und kann nicht mehr 
als blosse Ausführungsbestimmung im Sinne von Art. 253a Abs. 2 OR betrachtet werden. 
Die Delegationsbefugnis von Art. 253a Abs. 3 OR, gestützt auf welche die VMWG erlas­
sen wurde, beschränkt sich auf Ausführungsvorschriften zur sogenannten Missbrauchsge­
setzgebung. Der Vorschlag des Bundesrates beruht folglich auf einer Kompetenzüber­
schreitung.
Da das vorliegende Thema in der Öffentlichkeit sehr umstritten ist, sollte die Einführung 
einer solchen Norm im formellen Gesetzesrecht erfolgen. Die Möglichkeit des fakultativen 
Referendums würde dadurch bestehen bleiben. Zunächst müsste Art. 262 OR auf dem 
ordentlichen Weg einer Gesetzesrevision angepasst werden. Andernfalls besteht die Mög­
lichkeit, dass die Gerichte der geplanten Verordnungsbestimmung die Anwendung wegen 
des Widerspruchs zum Untermietrecht des OR versagen.

3. Zu Art. 8a VMWG
3.1 Kurzzeitige Untermieten gemäss Art. 8a Abs. 1 VMWG
Art. 262 OR gilt bereits heute für alle Arten der Untermiete, insbesondere auch für Unter­
mieten von bloss kurzer Dauer. Demzufolge besteht grundsätzlich keine sachliche Not­
wendigkeit für eine besondere Regelung «kurzzeitiger» Untervermietungen im Bereich der 
Wohn- und Geschäftsraummiete im Sinne von Art. 8a Abs. 1 VMWG. Vielmehr schafft der 
unbestimmte Begriff der «Kurzzeitigkeit» eine Unklarheit in Bezug auf die Dauer der Unter­
mieten, ohne eine Präzisierung vorzunehmen. Mit Verweisung auf Art. 253a Abs. 2 OR 
könnte bei einer «kurzzeitigen» Vermietung einer Wohnung von einer nicht länger als drei 
Monate dauernden Untermiete ausgegangen werden.

3.2 Wesentliche Nachteile gemäss Art. 8a Abs. 3 VMWG
Der Bundesrat lässt offen, was unter «wesentlichen Nachteilen» gemäss Art. 8a Abs. 3 
VMWG zu verstehen ist. Aus unserer Sicht besteht erheblicher Klärungsbedarf insbeson­
dere mit Bezug auf Themen wie Sicherheit, Datenschutz, Übernutzung, Abnutzung und 
subventionierter Wohnungsbau. Dabei stellt sich auch die Frage, was geschieht, wenn 
eine im Stockwerkeigentum erstellte Wohnung betroffen ist und das Nutzungsreglement 
eine solche Untermiete beschränkt oder verbietet.

3.3 Generelle Zustimmung gemäss Art. 8a Abs. 3 VMWG
Der Mietvertrag verschafft der Mieterin oder dem Mieter ein obligatorisches Recht, eine 
Sache zum vertraglich vereinbarten Zweck zu gebrauchen. Es wird der Mieterin oder dem 
Mieter jedoch verwehrt, über die Sache wie eine Eigentümerin bzw. ein Eigentümer zu
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verfügen. Die aus Art. 8a Abs. 3 VMWG fliessende Verpflichtung, unter gewissen Voraus­
setzungen eine generelle Zustimmung zur Untervermietung zu erteilen, stellt einen über­
mässigen Eingriff in die Rechtssphäre der vermietenden Partei und damit in die Eigen­
tumsgarantie dar. Dieser wiegt umso schwerer, wenn berücksichtigt wird, dass sich der 
überwiegende Anteil an Mietwohnungen im Eigentum von Privatpersonen und Wohnbau­
genossenschaften befindet (Erhebung des Bundesamtes für Statistik, Erhebung 2017). 
Diese Vermieterinnen und Vermieter haben verstärkt ein besonderes und überwiegendes 
Interesse, die jeweiligen Nutzenden ihrer Wohnung genau zu kennen und identifizieren zu 
können. Eine Pflicht zur generellen Zustimmung zur Untermiete im Hinblick auf die Ver­
marktung über Beherbergungsplattformen würde dieses Bedürfnis unterlaufen. Dies gilt 
insbesondere für diejenigen Fälle, in welchen die gesamte Wohnung intensiv und regel­
mässig vermarktet würde. Durch das regelmässige Anbieten von Mietwohnungen über 
Beherbergungsplattformen durch Mieterinnen und Mieter ergibt sich eine grössere Abnut­
zung der Liegenschaft sowie eine übermässige Belastung der andern Mieterinnen und 
Mieter sowie der Nachbarschaft. Zudem wird die Sicherheit der Bewohnerinnen und Be­
wohner einer solchen Liegenschaft durch die Publikation von Fotos im Internet und die 
Weitergabe von Zutrittsmedien oder Schlüsseln an einen unbekannten Personenkreis 
stark beeinträchtigt. Weiter führt die wiederholte Untervermietung unter anderem durch 
die Zweckänderung zu einer erhöhten Anforderung an das Mietobjekt z. B. im Bereich des 
Brandschutzes, konkurrenziert die bestehenden Beherbergungsbetriebe, verdrängt die 
Wohnnutzung in den städtischen Zentren, erhöht das Preisniveau durch den Entzug von 
Wohnrauiti und stört.den Mieferfrieden in den betreffenden Liegénschaftën. .

4. Fazit
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass angesichts vieler wichtiger offener Fragen eine 
solche Regelung im ordentlichen Gesetzgebungsprozess zu beschliessen ist. Die geplan­
te Änderung auf Verordnungsstufe wird daher abgelehnt.
Wir schlagen jedoch vor, dass der Bundesrat im Rahmen seiner Kompetenzen in der VMWG 
eine Unterscheidung zwischen der klassischen (nicht kommerziellen) Untermiete und der 
Untermiete zu kommerziellen Zwecken trifft und bei letzterer Vermieterinnen und Vermietern 
das Recht zur Ablehnung der generellen Zustimmung ohne Begründung einräumt.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Bundesrat,
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates

Der Pr^ident:

Dr. Thomas Heinii

Die Staatsschreiberin:

Dr. Kathrin Arioli
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Vernehmlassung: Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und  
Geschäftsräumen 

 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Sie haben uns eingeladen, zur Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und 
Geschäftsräumen Stellung zu nehmen. Für diese Gelegenheit zur Meinungsäusserung danken wir 
Ihnen bestens. 
 
Allgemeine Bemerkungen 

Die CVP ist skeptisch, was die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung angeht. Grundsätzlich sind 
wir der Ansicht, dass die Schweiz die Chancen, welche die Digitalisierung bietet, nutzen muss. Die 
Möglichkeit einer generellen Zustimmung des Vermieters zu wiederholten kurzzeitigen Untermieten 
scheint im Grundsatz denn auch sinnvoll und kann durchaus im Sinne des Vermieters sein. Der Ver-
mieter kann die generelle Zustimmung gemäss Entwurf aber nur verweigern, wenn ihm aus der Nut-
zung der Buchungsplattform oder den Auswirkungen dieser Nutzung wesentliche Nachteile entstehen. 
Dies erachten wir als heikel, denn diese wesentlichen Nachteile können durchaus auch individuell be-
urteilt werden. So muss unserer Ansicht nach für den Vermieter die Möglichkeit bestehen, die Zustim-
mung unter gewissen Umständen zu verweigern, bzw. gewisse Auflagen machen zu können. Weiter 
sollte der Vermieter die Möglichkeit haben, die kurzzeitigen Untermieten nachträglich zu prüfen, vor 
allem auf ihre Häufigkeit und den erzielten Erlös. Es darf nicht sein, dass der Mieter von solchen Un-
termietverhältnissen finanziell profitiert, bzw. damit ein Geschäft betreibt. 

Im erläuternden Bericht wird zudem die Möglichkeit einer zeitlichen Befristung der generellen Zustim-
mung erwähnt. Diese ist im Entwurf aber nicht explizit aufgeführt. Dies müsste in jedem Fall noch er-
gänzt werden. 
 
Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grüssen 
 
 
CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ 
 
 
 
Sig. Gerhard Pfister Sig. Béatrice Wertli 
Präsident der CVP Schweiz Generalsekretärin CVP Schweiz 

mailto:info@cvp.ch
http://www.cvp.ch/
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Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen 

Vernehmlassungsantwort der FDP.Die Liberalen 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Für Ihre Einladung zur Vernehmlassung der oben genannten Vorlage danken wir Ihnen. Gerne geben wir 
Ihnen im Folgenden von unserer Position Kenntnis.  

FDP.Die Liberalen lehnt die vorgeschlagene Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von 
Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG) ab. Zwar begrüsst die Partei den Willen des Bundesrates, den Fol-
gen der fortschreitenden Digitalisierung Rechnung zu tragen. Neue Entwicklungen und funktionierende An-
gebote der Sharing Economy, wie beispielsweise Airbnb, sollen nicht aufgrund von überholten Regulierun-
gen verhindert werden. Jedoch verbessert der neue Verordnungsartikel weder die Rechtssicherheit im Be-
reich der Untermiete, noch stellt er eine genügende Konkretisierung von Art. 262 OR dar.  

Im Folgenden legen wir unsere wichtigsten Kritikpunkte dar:  

Die vorgeschlagene Regelung stellt eine Zweckentfremdung bezüglich Art. 262 OR dar. Das geltende 
Recht erlaubt dem Vermieter, sein Wohnobjekt bei vorübergehender Abwesenheit an Dritte unter-
zuvermieten. Dies mit dem primären Ziel, die anfallenden Kosten zu reduzieren, ohne den Mietvertrag 
kündigen zu müssen. Die mehrfache, kurzzeitige Untervermietung über eine Buchungsplattform, wie sie 
der Bundesrat nun im VMWG vorschlägt, stellt jedoch eine kommerzielle Nutzung dar. Das Angebot richtet 
sich an eine Vielzahl von Personen, die Kurzaufenthalte buchen. Eine solche kommerzielle Nutzung im 
VMWG als Anwendung von Art. 262 OR niederzuschreiben, widerspricht dem Mietzweck eines 
Untermietverhältnisses, wie es der Gesetzgeber vorgesehen hat.  

Des Weiteren muss die im erläuternden Bericht postulierte Verbesserung der Rechtssicherheit kritisiert 
werden. Erstens werden die zulässigen Verweigerungsgründe des Vermieters auch im neuen Verord-
nungsartikel nicht genauer definiert. Es bleibt somit unklar, was unter «wesentlichen Nachteilen» zu ver-
stehen ist und was sich der Vermieter alles gefallen lassen muss. Zweitens müssten Vermieter in einem 
Verfahren beweisen können, dass ihnen aus der Untervermietung wesentliche Nachteile entstehen. Ein 
Blick in die Gerichtspraxis zeigt, dass Art. 262 OR tendenziell mieterfreundlich ausgelegt wird. Drittens 
sind die Anforderungen an Gesuche der Mieter für eine Gebrauchsüberlassung der Mietobjekte an Dritte 
heute eher tief. Eine Pa.Iv., welche von Mietern ein schriftliches Untermietbegehren verlangt, wurde im 
April 2017 vom Nationalrat und den Rechtskommissionen beider Räte gutgeheissen. Insgesamt wird durch 
die Änderung im VMWG die Rechtssicherheit eher zusätzlich abgebaut. Eine solche Verschlechterung 
lehnt FDP.Die Liberalen ab. 

http://www.fdp.ch/
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In Bezug auf die Vertragsfreiheit kann festgehalten werden, dass es bereits heute möglich ist, kommerzi-
elle Untervermietungen über Beherbergungsplattformen anzubieten. Den betroffenen Parteien steht es 
frei, die Konditionen für eine Untervermietung und im Rahmen der gesetzlichen Grundlagen auszuhandeln. 
Zusätzlich stellt sich die Frage, ob eine solche Regelung im VMWG überhaupt nötig ist, da die Kompeten-
zen im Bau- und Nutzungsrecht heute weitgehend bei den Kantonen und Gemeinden liegen. Spezifische 
Regelungen bezüglich der Untermiete über Onlineportale wie Airbnb können auf föderaler Stufe geregelt 
werden. Eine alternative Möglichkeit bestünde darin, eine spezielle Regelung für die neue Situation anzu-
streben, anstatt Art. 262 OR auszuweiten. 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Argumente. 

 
Freundliche Grüsse 
 
FDP.Die Liberalen 
Die Präsidentin    Der Generalsekretär 

 
 

 
Petra Gössi  Samuel Lanz 
Nationalrätin 
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Stellungnahme der Grünliberalen zur Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von 
Wohn- und Geschäftsräumen 
  
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir bedanken uns für die Vorlage und den Erläuternden Bericht zur Änderung der Verordnung über die Miete 
und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG) und nehmen dazu wie folgt Stellung: 
 
Resümee: Die Grünliberalen lehnen die Vorlage ab, da die bestehenden gesetzlichen Grundlagen genügen. 
Wenn eine Mieterin oder ein Mieter die Wohnung über eine Beherbergungsplattform wie Airbnb untervermieten 
möchte, so ist das bereits nach geltendem Recht möglich. In bestimmten, relativ eng auszulegenden Fällen hat 
der Mieter ein gesetzliches Recht auf Untervermietung, beispielsweise bei berufs- oder ausbildungsbedingten 
Abwesenheiten. In den übrigen Fällen kann im Rahmen der Vertragsfreiheit eine weitergehende Untervermietung 
mit dem Vermieter vereinbart werden. Damit wird den berechtigten Interessen beider Vertragsparteien angemes-
sen Rechnung getragen. Ein gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht nicht. 
 
Die Grünliberalen setzen sich dafür ein, dass die Schweiz die Chancen, die der digitale Wandel bietet, vollum-
gänglich nutzt und nicht mit unnötigen Vorschriften behindert. Das gilt auch für den Bereich der sogenannten 
„Sharing Economy“. Wo überholte Vorschriften diese Entwicklungen behindern, sind sie anzupassen bzw. aufzu-
heben. Wesentlich ist, dass für alle Akteure, die auf dem gleichen Markt tätig sind, auch die gleichen Regeln 
gelten. Dieser Grundsatz wird im Ergebnis auch vom Bundesrat in seinem Bericht vom Januar 2017 zu den 
zentralen Rahmenbedingungen für die digitale Wirtschaft vertreten. 
 
Die Vorlage betrifft innerhalb dieses übergeordneten Kontexts einen sehr spezifischen Einzelaspekt: Sollen Mie-
terinnen und Mieter ihre Wohn- und Geschäftsräume auf Beherbergungsplattformen wie Airbnb wiederholt kurz-
zeitig Gästen überlassen dürfen und, wenn ja, unter welchen Voraussetzungen? Der Bundesrat ist der Ansicht, 
dass solche Verträge als Untermiete im Sinne von Artikel 262 des Obligationenrechts (OR) zu qualifizieren sind. 
Die Mieterin und der Mieter muss folglich die Zustimmung des Vermieters zur Untervermietung einholen, doch 
darf der Vermieter seine Zustimmung nur in bestimmten Fällen verweigern (so z.B. wenn die Bedingungen der 
Untermiete im Vergleich zu denjenigen des Hauptmietvertrags missbräuchlich sind). Im Ergebnis hat die Mieterin 
oder der Mieter ein gesetzliches Recht auf Untervermietung. Die Vorlage des Bundesrates enthält hierzu im We-
sentlichen nur eine Anpassung bzw. Präzisierung: Der Vermieter soll seine Zustimmung „zu wiederholten kurz-
zeitigen Untermieten generell erteilen“ können (Art. 8a Abs. 1 E-VMWG). Eine Zustimmung zu jeder einzelnen 
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Vernehmlassung zur Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht 
von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme, die wir gerne wir folgt wahrnehmen: 

1 Grundsätzliche Bemerkungen 

Die SP Schweiz unterstützt die vorgeschlagene Teilrevision der VMWG mit der Schaffung eines 
neuen Art. 8a E-VMWG vorbehaltlos und ohne Änderungswünsche. Aus unserer Sicht ist die 
vorgesehene administrative Erleichterung1 bei der Ermöglichung von wiederholt kurzzeitigen 
Untermietverhältnissen v.a. über digitale Beherbergungsplattformen zeitgemäss. Die vorgesehene 
Präzisierung der möglichen Ablehnungsgründe gemäss Art. 8a Abs. 3 E-VMWG schafft zudem 
Rechtssicherheit für alle Beteiligten und liegt auch deshalb im Interesse der Mieter/innen.  

Darüber hinaus bitten wir jedoch den Bundesrat, gemeinsam mit den Kantonen Massnahmen zu 
ergreifen, um die negativen Auswirkungen der Untervermietung über digitale Buchungsplattformen 
insbesondere auf die Verfügbarkeit von erschwinglichen Mietobjekten v.a. in den Städten 
bestmöglichst zu beseitigen. Diesbezüglich verweisen wir auf die entsprechende 
Vernehmlassungsantwort des Schweizerischen Mieter/innenverbandes (SMW). 

 

 

 

 

 

 

 

                                                      

 

1 Vgl. Erläuternder Bericht, S. 4. 

 

Bern, 2. Juli 2018 

mailto:recht@bwo.admin.ch








Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete (SAB) 
Groupement suisse pour les régions dé montagne (SAB) 
Gruppo svizzero per le région! di montagna (SAB)
Gruppa svizera per las régions da muntogna (SAB)
3001 Bern / Seijerstrasse 4/ Postfach / Tel. 031/ 382 10 10/ Fax 031/ 382 10 16 
www.sab.ch info@sab.ch Postkontb 50-6480-3 s/m
Bern, 31. Mai 2018 
TK/E 14

B WO OFL UFA

0 6. JUNI 2018
GENERALSEKRETARIAT

GS :Herrn Bundesrat 
Johann N. Schneider ASfâÊim. 
Vorsteher WBF 
Bündeshaüs Ost

3003 Bern

recht@bwo.admin.ch

-5. JUNI 2018

KTI
EHB
SBFI
BWL
^VO
WEKO

ZIVI

Reg. Nr..

- (avec un résumé en .français à la fin du document)

StellMngnâhme cler SAB zur Änderung der Verordnung 

über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren

Die Schweizerische Arbeitsgemeinschaft für die Berggebiete (SAB) bedankt sich für 
die Gelegenheit zur Stellungnahme zum obenstehenden Geschäft. Die SAB vertritt 
als gesamtschweizerische Dachorganisation die Interessen der Berggebiete in wirt­
schaftlichen, sozialen und ökologischen Belangen. Mitglieder der SAB sind 22 Kan­
tone, 41 Regionen, rund 600 Gemeinden sowie zahlreiche Organisationen und Ein­
zelmitglieder.
Die Online-Buchungsplattform Airbnb verzeichnete in den letzten Jahren im Schwei­
zer Alpenraum ein rasantes und im Vergleich zu den Städten überdürchschnittliches 
Wachstum. Gemäss den jüngsten Zahlen des Walliser Tourismus-Observatoriums 
(Tourobs) sind die drei Alpentourismus-Kantone Wallis, Graubünden und Bern in der 
Rangliste der Kantone mit den meisten Airbnb-Betten an erster Stelle zu finden. In 
den wichtigsten Toufismus-Destinationeh des Schweizer Alpenraums hat sich die 
Bettenzahl, die über Airbnb vermarktet wird, seit 2016 verdoppelt ünd liegt heute in 
einzèlnen Fällen höher als das Bettenangebot der Hotels. Schweizweit soll Airbnb 
2017 ungefähr drei Millionen Übernachtungen generiert haben, wovon ein bedeuten­
der Teil auf die alpinen Räume entfallen dürfte. Wegen der grossen Anzahl von Feri-
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enwohnungen kann davon ausgegangen werden, dass sich der Boom in den Berg­
gebieten anders als in den Städten in den kommenden Jahren weiter fortsetzen wird.
Die SAB erachtet diese Entwicklung grundsätzlich als positiv. Als neue Absatzkanäle 
mit globaler Reichweite tragen Airbnb und andere Online-Buchungsplattformen dazu 
bei, die touristische Nachfrage zu beleben und das Angebot im Bereich der Paraho­
tellerie zu stärken. Es ist unbestritten, dass Airbnb dem alpinen Tourismus dank der 
Flexibilität und der Breite des Angebots neue Kundensegmente erschliesst und zu­
sätzliche Touristen in die Berge bringt. Ausserdem hilft die Vermarktung über Online- 
Buchungsplattformen, die Auslastung des bestehenden Wohnraums zu verbessern 
und sogenannte «kalte Betten» so weit wie möglich abzubauen.
Neben diesen positiven Auswirkungen wirft das rasante Wachstum der Online- 
Buchungsplattform auch verschiedene Fragen auf, die sorgfältig analysiert werden 
müssen. So besteht die Gefahr, dass der Airbnb^Boom den Wohnungsmangel auf 
dem Erstwohnungsmarkt in den Tourismusdestinationen weiter verschärft. Bereits 
heute ist es für Einheimische und Zuzüger äusserst schwierig, in den Orten mit hoher 
touristischer Nachfrage bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auch für die Tourismus- 
untemehmen der Berggebiete stellt die Wohnungssuche für die Angestellten oft eine 
grosse Herausforderung dar. In gewissen Fällen fehlt das Personal, weil kein pas­
sender Wohnraum zur Verfügung steht. Zudem sind die Angestellten in der Regel 
gezwungen, lange Fahrtstrecken zum Arbeitsort in Kauf zu nehmen. Es ist deswegen 
angezeigt, einer möglichen Ausweitung dieser Verdrängungseffekte durch Online- 
Plattformen für Beherbergungsdienstleistungen die nötige Aufmerksamkeit zu schen­
ken. In gleicherweise erachtet es die SAB als unerlässlich, dass zwischen den neu­
en Marktteilnehmem und den klassischen Beherbergungsangeboten wie Hotels und 
Fefienwöhhungen in Bezug auf steuerliche Pflichten und Abgaben faire Wettbe- 
werbsbedirigungen gewährleistet werden. Diesbezüglich ist insbesondere wichtig, 
dass auch Airbnb^Anbieter diè übliche Kurtaxe entrichten. Neben verbindlichen Ver­
einbarungen, wie sie verschiedene Kantone mit Airbnb bereits abgesch|össen häberi, 
sind in diesern Bereich zusätzliche Sensibilisierungsmassnahmen notwendig, um die 
Anbiétef über ihre Pflichten aufzuklären.

Ausgehend von diesen grundsätzlichen Bemerkungen begrüsst die SAB die Revision 
der Verordnung zur Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen. Diese trägt 
dem Umstand Rechnung, dass die geltenden Bestimmungen zur Untermiete ange­
sichts der heute weit verbreiteten Vermietung von Wohnobjekten für Kurzaufenthalte 
nicht mehr praktikabel sind. Wie der Bundesrat in seinen Erläuterungen ausführt, ist 
es für den Vermieter nicht möglich, im erforderlichen Zeitraum bei jedem Kurzaufent- 
halt zu prüfen, ob die Bedingungen für die Untermiete im konkreten Fall erfüllt sind. 
Dies wäre sowohl für die Mieter wie auch für die Vermieter mit einem unverhältnis­
mässig hohen administrativen Aufwand verbunden und angesichts der auf Online- 
Plattformen üblichen kurzen Antwortfristen nicht umsetzbar. Die neu vorgesehene 
Möglichkeit einer generellen Zustimmung zur wiederholten kurzzeitigen Untermiete 
stellt eine wesentliche Verbesserung dar. Die SAB erachtet den gewählten Lösungs­
ansatz als zweckmässig, um die rechtlichen Bestimmungen in Bezug auf die Unter­
miete der Angebotsentwicklung im Bereich der Beherbergungswirtschaft und den 
Auswirkungen der neuen Online-Vertriebskanäle anzupassen.
Die SAB teilt die Auffassung des Bundesrates, wonach neue regulatorische Heraus­
forderungen im Zusammenhang mit digitalen Geschäftsmodellen und Vertriebskanä­
len soweit wie möglich auf dem Weg des geltenden Rechts oder über punktuelle An­
passungen von Verordnungen geregelt werden sollten. Überregulierungen würden 
sich langfristig negativ auf das wirtschaftliche Entwicklungspotenzial auswirken und
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Innovationen hemmen. Angesichts der grossen Bedeutung, die Airbnb bereits heute 
aUfweist, und der möglichen Verdrängungseffekte auf dem Wohnungsmarkt der alpi­
nen Tourismusgebiete regt die SAB im vorliegenden Fall an, ergänzend zur Revision 
der Verordnung das Monitoring der Situation auf dem Wohnungsmarkt mit einem 
besöndefen Fokus auf die alpinen Tourismusgebiete auszubauen und dabei auch die 
veffügbarën Daten zur Kurzvermietung über Online-Plattformen zu berücksichtigen. 
Zudem sollte der Bund in Abstimmung mit den Kantonen und der Tourismusbranche 
die Sensibilisiemng der Anbieter für ihre Pflichten stärken und bei allfälligen Wettbe­
werbsverzerrungen weitergehende Massnahmen prüfen. Diesbezüglich könnte unter 
Umständen eine gesetzliche Regelung ins Auge gefasst werden, die Mieter, die auf 
digitalen Plattformen Objekte zur Untermiete anbieten, für die Einhaltung der steuer­
lichen und weiteren Pflichten direkt verantwortlich macht.
Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Berticksichtigung 
unserer Anliegen und verbleiben

mit freundlichen Grüssen

SCHWEIZERISCHE ARBEITSGEMEINSCHAFT 
FÜR DIE BERGGEBIETE (SAB)

Die Präsidentin:

Christine Bulliard-Marbach 
Natiönalrätih

Thpmas Egger 
N^ibnalrat '

Résumé :
Le Groupement suisse pour les régions de montagne (SAB) soutient la modification 
proposée de l’ordonnance sur le bail à loyer et le bail à ferme d’habitâtions et de lo­
caux commerciaux (OBLF). Dans les régions de montagne, les plateformes 
d’hébergement en ligne du type Airbnb connaissent actuellement une croissance 
particulièrement importante. Grâce à leur portée mondiale, elles contribuent à stimu­
ler la demande toufistique et à réduire le nombre de « lits froids ». Au vu de l’ampleur 
du phénomène, il convient néanmoins d’être attentif à l’impact d’Airbnb sur le marché 
du logement des destinations touristiques, qui est aujourd’hui caractérisé par une 
forte pénurie, et de mettre en place un monitoring adéquat de la Situation. En outre, 
le SAB estime qu’il est important d’assurer des conditions de concurrence équitables , 
entre les plateformes en ligne et les prestataires traditionnels dans le domaineTje 
l’hébergement, notamment en ce qui concerne la collecte des taxes de séjour.'.

Stellungnahme Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen Seite 3



Von: Panzeri Anna <Anna.Panzeri@chgemeinden.ch> 

An: _BWO-Recht 

Gesendet am: 02.07.2018 09:44:31 

Betreff: Keine Stellungnahme: Änderung der Verordnung über die 
Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen 

 
Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Ihrem Schreiben vom 21. März 2018 haben Sie dem Schweizerischen Gemeindeverband (SGV) das oben 

erwähnte Geschäft zur Vernehmlassung unterbreitet. Für die Gelegenheit, uns aus Sicht der rund 1'600 dem SGV 

angeschlossenen Gemeinden äussern zu können, danken wir Ihnen. 

 

Nach Studium der Unterlagen teilen wir Ihnen hiermit jedoch mit, dass der SGV zu dieser Vorlage keine 

Stellungnahme einreicht. 

 

Vielen Dank für Ihre Kenntnisnahme. 

 
 

Schweizerischer Gemeindeverband 

Anna Panzeri 

Projektleiterin 

Verantwortliche Asyl, Partizipation und Wirtschaft 

Laupenstr. 35, Postfach  

3001 Bern 

Tel. 031 380 70 05 

anna.panzeri@chgemeinden.ch 

www.chgemeinden.ch 

        
SGV - Gemeinsam für starke Gemeinden 
Der Schweizerische Gemeindeverband vertritt die Anliegen der Gemeinden auf nationaler Ebene. Er setzt sich 

dafür ein, dass der Gestaltungsspielraum der Gemeinden nicht weiter eingeschränkt wird. Er informiert in der 

«Schweizer Gemeinde» - hier geht es zur aktuellen Ausgabe - im Internet und an Fachtagungen über 

kommunalpolitisch relevante Themen und gute Praxisbeispiele. Unter den Gemeinden fördert er den Austausch, mit 

dem Ziel, ihre Leistungsfähigkeit zu steigern.  

mailto:anna.panzeri@chgemeinden.ch
www.chgemeinden.ch
http://chgemeinden.ch/de/index.php
http://chgemeinden.ch/de/schweizer-gemeinde/index.php


 

 

Eidgenössisches Departement für  
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
Bundesamt für Wohnungswesen BWO 
Storchengasse 6 
2540 Grenchen 
 
Per Mail: recht@bwo.admin.ch 

Bern, 26. Juni 2018 

Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen 
Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Bundesrat,  
sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen bestens für die Gelegenheit, zu oben genannter Vernehmlassung Stellung nehmen 
zu können. Der Schweizerische Städteverband vertritt die Städte, städtischen Gemeinden und Agglo-
merationen in der Schweiz und damit gut drei Viertel der Schweizer Bevölkerung. 

Allgemeine Einschätzung 

Städte und Agglomerationsgemeinden sehen sich einerseits als Eigentümerinnen von Immobilien, so-
wie andererseits als Behörden mit dem Thema der wiederholten Untermiete konfrontiert. Entspre-
chend begrüsst die Mehrheit der Mitglieder des Schweizerischen Städteverbandes die Verordnungs-
anpassungen grundsätzlich. Eine wiederholte kurzfristige Untermiete über neue Beherbergungsplatt-
formen und der damit einhergehende tiefere administrative Aufwand werden positiv beurteilt. Begrüsst 
wird auch die Schaffung von Klarheit und Rechtssicherheit für alle beteiligten Parteien. Einzelne Mit-
glieder wünschen sich, dass die geplanten Verordnungsanpassungen von weiteren regulatorischen 
Anpassungen im Bereich «Sharing Economy» begleitet werden. 

Vor allem als Vermieterinnen von städtischen Wohnungen betonen einzelne Mitglieder, dass die ein-
malige Zustimmung für eine unbestimmte Anzahl Untermieten nicht dazu führen darf, dass mit der Un-
tervermietung ein übersetzter Ertrag durch den Hauptmieter erzielt werden kann. Deshalb halten es 
einzelne Mitglieder für weiterhin zwingend nötig, dass für die Beurteilung einer Untermiete ein entspre-
chender Vertrag eingereicht werden muss.  

 

 



 

Seite 2 / 3 

Konkrete Anliegen 

Zu Abs. 2 

Es müssen keine Angaben zur beabsichtigten «Ausschöpfung» der generellen Zustimmung in Tagen 
pro ersuchtem Bewilligungszeitraum gemacht werden. Ohne eine Vorstellung vom maximalen Aus-
mass der Gesamtbeanspruchung, die dem Mietenden bei seinen Untermietaktivitäten vorschwebt, 
fehlt dem Vermietenden aber eine wesentliche Grundlage zur Beurteilung der damit für ihn einherge-
henden Nachteile. Absatz 2 ist entsprechend zu ergänzen.  

Weiter fordern die Mitglieder eine Präzisierung des Absatzes, konkret sollte definiert werden, ob mit 
der maximalen Belegung die Anzahl Personen oder Anzahl Übernachtungen gemeint ist.  

Zu Abs. 3 

Den Mietenden wird die Möglichkeit eingeräumt, bei den Vermietenden eine generelle Zustimmung 
zur wiederholten, kurzfristigen Untermiete einzuholen, ohne Nennung der Personen oder der Bekannt-
gabe der Dauer der Untermiete. Den Vermietenden muss im Gegenzug möglich sein, wesentliche 
Nachteile, die nicht nur ein bestimmtes Untermietsverhältnis betreffen, sondern generell anfallen, gel-
tend zu machen. Konkret geht es etwa um die Vermietung von gemeinnützigen Wohnungen unter be-
stimmten Voraussetzungen und Bedingungen. Wenn die generelle Zustimmung zur wiederholten kurz-
zeitigen Untermiete die Umsetzung der Vermietungsgrundsätze für preisgünstige Wohnungen behin-
dern, soll eine solche Untermiete verweigert werden können.  

Eine gewerbsmässige Untervermietung von Wohnungen an nicht Niedergelassene kann uner-
wünschte Verdrängungseffekte in den Städten nach sich ziehen. Deshalb ist zu prüfen, ob der Verord-
nungstext betreffend Interessen weiterer Parteien im Haus oder städtebaulichen Interessen erweitert 
werden sollte. Einzelne Mitglieder fordern zudem Sanktionsmöglichkeiten, sofern die formulierten Be-
dingungen der Untermiete nicht eingehalten werden.  

Im Weiteren stellen sich die Mitglieder des Städteverbandes Fragen zur Ertragssicherung von touristi-
schen Abgaben. Zur Sicherstellung der Erhebung der entsprechenden Gebühren wäre eine Melde-
pflicht vorzustehen.  

Anträge 

Wir beantragen deshalb in Art. 8a VMWG Abs. 2: 

► Ergänzung zum Ausmass der Gesamtbeanspruchung im ersuchten Bewilligungszeitraum  

► Präzisierung der maximalen Belegung 
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Wir beantragen weiter in Art. 8a VMWG Abs. 3: 

► Hinweis zur möglichen Verweigerung der Untermiete im Fall von kostengünstigen Mietver-
hältnissen, die an bestimmte Bedingungen geknüpft sind 

► Hinweis zur Erhebung von touristischen Abgaben und Schaffung entsprechender Grund-
lagen (bspw. Meldepflicht) 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

Schweizerischer Städteverband 
Präsident Direktorin 

Kurt Fluri, Nationalrat Renate Amstutz 
Stadtpräsident Solothurn 

Kopie Schweizerischer Gemeindeverband 



Von: Maeder Sabine <maeder@arbeitgeber.ch> 

An: _BWO-Recht 

Gesendet am: 22.06.2018 10:30:40 

Betreff: 
Verzicht zur Stellungnahme: Änderung der Verordnung vom 
9. Mai 1990 über die Miete und Pacht von Wohn- und 
Geschäftsräumen (VMWG) 

 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir wurden zur Stellungnahme zum obengenannten Geschäft eingeladen. Für die uns dazu 
gebotene Gelegenheit danken wir Ihnen bestens. 

Da diese Frage gemäss Arbeitsteilung mit economiesuisse – Verband der Schweizer 
Unternehmen – in dessen Zuständigkeitsbereich fällt, verzichten wir auf eine eigene Eingabe. 

Freundliche Grüsse 
Sabine Maeder im Auftrag von Prof. Dr. Roland A. Müller, Direktor 
______________________________________ 
Sabine Maeder 
Assistentin 
SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND 
Hegibachstrasse 47 
Postfach 
8032 Zürich 
Tel. +41 44 421 17 17 
Fax  +41 44 421 17 18 
Direktwahl: +41 44 421 17 42 
maeder@arbeitgeber.ch 
http://www.arbeitgeber.ch 
       

mailto:maeder@arbeitgeber.ch
http://www.arbeitgeber.ch/


 

Monbijoustrasse 61, 3007 Bern, www.sgb.ch  

031 377 01 01, Fax 031 377 01 02, info@sgb.ch 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund bedankt sich für die Möglichkeit, zu dieser geplanten Re-

vision eine Stellungnahme abgeben zu können.  

Der Trend ist deutlich: Airbnb ist bei der Mieterschaft beliebt. Die Möglichkeit der kurzfristigen 

Untervermietung via Plattform wird auch in der Schweiz immer häufiger genutzt. Das Walliser Tou-

rismus Observatorium publizierte im letzten Oktober die Zahlen vom Juni und den Vergleich mit 

den Vorjahren. Etwas mehr als 80'000 Betten wurden via Airbnb zur Verfügung gestellt, 66% mehr 

als im Juni 2016.1 Obwohl die Hotellerie in der Schweiz noch immer bei weitem dominiert, stagnie-

ren dort die Betten. 

Der Bundesrat passt mit dieser Vorlage das Recht der Praxis an, denn laut Mietrecht ist eine Un-

tervermietung nur zulässig, wenn diese dem Vermieter zuvor gemeldet und dieser explizit zustimmt 

(Art. 262 OR). Allerdings kann der Vermieter die Zustimmung heute nur dann verweigern, wenn er 

keine Informationen zu den Bedingungen des Untermietverhältnisses erhält oder ihm wesentliche 

Nachteile aus der Untermiete entstehen. Kurzfristige Untervermietungen wie beim Geschäftsmo-

dell von Airbnb üblich, sind bisher gar nicht vorgesehen.  

Deshalb soll nun die Verordnung nachgebessert werden, indem ein Art. 8a eingefügt wird, der dem 

neuen Plattformmodell Rechnung trägt. So soll nun auf Gesuch des Mieters eine generelle Zustim-

mung zu wiederholter kurzfristiger Untermiete verankert werden. Das Gesuch muss Angaben über 

die maximale Höhe des Mietzinses, die maximal betroffenen Räume und die maximale Belegung 

enthalten. Der Vermieter kann diese generelle Zustimmung nur dann verweigern, wenn er wie in 

Art. 262 OR festgehalten, seitens Mieterschaft diese Informationen nicht erhält oder ihm eben we-

sentliche Nachteile aus diesem Geschäftsmodell entstehen würden. 

 

                                                        
1
 https://www.tourobs.ch/media/268008/annexes_de_octobre2017.pdf 
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Bern, 14. Mai 2018

Eidg. Departement für 

Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 

Bundesamt für Wohnungswesen BWO 

Recht 

Storchengasse 6 

2540 Grenchen 

 

recht@bwo.admin.ch 

 

Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen: 

Vernehmlassungsverfahren 



Die Verbände der Hauseigentümer zeigen sich skeptisch bis ablehnend gegenüber der vorge-

schlagenen Regelung. Es drohe die Gefahr einer kommerziellen Umnutzung von Wohnraum, Mie-

ter könnten überrissene Mieten verlangen und die Belegung bei solchen kurzfristigen Mietverhält-

nissen sei kaum zu kontrollieren. Man mag die lauteren Absichten der Absender in Zweifel ziehen, 

da es ja doch noch immer die Vermieter sind, die die Mietzinspolitik steuern. Aber die Befürchtun-

gen sind, wie heute bereits auch Einzelfälle von gemeinnützigen Wohnbauträgern zeigen, nicht 

von der Hand zu weisen. Airbnb Vermietungen dauern häufig nicht länger als zwei, drei Tage und 

sind kaum kontrollierbar.  

Der Mieterverband befürwortet die neue Regelung, die de facto ein bestehendes Modell legalisiere 

und damit die Gefahr von Kündigungen abwende. Airbnb sei nur auf diese Weise zu praktizieren, 

da unmöglich vorgängig ein Gesuch an die Vermieter gestellt werden könne. Und auch kurzfristige 

Untervermietungen seien ein grundsätzliches Recht der Mieterschaft. Es sei durchaus legitim, die 

eigene Wohnung während Ferienabwesenheiten zu untervermieten. Hingegen müsse die Dauer 

der Untervermietung von Wohnungen via Plattformen begrenzt werden, damit nicht durch diese 

Geschäftsmodelle zusätzlich günstiger Wohnraum verknappt werde. 

Aktuelle Entwicklungen zeigen das Problem der kommerziellen Vermarktung von Wohnraum 

durch die Plattform-Modelle auf. Häufig sind es allerdings nicht Mieter, die mittels Vermarktung der 

eigenen Wohnung städtischen Wohnraum verknappen. Solange sie selbst in ihrer Wohnung woh-

nen, sind die Untermietmöglichkeiten sowohl räumlich wie zeitlich begrenzt. Das eigentliche Prob-

lem sind Liegenschaftsbesitzer, die ganze Wohnhäuser oder gar Strassenzüge via Airbnb vermark-

ten. Gegen solche Machenschaften wurden in diversen europäischen Städten Regelungen be-

schlossen. 

Eine Studie im Auftrag des Zürcher Mieterverbands bestätigt die zunehmende Dringlichkeit auch 

für Schweizer Städte. Der Anteil der via Plattform angebotenen Wohnungen ist in den Städten Ba-

sel, Genf und Zürich sprunghaft angestiegen und mit steigender Tendenz sind es Angebote für 

mehrere Wohnungen. In Genf beinhaltete im letzten Herbst bereits mehr als die Hälfte der Ange-

bote drei oder vier Unterkünfte und 70 Prozent der Angebote waren das ganze Jahr hindurch 

buchbar. 

Mit der vorliegenden Revision der Mieterverordnung wird der Trend der kommerziellen kurzfristi-

gen Vermietung via Plattformen nicht gebremst. Hier sind die Kantone resp. Städte gefordert. Es 

gibt bereits konkrete Erfahrungen. So hat Berlin beispielsweise mit dem Zweckentfremdungsver-

bot eine harte Regelung erlassen, die kürzlich etwas modifiziert wurde. Das Home-Sharing, also 

die kurzfristige Untervermietung der eigenen Wohnung, ist wieder erlaubt, hingegen wird die Ver-

mietung von Zweitwohnungen auf 90 Tage im Jahr beschränkt. Und in Genf ist am 1. April eine 

Regelung in Kraft getreten, die die Vermietung einer Wohnung via Plattform auf 60 Tage im Jahr 

begrenzt. Damit stützt sich der Genfer Staatsrat auf die Anzahl Schulferien und Feiertage ab. 

Die hier vorgeschlagene Revision der Mietverordnung regelt das Binnenverhältnis von Mieterschaft 

und Vermieter für den Fall der kurzfristigen Untervermietung. Der SGB befürwortet dies. Jedoch 

sind den Befürchtungen der Vermieter Rechnung zu tragen, denn bei exzessiver Nutzung des kurz-

fristigen Untermietrechts kommt es schnell zu erheblichen Beeinträchtigungen der übrigen Mieter-

schaft. Deshalb ist auch hier eine zeitliche Einschränkung sinnvoll. Diese kann sich am Genfer 

Ansatz einer grosszügigen Schulferien- und Feiertagsregelung orientieren. 

 



Zum vorgeschlagenen Art. 8a 

Der SGB schlägt vor, Absatz 1 abzuändern. Die kommerzielle kurzfristige Vermietung via Plattfor-

men soll eingegrenzt werden, hingegen ist es abgestützt auf Art. 262 OR ja weiterhin möglich, die 

eigene Wohnung auch in länger dauernden Abwesenheiten (Ferien, Auslandaufenthalt beruflich 

oder zu Studienzwecken) untervermieten zu dürfen.  

Der Absatz würde entsprechend lauten: «Auf Gesuch der Mieterschaft kann der Vermieter die Zu-

stimmung gemäss Artikel 262 OR zu wiederholten kurzfristigen Untermieten von jährlich maximal 

60 Tagen erteilen.» 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Dore Heim 

Präsident Geschäftsführende Sekretärin 

 



Dachorganisation der Schweizer KMU 

Organisation faîtière des PME suisses 

Organizzazione mantello delle PMI svizzere 

Umbrella organization of Swiss SME 

Schweizerischer Gewerbeverband Union suisse des arts et métiers Unione svizzera delle arti e mestieri 
Schwarztorstrasse 26, case postale, 3001 Berne  ∙   téléphone 031 380 14 14, fax 031 380 14 15  ∙   info@sgv-usam.ch 

www.sgv-usam.ch  |  www.twitter.com/gewerbeverband  |  www.facebook.com/usamsgv 

 
 
 
Département fédéral de l’économie, 
de la formation et de la recherche DEFR 
3003 Berne 
 
Par e-mail à : recht@bwo.admin.ch 
 
 
 
 
 
Berne, le 29 juin 2018 usam-No/nf 
 
 
 
 
 
Réponse à la consultation 
Modification de l’ordonnance sur le bail à loyer et le bail à ferme d’habitations et de locaux 
commerciaux (OBLF) 

Mesdames, Messieurs, 

Plus grande organisation faîtière de l’économie suisse, l’Union suisse des arts et métiers usam repré-
sente plus de 230 associations et quelque 500 000 PME, soit 99,8% des entreprises de notre pays. La 
plus grande organisation faîtière de l’économie suisse s’engage sans répit pour l’aménagement d’un en-
vironnement économique et politique favorable au développement des petites et moyennes entreprises. 

L’Union suisse des arts et métiers usam a étudié avec attention le projet de modification de l’ordon-
nance sur le bail à loyer et le bail à ferme d’habitations et de locaux commerciaux (OBLF) et vous sou-

met son appréciation. 

Le projet de révision vise à introduire un consentement général à la sous-location répétée de courte 

durée. Le but annoncé de cette révision est d’adapter le droit du bail aux sous-locations proposées via 

des plateformes d’hébergement telles que Airbnb et d’alléger le processus administratif. 

Les progrès de la numérisation permettent, dans une mesure qui va croissant, aux locataires et aux 
propriétaires de céder leurs locaux, de manière répétée, pour de courtes durées et contre rémunéra-
tion, à des visiteurs du monde entier. Aujourd’hui, cette sous-location requiert un contrat, passé entre 
un locataire et un visiteur, soumis aux règles inscrites à l’art. 262 du Code des obligations (CO). Le 
locataire doit solliciter le consentement du bailleur à chaque fois qu’il souhaite louer son appartement. 
Le bailleur peut refuser de donner son accord sous certaines conditions uniquement. Le projet de révi-
sion maintient ces conditions de refus. 

I. Remarques générales 

L’usam salue la position libérale du Conseil fédéral par rapport aux plateformes d’hébergement du 
type d’Airbnb, qui font part du développement économique de notre pays, ainsi que la volonté d’allè-
gement administratif. Ces plateformes représentent un nouveau canal de diffusion intéressant et peu-
vent être une réponse aux problèmes des lits froids dans le secteur des résidences secondaires par 
exemple. Il est cependant inadmissible que le Conseil fédéral se distance de sa position libérale dans 
le domaine et veuille intégrer de nouvelles contraintes pour les propriétaires. Il n’est pas acceptable 
de faire ainsi fi de la liberté contractuelle. De plus, le projet mis en consultation manque de clarté et 
perd de vue la définition même de la sous-location. En effet, la sous-location doit représenter une so-

http://www.sgv-usam.ch/
mailto:recht@bwo.admin.ch






























 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
    
  
 Herrn 
 Bundesrat Johann N. Scheider-Ammann 

Vorsteher des Eidg. Departementes für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
3003 Bern 

 
 
Zürich, 9. Mai 2018/So 
 
 
Vernehmlassung Revision VMWG: Stellungnahme 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Hauseigentümerverband Schweiz (HEV Schweiz) ist mit seinen über 330'000 Mitgliedern 
der grösste Vertreter der Interessen der Haus-, Grund- und Stockwerkeigentümer in der 
Schweiz. Seine Mitglieder sind als Immobilieneigentümer und Vermieter von Regelungen 
des Mietrechts in besonderem Masse betroffen. Der HEV Schweiz nimmt in seiner Funktion 
als deren Interessenvertreter daher zum Revisionsentwurf der Verordnung über die Miete 
und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG) Stellung. 
 
 
Grundsätzliches zur Revision 
Der HEV Schweiz begrüsst die grundsätzlich liberale Haltung des Bundesrates gegenüber 
Beherbergungsplattformen. Die Online-Plattformen für Beherbergungsdienstleistungen stel-
len eine interessante zusätzliche Vermittlungsmöglichkeit dar und bieten neue Chancen, bei-
spielsweise zur Verminderung «kalter Betten» im Zweitwohnungsbereich. Die im Mietrecht 
(VMWG) vorgeschlagenen Regulierungen lehnt der HEV Schweiz ab. Es ist unverständlich, 
dass der Bundesrat in diesem Bereich von seiner liberalen Haltung abweichen und statt auf 
Vertragsfreiheit zu setzen, neue Zwänge für Vermieter schaffen will.  
 
 
Der HEV Schweiz lehnt die vorgeschlagene Revision aus folgenden Gründen 
ab: 
− Widerspruch zum gesetzlichen Zweck der Untermiete 
Das geltende Mietrecht gibt dem Mieter das Recht, dem Vermieter unter gewissen Bedin-
gungen eine Untervermietung der Mietwohnung aufzuzwingen (Art. 262 OR). Die heutige 
Regelung ist sozialpolitisch motiviert. Es soll dem Mieter ermöglicht werden, während einer 
vorübergehenden Abwesenheit (z.B. einem Auslandaufenthalt), die Wohnung einem Dritten 
unterzuvermieten, bis er zurückkommt, damit er den Mietvertrag nicht künden muss. Oder 
wenn eine Wohnung aufgrund familiärer Veränderungen zu gross geworden ist, soll der Mie-
ter einen Untermieter, der ihm hilft die Miete zu zahlen, aufnehmen können (BGE 138 III 59 
E. 2.2.1 S. 63).  
 

Hauseigentümerverband Seefeldstrasse 60  Tel.  044 254 90 20   info@hev-schweiz.ch 
Schweiz   Postfach 8032 Zürich Fax. 044 254 90 21    www.hev-schweiz.ch 
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Das gesetzliche Recht des Mieters zur Untervermietung dient jedoch nicht dazu, dem Ver-
mieter eines zur Wohnnutzung vermieteten Objekts, dessen entgeltliche Gebrauchsüberlas-
sung an eine wechselnde Personenschar für Ferien oder andere Kurzaufenthalte aufzuzwin-
gen. Eine solche Nutzung widerspricht dem sozialschutz-motivierten Anspruch des Mieters 
auf Untervermietung. 
 
Eine solche Nutzung ist darüberhinaus bei Mietwohnungen in aller Regel auch vertragswid-
rig. Ein Wohnungsmietvertrag bezweckt die Gebrauchsüberlassung der Räume zu Wohn-
zwecken (= zur Verfügung Stellung von Wohnraum) und nicht die Feriennutzung oder die 
entgeltliche Unterbringung von Kurzzeitaufenthaltern. Solche Vermietungen sind kommerzi-
ell. Das Gesetz (Art. 262 Abs. 3 OR) hält denn auch unmissverständlich fest, dass der Mieter 
dem Vermieter dafür haftet, dass das Mietobjekt nur so gebraucht wird, wie es der Mietver-
trag mit dem Vermieter gestattet. Das Gesetz gibt dem Vermieter daher auch das Recht, den 
Untermieter unmittelbar dazu anzuhalten, was bei einer Gebrauchsüberlassung des Mietob-
jekts an einen (wechselnden) Personenkreis unbekannter Identität illusorisch ist. 
 

- Vertragsfreiheit geht vor 
Eine vom Vertragszweck abweichende Nutzung, etwa die Nutzung einer Mietwohnung zur 
Beherbergung von zahlenden Feriengästen/Kurzaufenthaltern, darf nur im Einverständnis mit 
dem Vermieter erfolgen. Im Rahmen der Vertragsfreiheit können Mieter und Vermieter sol-
che kommerziellen Kurzzeitvermietungen über Beherberungsplattformen im gegenseitigen 
Einvernehmen frei aushandeln. Dies gibt den Parteien die Möglichkeit, die Konditionen, unter 
welchen der Vermieter dem Mieter die Erlaubnis zu solchen «Online-Beherbergungen» ertei-
len will, festzulegen. Ein solches Vorgehen ist sachgerecht. Dabei lassen sich die konkreten 
Umstände (Wohnumfeld, Mieterstruktur, Mietzinshöhe etc.) sowie auch die Bedürfnisse der 
Parteien berücksichtigen. Es braucht mithin keine Verordnungsänderung und keine einseiti-
ge Regulierung, welche neue Zwänge für Vermieter schafft und das geltende Gesetz auf 
dem Verordnungsweg unterläuft. 

 
- Rechtsunsicherheit und Missbräuche werden gefördert 

Die vorgeschlagene Revision der Mietrechtsverordnung (VMWG) wird damit begründet, 
Rechtssicherheit zu schaffen und den administrativen Aufwand zu vereinfachen.  
 
Die vorgeschlagenen Massnahmen schaffen jedoch weder Rechtssicherheit noch Vereinfa-
chung. Im Gegenteil: Die Rechtsunsicherheit wird noch vergrössert. In der Verordnung soll 
festgehalten werden, dass der Vermieter eine generelle Zustimmung für die wiederholte 
kurzzeitige Vermietung (ohne Kenntnis der genauen Beherbergungsverträge) erteilen kann. 
Dies ist im Rahmen der Vertragsfreiheit allerdings bereits heute möglich. Was mit dem Fest-
halten dieser Kannvorschrift gewonnen werden soll, ist schleierhaft und dürfte die Mietpartei-
en eher verwirren als Klärung zu schaffen. Faktisch bezweckt die Verordnungsrevision denn 
auch nicht ein «Können» zu ermöglichen, vielmehr sollen die Vermieterrechte durch eine 
neue Zwangsvorschrift zusätzlich eingeschränkt werden.  
 
 
Zum vorgeschlagenen Artikel 8a VMWG im Einzelnen 

Art. 8a Absatz 1 
Gemäss dem vorgeschlagenen Absatz 1 «kann» der Vermieter die generelle Zustimmung 
zur wiederholten kurzzeitigen Untervermietung erteilen. Diese Bestimmung ist allerdings 
reichlich euphemistisch. Aus dem Zusammenhang mit Absatz 3 ergibt sich nämlich, dass es 
sich dabei nicht um eine «Kann»-Vorschrift im eigentlichen Sinne handelt. Vielmehr soll eine 
Zwangsvorschrift geschaffen werden. Mieter sollen neu vom Vermieter eine Globalzustim-
mung zur wiederholten Kurzzeitbeherbergung über Online-Plattformen erzwingen können. 
Nach Absatz 3 «muss» der Vermieter – abgesehen von beschränkten Ausnahmefällen – 
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dem Mieter eine solche Globalvollmacht erteilen. Über die einzelnen vom Mieter konkret ab-
geschlossen Beherbergungsverträge muss der Vermieter sodann nicht einmal informiert 
werden. Es ist keine diesbezügliche Meldepflicht vorgesehen. Darüber, ob der Mieter die 
Konditionen der Globalzustimmung (siehe Abs. 2 und 3) in den konkreten entgeltlichen Ge-
brauchsüberlassungen tatsächlich einhält, entzieht sich der Kenntnis des Vermieters. In ei-
nem Verfahren wird es ihm daher auch nur mit immensem «Spionageaufwand» möglich 
sein, dem Mieter Missbräuche nachzuweisen. 

Art. 8a Absatz 2 
Die Vorgaben der Verordnung an das Gesuch des Mieters sind völlig mangelhaft. Essentielle 
Punkte für die Beurteilung, ob einer entgeltlichen Gebrauchsüberlassung an Dritte zuge-
stimmt werden muss, sind insbesondere: 

- Der vertraglich vereinbarte Nutzungszweck: nur wenn der Vermieter diesen kennt, 
kann er prüfen, ob das Mietobjekt nur im Rahmen des Hauptmietvertrags genutzt 
werden soll. Der Mieter darf Dritten keinen anderen Gebrauch gestatten, als ihm 
selbst aufgrund des Mietvertrags erlaubt ist.  

- Art und Umfang der Leistungen des Mieters und die Höhe der Entschädigung dafür: 
Diese Angaben sind sowohl für die Beurteilung des zulässigen Gebrauchszwecks 
(z.B. zur Wohnnutzung und nicht zur kommerziellen Bewirtschaftung) als auch für die 
Beurteilung der «Nichtmissbräuchlichkeit» des Untermietzinses im Verhältnis zum 
Mietzins notwendig. Dabei ist erforderlich, dass der Vermieter die einzelnen Leistun-
gen und Entschädigungen pro «Beherbergungsvertrag» kennt. Denn wenn die Leis-
tungen in den einzelnen Verträgen stark variieren, ist eine Überprüfung der Miss-
bräuchlichkeit nicht möglich.  

- Die Dauer und die Häufigkeit der Untervermietungen): Die effektive Gesamtdauer der 
Kurzzeitbeherbergungen. Für die Beurteilung der Zumutbarkeit der «Untermiete» ist 
zudem nicht nur die pauschale Gesamtdauer von potentiellen wiederholten Kurzzeit-
Nutzungen wesentlich, sondern auch deren Anzahl während dieser Gesamtdauer. 
Eine Vielzahl von sehr kurzen Aufenthalten wechselnder Personen wirkt sich mit Be-
zug auf Immissionen, Abnutzung, Sicherheit etc. anders aus als eine Beherbergung 
durch ein und dieselbe Person über die gleiche Gesamtdauer. 

- Die Identität der Untermieter: Um diese im Bedarfsfall auch direkt und unmittelbar zur 
Einhaltung des mietvertraglichen Gebrauchszwecks anhalten zu können (so aus-
drücklich Art. 262 Abs. 3 OR). 

Der Mieter muss diese Angaben ohnehin zusammenstellen und dokumentieren können, 
denn er braucht sie zur Erfüllung öffentlicher Pflichten (öffentlich-rechtliche Meldepflichten 
betreffend beherbergter Personen, Einkommenssteuer, allfällige Kurtaxen etc.). 

Art. 8a Absatz 3 
Gemäss erläuterndem Bericht soll mit der Verordnungsrevision Rechtssicherheit geschaffen 
und hierfür die zulässigen Verweigerungsgründe des Vermieter konkretisiert werden. Dies 
trifft jedoch nicht zu. Die vorgeschlagene Verordnungsbestimmung (Art. 8a Abs. 3 OR) ver-
weist lediglich auf die gesetzlichen Verweigerungsgründe von Art. 262 Abs. 2 OR und ver-
merkt dazu, dass die Globalzustimmung namentlich verweigert werden kann, wenn dem 
Vermieter aus der Nutzung einer Buchungsplattform als solcher oder den Auswirkungen die-
ser Nutzung wesentliche Nachteile entstehen. In den Erläuterungen zur Verordnung wird so-
dann lediglich darauf hinweisen, dass Vermieter in Einzelfällen bei Vorliegen spezieller Um-
stände allenfalls eine Globalzustimmung verweigern können. Damit ist für beide Parteien völ-
lig unklar, was sich der Vermieter alles aufnötigen lassen muss. Es bleibt dem Vermieter 
nichts Anderes übrig, als im Einzelfall den Gerichtsweg zu beschreiten und ein teures auf-
wändiges Beweisverfahren anzustrengen, wenn er die im Mietvertrag vereinbarte Wohnnut-
zung durchsetzen will. Im Übrigen wird mit dem faktischen Zwang zur Globalzustimmung das 
Hauptproblem, nämlich die Tatsache, dass entgeltliche Kurzzeitvermietungen an einen un-
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bekannten, wechselnden Personenkreis nicht vom gesetzlichen Zweck des sozialschutz-
geprägten Rechts auf Untervermietung gedeckt sind, missachtet.  
Das Gesetz hält in Art. 262 Abs. 3 OR sodann unmissverständlich fest, dass der Mieter dem 
Vermieter dafür haftet, dass das Mietobjekt nur so gebraucht wird, wie es der Mietvertrag mit 
dem Vermieter gestattet. Das Gesetz gibt dem Vermieter daher auch das Recht, den Unter-
mieter unmittelbar dazu anzuhalten. Damit bringt das Gesetz klar zum Ausdruck, dass dem 
Vermieter die Person bzw. die Personen, welche als Untermieter das Mietobjekt nutzen be-
kannt sein müssen. Andernfalls ist eine Aufforderung oder Verwarnung an diese nicht prakti-
kabel. Es widerspricht daher auch klar dem Sinne des Gesetzes, dass sich der Vermieter 
den entgeltlichen Gebrauch des Mietobjekts durch unbekannte Dritte (ein wechselnder Per-
sonenkreis von unbekannten Untermietern) aufzwingen lassen muss.  
 

Fazit 
Der HEV Schweiz lehnt die vorgeschlagene Revision der VMWG ab. Deren einziger 
Zweck besteht darin, eine neue Zwangsvorschrift für Vermieter zu schaffen. Die vor-
geschlagene Verordnungsbestimmung widerspricht dem vom Gesetzgeber vorgese-
henen Zweck des Rechts zur Untermiete gemäss Art. 262 OR und ist unseres Achtens 
gesetzwidrig.  
Im Rahmen der Vertragsfreiheit kann der Vermieter bereits heute seine Globalzustimmung 
zu wiederholten Kurzzeitvermietungen erteilen und auch die Konditionen hierfür festlegen. 
Dafür braucht es keine Verordnungsänderung. Eine neue Zwangsvorschrift hierzu lehnt der 
HEV Schweiz entschieden ab. Die Vorlage schafft darüber hinaus weder Rechtssicherheit 
noch Transparenz in der Praxis der Untervermietung. Ebenso wenig wird damit der administ-
rative Aufwand verringert. Konsequenz der vorgeschlagenen Bestimmung wären eine Zu-
nahme der missbräuchlicheren kommerziellen Nutzungen von Mietwohnungen. 
 

Rechtssicherheit und Transparenz in der Praxis der Untermiete ganz generell kann dagegen 
durch die Vorgabe erreicht werden, dass das Gesuch zur Untermiete sowie die Bekanntgabe 
von dessen Konditionen schriftlich erfolgen müssen. Mit der Offenlegung dieser Bestimmun-
gen wird Transparenz geschaffen und damit auch der administrative Aufwand für die Zuläs-
sigkeits-Prüfung durch den Vermieter vereinfacht. Missbräuche lassen sich so verringern. 
Dies entspricht der Forderung der pa. Iv. «Missbräuchliche Untermiete vermeiden», welche 
von den Rechtskommissionen beider Räte bereits unterstützt wurde. 
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Position und die Berücksichtigung unserer 
Anliegen. 
 
Freundliche Grüsse 
HEV Schweiz 
 
 
 
NR Hans Egloff Monika Sommer 
Präsident   Stv. Direktorin 
  



 

hotelleriesuisse Monbijoustrasse 130 Tel. +41 31 370 42 08 www.hotelleriesuisse.ch 
Schweizer Hotelier-Verein Postfach Fax +41 31 370 41 50  
 CH-3001 Bern politik@hotelleriesuisse.ch 

 

 
 

 
 

 
 
Stellungnahme anlässlich der Vernehmlassung zur Verordnung über die Miete und Pacht 
von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
hotelleriesuisse dankt Ihnen für die Möglichkeit im Rahmen der laufenden Vernehmlassung zur 
Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG) Stellung zu 
nehmen. Gerne unterbreiten wir Ihnen im Folgenden unsere Position. 
 
1. Vorbemerkung 
 
hotelleriesuisse ist das Kompetenzzentrum für die Schweizer Hotellerie und vertritt als 
Unternehmerverband die Interessen der innovativen und nachhaltigen Hotelbetriebe. Die von 
hotelleriesuisse klassierten Betriebe repräsentieren rund zwei Drittel der Schweizer Hotelbetten 
und generieren knapp 75 Prozent der Logiernächte. 
Gemäss Satellitenkonto 2016 erzielt der Tourismus mit einer Nachfrage von 47 Mrd. Franken eine 
direkte Bruttowertschöpfung von 17 Mrd. Franken – was einem Anteil von 2,6 Prozent an der 
gesamtwirtschaftlichen direkten Bruttowertschöpfung der Schweiz entspricht. Der Tourismus 
gehört zudem zu den vier wichtigsten Exportbranchen der Schweiz. Die Hotellerie als Rückgrat 
des Tourismus erwirtschaftet allein einen jährlichen Umsatz von über 7,6 Mrd. Franken und 
beschäftigt knapp 80'000 Mitarbeitende. hotelleriesuisse setzt sich deshalb mit Nachdruck für die 
Verbesserung der Erfolgs- und Wachstumschancen wettbewerbswilliger und wettbewerbsfähiger 
Hoteliers und Hotels in der Schweiz ein. 
 
2. Allgemeine Anmerkungen zur Vernehmlassungsvorlage 

 
hotelleriesuisse lehnt die Vorlage ab. 
Begründung: Der Anteil der gewerblichen Anbieter von Wohnungen/Zimmern auf Online-
Plattformen nimmt stetig zu. Laut dem Walliser Tourismusobservatorium wurden im Juni 2017 
57% des Gesamtangebots von Gastgebern angeboten, die lediglich ein einzelnes Objekt 
verwalten. Hier wird davon ausgegangen, dass diese Dienstleistungen im Consumer to 
Consumer Bereich liegen. Diese erachtet die Branche als willkommene Ergänzung des 
touristischen Angebotes, da die Portale neue Touristengruppen ansprechen, die ohne ähnliche 
Angebote allenfalls nicht in das Tourismusland Schweiz reisen und somit nicht zu einer höheren 
Bruttowertschöpfung im Tourismus beitragen würden. 
Das Angebot der Vermieter, die mehr als 3 Objekte verwalten und somit in der Regel gewerblich 
handeln, beträgt bereits 24% des Gesamtangebots.  

Eidgenössisches Departement für 
Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
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Diese gewerblichen Anbieter der sogenannten neuen Beherbergungsformen im Onlinebereich 
unterliegen jedoch weniger Regulierungen als die klassische Hotellerie. Neben der 
Wettbewerbsverzerrung birgt dieser Umstand eine Gefahr der Rechtsunsicherheit. 
Daher gilt es sicherzustellen, dass bei einer allfälligen Lockerung der Untermiete nur Private 
Objekte gestützt auf Art. 262 OR i.V.m. Art. 8a VMWG untervermieten. Hierzu können folgende 
Auflagen dienen: eine maximale Dauer von 60 Tagen pro Untermietverhältnis oder das Erfordernis, 
nicht öfter als zweimal im Jahr unterzuvermieten oder die Untervermietung von maximal 3 
Objekten.  
Im Übrigen gibt es noch weitere Elemente von ungleich langen Spiessen. Dies ist beispielsweise 
im Steuerrecht, bei Gebühren (Kurtaxe, Beherbergungstaxe), bei der Sicherheit 
(Brandschutzvorschriften, Meldung von Gästen), im Arbeitsrecht, bei der Nutzung von 
Urheberrechten oder bei lebensmittelrechtlichen Vorschriften der Fall. Deswegen verlangt die 
Branche, dass gewerbliche Anbieter mit gleich langen bzw. kurzen Spiessen behandelt werden 
müssen. Dies ist jedoch bis jetzt leider nicht der Fall. Solange die Behörden keine gleichen 
Rahmenbedingungen schaffen, lehnt hotelleriesuisse deshalb die Neuregelung ab. Durch 
die Lockerung des Zustimmungsverfahrens der Vermieter wird eine Hürde abgebaut und es 
kommen künftig noch mehr Objekte auf den Markt der kurzfristigen Wohnungsvermietung. Dadurch 
werden tendenziell noch mehr gewerbliche Online-Anbieter in den Markt eintreten und die 
ungleichen Wettbewerbsbedingungen im Vergleich zur klassischen Beherbergung werden sich 
verschärfen. Zusätzlich können laut der vom Bundesamt für Wohnungswesen in Auftrag 
gegebenen Studie «Sharing-Economy-Plattformen - mögliche Auswirkungen auf den 
schweizerischen Wohnungsmarkt» (2018) negative Folgen auftreten wie die Nutzung von 
Wohnraum durch Touristen, der eigentlich für das permanente Wohnen vorgesehen ist. Dieser 
Wohnraum würde dann dem Wohnungsmarkt entzogen. Dies würde bei einem allfälligen 
zukünftigen Problem des «Overtourism» auch die Hotellerie betreffen und negative Stimmung 
gegen den Tourismus im Allgemeinen erzeugen. 
 
Mit der generellen Zustimmung der Vermieter zur kurzfristigen Untervermietung von Wohnungen 
werden zudem die Fälle der missbräuchlichen Untermiete zunehmen. Bereits zum jetzigen 
Zeitpunkt werden Objekte zu Mietzinsen untervermietet, welche beträchtlich über den vom 
Hauptmieter bezahlten Mietzinsen liegen. Mit der generellen Zustimmung des Vermieters ist es 
noch schwieriger einen Überblick über die untervermieteten Wohnungen und Zimmer zu behalten, 
was zu einer geringeren Kontrolle führen wird. 

 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Position und stehen Ihnen für weitere Fragen 
gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 
 
hotelleriesuisse 
 
 
 
 
Claude Meier Christophe Hans 
Direktor Leiter Wirtschaftspolitik 
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Bundesamt für Wohnungswesen 
Herr Cipriano Alvarez 
Bereich Recht 
Storchengasse 6 
2540 Grenchen 
 
Bern, 14. Juni 2018 
 
Untermiete: Revision von Art. 8a der Verordnung über die Miete und Pacht von 
Wohn- und Geschäftsräumen 
 
Sehr geehrter Herr Alvarez 
 
Der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband (SMV ASLOCA ASI) hat die 
Teilrevision zur Kenntnis genommen und möchte nachfolgend auf die Vernehmlassung 
eingehen. 
 
Der SMV befürwortet den neuen Artikel 8a der Verordnung über die Miete und Pacht von 
Wohn- und Geschäftsräumen, da sein Inhalt die wiederholte kurzzeitige Untermiete 
vereinfacht. Die Mieterinnen und Mieter würden dadurch leichter eine generelle 
Zustimmung der Vermieter für eine ganze oder teilweise Untervermietung ihrer Wohnung 
über eine Buchungsplattform erhalten. Sie wären zudem besser vor einer Kündigung 
geschützt, die auch heute noch denjenigen Mieterinnen und Mietern droht, die ihre 
Wohnung zum Beispiel über Airbnb untervermieten. Im Zeitalter der Digitalisierung ist die 
heutige Regelung, die für jede Untermiete eine neue Genehmigung vorsieht, überholt. 
 
Trotz dieser Befürwortung fordert der SMV den Bundesrat und die Kantone jedoch auf, 
alle nötigen Massnahmen zu ergreifen, um dem Verlust erschwinglicher Wohnobjekte 
entgegenzuwirken, da solche zunehmend für die Unterbringung von Touristinnen und 
Touristen oder Geschäftsreisenden über Airbnb oder andere Buchungsplattformen genutzt 
werden. Insbesondere in den Städten dienen Wohnungen mit günstigeren Mietzinsen 
nicht mehr dem Wohnen, sondern für wiederholte Kurzaufenthalte zu hohen Preisen. Die 
Zweideutigkeit des Ferienwohnungsbegriffs in den Erläuterungen (Abschnitt 2.1) könnte 
diese rasant zunehmende Entwicklung in den grossen städtischen Gebieten der Schweiz 
noch verstärken. Daher ist es notwendig, raumplanerische Massnahmen einzuleiten, eine 
Meldepflicht bei der zuständigen Behörde und eine Begrenzung der Beherbergungszeit (s. 
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Office fédéral du logement 

Monsieur Cipriano Alvarez 

Secteur Droit 
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Berne, le 14 juin 2018 

 

Sous-location : révision de l’art. 8a de l’ordonnance sur le bail à loyer 
 

Monsieur le Chef de secteur, 

 

L’Association suisse des locataires (ASLOCA SMV ASI) a pris connaissance de la 

révision partielle proposée et répond à la consultation de la manière qui suit. 

 

L’ASLOCA est favorable au nouvel article 8a de l’ordonnance sur le bail à loyer et le bail à 
ferme d’habitations et de locaux commerciaux, sa teneur facilitant la sous-location répétée 

de courte durée. Les locataires obtiendraient ainsi plus simplement le consentement 

général des bailleurs, pour sous-louer tout ou partie de leur appartement par 

l’intermédiaire d’une plateforme de réservation. Ils seront mieux protégés d’un congé, que 
risquent encore aujourd’hui celles et ceux qui sous-louent sur Airbnb par exemple. A l’ère 
de la digitalisation, la règle actuelle qui prévoit une nouvelle autorisation pour chaque 

sous-location est anachronique. 

 

Malgré cet avis favorable, l’ASLOCA demande au Conseil fédéral et aux cantons de 
prendre toutes mesures pour éviter la disparition de logements abordables, dévolus de 

manière croissante à l’hébergement de touristes ou de voyageurs d’affaires via Airbnb ou 

d’autres plateformes de réservation. Dans les villes notamment, des appartements à loyer 
meilleur marché ne sont plus voués à l’habitation mais à des courts séjours répétés et 
tarifés à grand prix. L’ambiguïté du rapport explicatif (2.1) sur la notion d’appartements de 
vacances peut encore renforcer cette évolution exponentielle dans les grands centres 

urbains du pays. Il faut au contraire prendre des mesures d’aménagement territorial, 
instaurer une obligation d’annonce à l’autorité compétente et une limitation de la période 

d’hébergements (60 jours dans le canton de Genève p.ex.), pour éviter que disparaissent 

davantage d’habitations à loyer accessible. Limiter la période admissible de sous-location 
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Schweizerischer  Verband  der  Immobilienwirtschaft  SVIT  Schweiz  Associazione  Svizzera  dell’  economia  immobiliare  SVIT  Svizzera  Association  Suisse  de  l’économie  immobilière  SVIT  Suisse  Swiss  Real  Estate  Association  SVIT  Switzerland       Per  Mail:  recht@bwo.admin.ch      Eidgenössisches  Departement  für  Wirtschaft,  Bildung  und  Forschung  WBF  Bundesamt  für  Wohnungswesen  BWO  Storchengasse  6  2540  Grenchen      Zürich,  03.  Juli  2018  
Vernehmlassungsverfahren zur Änderung der 

Verordnung über die Miete und Pacht  

von Wohn- und Geschäftsräumen Sehr  geehrte  Herr  Bundesrat,  sehr  geehrte  Damen  und  Herren  Sie  haben  uns  mit  Schreiben  vom  21.  März  2018  die  Vorlage  zur  Änderung  der  Verordnung  über  die  Miete  und  Pacht  von  Wohn-­  und  Geschäftsräumen  (VMWG)  unterbreitet  und  zur  Vernehmlassung  eingeladen.  Dafür  danken  wir  Ihnen.  Gerne  nehmen  wir  im  Folgenden  zur  Vorlage  Stellung.  Als  Berufs-­  und  Fachverband  der  Immobilienwirtschaft  vertreten  wir  über  2000  Unternehmen  aus  der  ganzen  Schweiz,  die  Dienstleistungen  unter  anderem  für  institutionelle,  gewerbliche  und  private  Immobilieneigentümer,  Bauherren,  Betreiber  und  Stockwerkeigentümergemeinschaften  anbieten.  Der  Schweizerische  Verband  der  Immobilienwirtschaft  SVIT  Schweiz  –  nachfolgend:  SVIT  –  ist  in  allen  Landesregionen  präsent  und  ist  die  nationale  Vertretung  des  professionellen  Immobiliendienstleistungssektors  in  politischen  Belangen.  Zusammen  repräsentieren  wir  rund  30'000  Berufsleute  der  Immobilienwirtschaft.  
Das Wichtigste in Kürze 

-   Der  SVIT  lehnt  die  Vorlage  in  jeder  Hinsicht  ab.  Er  ersucht  den  Bundesrat,  diese  abzuschreiben.  
-   Es  besteht  im  privatrechtlichen  Bereich  kein  Handlungsbedarf  zur  Regelung  der  kurzzeitigen  Untervermietung.  Das  geltende  Mietrecht  ist  diesbezüglich  aus  Sicht  des  SVIT  ausreichend  klar.  Eine  Regelung  im  öffentlich-­rechtlichen  Bereich  ist  Sache  der  Kantone  bzw.  der  Kommunen  (Baugesetz  bzw.  Bau-­  und  Nutzungsordnung).  

mailto:recht@bwo.admin.ch
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-   Die  wiederholte  Beherbergung  von  Gästen  unbestimmter  Anzahl  gegen  Entgelt  stellt  eine  kommerzielle  Nutzung  des  Wohnraums  dar.  Gastgeber  und  Gast  gehen  nach  herrschender  Lehre  in  der  Regel  einen  Beherbergungs-­  oder  Gastaufnahmevertrag  ein.  Die  Vermarktung  und  Vermittlung  über  Buchungsplattformen  sind  ein  Indiz  für  die  kommerzielle  Nutzung  (Angebot  an  eine  unbestimmte  Anzahl  potenzieller  Gäste).  
-   Die  kommerzielle  Untervermietung  widerspricht  dem  Nutzungszweck  des  zum  dauernden  Aufenthalt  überlassenen  Wohnraums  und  kann  nicht  darunter  subsummiert  werden.  
-   Das  grundsätzliche  Recht  zur  regelmässigen  kommerziellen  Untervermietung  an  Gäste,  wie  es  mit  der  Vorlage  eingeräumt  werden  soll,  stellt  eine  erhebliche  Ausweitung  der  Nutzungsrechte  des  Mieters  bzw.  Einschränkung  der  Verfügungsgewalt  und  Eigentumsrechte  des  Eigentümers  dar.  
-   Die  Vorlage  stellt  keine  Anpassung  des  Art.  262  OR  an  die  technologische  und  gesellschaftliche  Entwicklung  dar  und  sprengt  den  Rahmen  des  vom  Gesetzgeber  ursprünglich  vorgesehenen  Rechts  auf  Untervermietung.  
-   Das  grundsätzliche  Recht  des  Mieters  zur  kurzzeitigen  Untervermietung  und  die  Beweispflicht  des  Vermieters  bei  Ablehnung  stellt  eine  Umkehr  der  heutigen  Situation  dar  und  auflegt  dem  Vermieter  die  Beweislast.  Dies  führt  zu  einer  erheblichen  Rechtsunsicherheit  und  verursacht  hohe  Kosten.  
-   In  Ballungszentren  ist  die  Nachfrage  nach  Wohnraum  für  dauerhaften  Aufenthalt  und  gleichzeitig  nach  kurzzeitigen  Übernachtungsmöglichkeiten  am  grössten.  Dies  führt  zu  einer  Konkurrenzierung  der  Wohnraumnachfrage.  Das  grundsätzliche  Recht  zur  kurzzeitigen  Untervermietung  erhöht  den  Druck  auf  die  Wohnungssuchenden,  was  in  jeder  Hinsicht  unerwünscht  ist.  Dem  Wohnungsmarkt  würde  durch  die  Anpassung  Wohnraum  entzogen.  
-   Wenn  denn  –  was  der  SVIT  Schweiz  ebenfalls  klar  ablehnt  –  generell  ein  Recht  des  Mieters  auf  kommerzielle  Nutzung  eines  Mietobjekts  geschaffen  werden  soll,  so  könnte  dies  nur  auf  Gesetzesebene  und  nicht  auf  dem  Verordnungsweg  legiferiert  werden.  

Argumentation im Einzelnen 

Grundsätzliche Ablehnung der kurzzeitigen Untervermietung Der  SVIT  lehnt  ein  generelles  Recht  der  Mieter  zur  kurzzeitigen  Untervermietung  –  im  Titel  des  betreffenden  Art.  8a  VMWG  als  «Generelle  Zustimmung  zur  wiederholten  kurzzeitigen  Untermiete»  betitelte  Änderung  –  grundsätzlich  und  entschieden  ab.  Dieses  Recht  hat  zur  Folge,  dass  dem  Mietwohnungsmarkt  Wohnraum  zum  dauerhaften  Aufenthalt  entzogen  wird.  Es  wäre  mit  einer  deutlichen  Ausweitung  des  Angebots  kurzzeitiger  Übernachtungsmöglichkeiten  in  Mietwohnungen  namentlich  in  den  touristischen  Zentren  und  in  Kernstädten  zu  rechnen.  Während  heute  aufgrund  der  Rechtslage  das  Angebot  für  kurzzeitige  Untermiete  vernachlässigbar  ist,  würde  das  generelle  Recht  Mietinteressenten  bei  der  Suche  nach  Wohnraum  für  den  dauernden  Aufenthalt  erheblich  benachteiligen.  Die  Eigentumsrechte  und  die  Verfügungsgewalt  des  Vermieters  würden  zudem  durch  ein  generelles  Recht  weiter  beschnitten.  
Kommerzieller Charakter der kurzfristigen Untervermietung Die  Aufnahme  von  Gästen  ohne  persönliche  Beziehung  und  gegen  Bezahlung  verfolgt  einen  kommerziellen  Zweck.  Dies  insbesondere  dann,  wenn  sich  das  Angebot  an  eine  unbestimmte  Anzahl  von  Personen  richtet,  wie  dies  bei  Buchungsplattformen  typisch  ist.  Gastgeber  und  Gast  schliessen  in  der  Regel  einen  Gastaufnahme-­  oder  Beherbergungsvertrag,  selten  einen  atypischen  oder  reinen  Untermietvertrag  ab.  Massgebend  für  den  Vertragstypus  sind  die  über  das  Angebot  einer  reinen  Schlafstätte  hinausgehenden  
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Dienstleistungen  wie  Gästeempfang,  die  Bereitstellung  von  Bett-­  und  Frotteewäsche,  End-­  und  Zwischenreinigung,  Empfehlungen  für  Freizeitaktivitäten  und  Restaurants  usw.  Eine  solche  kommerzielle  Nutzung  sprengt  den  Rahmen  der  Gebrauchsüberlassung  von  Wohnraum  zum  dauernden  Aufenthalt.  Als  Wohnraum  zu  betrachten  sind  Räume,  die  nach  ihrem  vertraglich  vereinbarten  Zweck  dem  Wohnen  dienen  sollen,  die  also  zum  dauernden  Aufenthalt  von  Personen  geeignet  sind  und  zu  diesem  Zweck  vermietet  werden.  Ist  der  vereinbarte  Gebrauchszweck  kommerzieller  Natur,  so  wäre  von  einer  Geschäftsraummiete  auszugehen.  Das  Mietobjekt  würde  dem  Mieter  im  Hinblick  auf  die  Entfaltung  einer  wirtschaftlichen  Tätigkeit,  also  für  Gewerbe,  Handel,  Verkauf,  Dienstleistung  usw.,  zum  Gebrauch  überlassen.  Genau  dieser  Zweck  sieht  der  Vermieter  bei  der  Gebrauchsüberlassung  von  Wohnraum  nicht  vor.  Die  tatsächliche  Nutzung  zur  Gastaufnahme  bzw.  Beherbergung  stellt  somit  ein  Verstoss  gegen  den  vereinbarten  Nutzungszweck  dar.  Dabei  ist  es  unerheblich,  ob  nur  einzelne  Zimmer  oder  die  ganze  Wohnung  und  ob  nur  zeitweise  oder  dauernd  Übernachtungsmöglichkeiten  angeboten  werden.  
Kein Anwendungsfall von Art. 262 OR Ob  die  kurzzeitige,  hotelartige  Untervermietung  als  Anwendungsfall  von  Art.  262  OR  zu  qualifizieren  ist,  ist  umstritten.  Während  Spirig  (Grundsätze  der  Untermiete  und  Airbnb,  mp  1/15,  Seite  1  ff.)  dies  bejaht,  zieht  dies  Tschudi  (Neue  Vermietungsformen  [Airbnb  etc.]  im  Lichte  des  geltenden  Mietrechts,  St.  Galler  Mietrechtstag,  2016)  in  Zweifel.  Die  Gründe  für  die  Skepsis  sind  einleuchtend.  Tschudi  führt  zu  dieser  Frage  aus:  «Die  Entscheidung,  ob  Art.  262  OR  auch  auf  Airbnb-­Verhältnisse  Anwendung  findet,  hängt  somit  letztlich  nicht  von  der  rechtlichen  Qualifikation  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Gastgeber  und  Gast  ab,  sondern  von  der  Frage,  ob  Airbnb-­Verhältnisse  derart  nahe  bei  den  typischen  Fällen  sind,  die  der  Gesetzgeber  beim  Erlass  von  Art.  262  OR  vor  Augen  hatte,  dass  die  in  Art.  262  OR  getroffene  Entscheidung  des  Gesetzgebers  auch  auf  Airbnb-­Verhältnisse  Anwendung  findet  bzw.  finden  muss.  Dazu  Folgendes:  Die  Untervermietung  hat  mit  dem  eigentlichen  Gebrauchmachen  von  der  Mietsache,  d.h.  mit  dem  Gebrauchszweck,  für  den  sie  vom  Mieter  gemietet  wurde  (dem  Wohnen),  nichts  zu  tun.  Dem  Gesetzgeber  ging  es  dabei  namentlich  um  Fälle,  in  denen  der  Hauptmieter  längere  Zeit  (mehrere  Monate)  abwesend  ist,  er  die  Wohnung  nach  seiner  Rückkehr  aber  wieder  selber  bewohnen  und  deswegen  nicht  aufgeben  möchte,  oder  um  Fälle,  in  denen  die  Wohnung  infolge  familiärer  Veränderungen  oder  eines  Schicksalsschlages  finanziell  nicht  mehr  tragbar  geworden  ist.  In  solchen  Fällen  rechtfertigt  es  sich  aus  sozialpolitischen  Überlegungen,  die  Vertrags-­  und  Eigentumsfreiheit  zulasten  des  Vermieters  einzuschränken.  Geht  es  dem  Mieter  aber  nur  darum,  die  an  sich  ohne  weiteres  tragbaren  Lebenshaltungskosten  durch  die  Untervermietung  zu  senken,  dann  dürfte  eine  solche  Einschränkung  nur  schwer  zu  rechtfertigen  sein.  Ob  der  Gesetzgeber  auch  solche  Fälle  unter  Art.262  OR  subsumiert  haben  wollte,  ist  zumindest  sehr  fraglich.»  Zusammenfassend  ist  bei  der  kurzzeitigen  Untervermietung  von  einer  kommerziellen  Nutzung  des  Wohnraums  auszugehen,  die  den  Nutzungszweck  des  zum  dauernden  Aufenthalt  überlassenen  Wohnraums  sprengt.  Der  SVIT  ist  der  Auffassung,  dass  die  kurzzeitige  Untervermietung  nicht  als  Anwendung  von  Art.  262  OR  zu  werten  ist.  
Kein Handlungsbedarf Die  geltende  Rechtslage  ist  somit  für  das  Phänomen  der  kurzzeitigen  Untervermietung  und  die  Vermarktung  über  Buchungsplattformen  ausreichend  klar:  Der  Vermieter  soll  eine  derartige  Nutzung  des  Wohnraums  ohne  Weiteres  verbieten  können,  weil  sie  der  vereinbarten  Gebrauchsüberlassung  
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widerspricht.  Selbst  wenn  man  Spirig  folgen  würde  («Neben  der  reinen  Untermiete  können  weiterer  Formen  von  entgeltlichen  Gebrauchsüberlassungen  nicht  von  vornherein  ausgeschlossen  werden»,  a.a.O.,  Seite  6),  so  kann  sich  der  Vermieter  heute  auf  Art.  262  Abs.  2  Buchst.  a  OR  berufen.  Denn  es  wird  dem  Mieter  unmöglich  sein,  für  jede  einzelne  Gastaufnahme  bzw.  Beherbergung  die  wesentlichen  Elemente  des  Untermietverhältnisses  zu  nennen  und  dem  Vermieter  ausreichend  Zeit  (gemäss  herrschender  Lehre    2  Wochen)  für  die  Prüfung  einzuräumen.  Zu  diesen  wesentlichen  Elementen  gehört  namentlich  die  Benennung  der  Person  des  Untermieters.  Es  ist  das  gute  Recht  des  Vermieters  zu  wissen,  wer  sich  als  Untermieter  in  seiner  Wohnliegenschaft  aufhält  und  etwa  Schlüssel  für  Gebäude  und  Wohnung  besitzt.  Das  Unvermögen  des  Mieters,  die  wesentlichen  Elemente  zu  benennen,  führt  dazu,  dass  die  Untervermietung  über  Buchungsplattformen  auch  nach  Art.  262  Abs.  2  Buchst.  a  OR  faktisch  ausgeschlossen  ist.  Dies  ist  sachgerecht.  
Fehlende Kompetenz zur Regelung der kurzzeitigen Untervermietung auf dem 

Verordnungsweg Folgt  man  der  Argumentation  Tschudis,  lehnt  die  Auffassung  von  Spirig  ab  (jeweils  a.a.O.)  –  wie  dies  der  SVIT  beides  tut  –  und  betrachtet  die  kurzzeitige  Untervermietung  nicht  als  Anwendungsfall  von  Art.  262  OR,  so  fehlt  dem  Bundesrat  nach  dem  Verständnis  des  SVIT  die  Kompetenz,  diese  Form  der  kommerziellen  Nutzung  auf  dem  Verordnungsweg  zu  regeln.  Der  Gesetzgeber  hatte  nach  dem  Dafürhalten  des  SVIT  in  der  damaligen  Debatte  zum  heute  geltenden  Mietrecht  keine  derartigen  Nutzungen  vor  Augen.  Dass  er  dies  aufgrund  der  inzwischen  eingetretenen  technologischen  und  gesellschaftlichen  Entwicklung  auch  nicht  konnte,  ist  nebensächlich.  Der  Gesetzgeber  wollte  bei  der  Schaffung  des  geltenden  Mietrechts  in  Art.  262  OR  ein  grundsätzliches  Recht  auf  Untermiete  unter  bestimmten  Bedingungen  einräumen.  So  sollte  der  Mieter  nach  längerer  Abwesenheit  wieder  in  sein  Mietobjekt  und  in  seine  gewohnte  Umgebung  zurückkehren  können  und  in  der  Zwischenzeit  die  Wohnung  nicht  aufgeben  bzw.  die  Kosten  für  die  leerstehende  Wohnung  nicht  tragen  müssen.  Wollte  der  Bundesrat  ein  neues  Nutzungsrecht  des  Mieters  einräumen,  so  müsste  er  dies  nach  Ansicht  des  SVIT  auf  dem  Gesetzesweg  tun.  Auch  eine  solche  Anpassung  des  geltenden  Mietrechts  würde  der  SVIT  selbstredend  ablehnen.  
Rechtsunsicherheit provoziert Mit  dem  grundsätzlichen  Recht  zur  Untervermietung  an  eine  unbestimmte  Gästeschaft  verlagert  sich  der  Fokus  auf  die  in  Art.  262  Abs.  2  Buchst.  b  und  c  OR  genannten  Verweigerungsgründe.  Dies  schafft  erhebliche  Rechtsunsicherheit  und  auferlegt  dem  Vermieter  die  Beweislast.  Unklar  ist,  was  der  Bundesrat  mit  dem  Wort  «namentlich»  in  Art.  8a  Abs.  3  VMWG  (zweiter  Halbsatz)  zum  Ausdruck  bringen  will.  Soll  damit  eine  Hierarchie  der  Ablehnungsgründe  geschaffen  werden?  Die  Erläuterungen  zur  Vorlage  gehen  jedenfalls  mit  keinem  Wort  auf  Art.  262  Abs.  2  Buchst.  b  OR  (Missbräuchlichkeit  der  Bedingungen)  ein.  Es  dürfte  im  konkreten  Fall  in  der  Tat  mit  erheblichen  Schwierigkeiten  verbunden  sein,  die  Missbräuchlichkeit  der  Übernachtungstaxe  für  die  kurzzeitige  Untervermietung  nach  den  vom  Bundesgericht  angewendeten  Richtlinien  für  die  absolute  und  relative  Methode  zu  beweisen  bzw.  zu  widerlegen.  Die  Taxe  umfasst  regelmässig  nicht  nur  einen  Mietanteil,  sondern  ebenso  ein  Entgelt  für  die  zusätzlichen  Dienstleistungen.  Dies  würde  die  Ausscheidung  und  Berücksichtigung  der  Kalkulation  dieser  Dienstleistungen  erfordern.  Beides  ist  für  den  Vermieter  –  der  die  Missbräuchlichkeit  bei  einer  Ablehnung  der  Untervermietung  beweisen  oder  mindestens  glaubhaft  machen  muss  –  unmöglich.  Sich  auf  Art.  262  



   5  

Abs.  2  Buchst.  b  OR  zu  berufen,  ist  für  den  Vermieter  aus  praktischen  Gründen  ein  mit  erheblichem  Aufwand  und  unsicherem  Ausgang  behafteter  Weg.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  Art.  262  Abs.  2  Buchst.  c  OR,  dem  in  der  Vorlage  offensichtlich  primäre  Bedeutung  zukommt.  Die  Erläuterungen  verlangen  vom  Vermieter  den  objektiven  Nachweis  wesentlicher  Nachteile  (Seite  4  der  Erläuterungen,  Abschnitt  zu  Art.  8a  Abs.  3)  und  eine  sachliche  Begründung  derselben.  Die  Würdigung  dieses  Nachweises  obliegt  dann  den  Schlichtungsbehörden  bzw.  den  Gerichten.  Spirig  erwähnt  dazu  wohl  in  Übereinstimmung  mit  dem  Bundesrat,  dass  rein  subjektive  Empfindungen  des  Vermieters  gemäss  herrschender  Lehre  unerheblich  sind  (a.a.O,  Seite  13).  «So  genügen  bloss  moralische  Vorbehalte  gegenüber  dem  Untermieter  oder  dessen  Gewerbe  nicht,  solange  der  Untermieter  sich  mit  seinem  Gebrauch  im  Rahmen  der  Legalität  bewegt  und  die  Mietsache  damit  nicht  über  Gebühr  abnutzt.»  Sie  hält  dafür,  dass  ein  rein  subjektiv  empfundener  Nachteil  kaum  je  die  Intensität  eines  wesentlichen  Nachteils  erreichen  dürfte,  solange  er  sich  nicht  auch  in  einem  objektivierbaren  Niederschlag  äussert.  Dies  zeigt,  wie  schwer  es  dem  Vermieter  fallen  wird,  den  wesentlichen  Nachteil  zu  substantiieren.  So  würde  etwa  das  Unsicherheitsgefühl  der  übrigen  Mieter  oder  die  subjektiv  empfundene  Belästigung  durch  erhöhten  Publikumsverkehr  nicht  zu  einer  Verweigerung  berechtigen.  
Einschränkung der Eigentumsrechte und der Verfügungsgewalt Die  Hauptleistungspflicht  des  Vermieters  besteht  darin,  dem  Mieter  für  die  Dauer  des  Vertragsverhältnisses  den  vorausgesetzten  Gebrauch  der  Mietsache  zu  ermöglichen/gewähren.  In  den  Schranken  der  Rechtsordnung  sind  die  Vertragsparteien  frei,  die  Art  des  Gebrauchs  der  Mietsache  und  den  Verwendungszweck  durch  Parteiabrede  zu  bestimmen.  Wo  sie  dies  nicht  explizit  tun,  ergibt  sich  der  Verwendungszweck  und  dessen  Einschränkung  aus  dem  Ortsgebrauch.  Diese  Vertragsfreiheit  wird  mit  der  zur  Diskussion  stehenden  Vorlage  in  einem  wesentlichen  Bereich  durchbrochen  und  die  Rechte  des  Eigentümers/Vermieters  beschränkt.  Der  SVIT  lehnt  diesen  Eingriff  entschieden  ab.  
Fazit Es  ist  für  den  SVIT  unverständlich,  dass  der  Bundesrat  vor  dem  Hintergrund  der  laufenden  Gespräche  der  Verbände  am  «runden  Tisch  über  Vermietungsplattformen»  des  Bundesamtes  für  Wohnungswesen  und  dem  dabei  ermittelten  Konsens,  dass  die  kurzzeitige  Untermiete  den  Mietwohnungsmarkt  nicht  tangieren  soll,  nun  ein  generelles  Recht  zur  wiederholten  kurzzeitigen  Untermiete  einräumen  will.  Vor  dem  Hintergrund  sämtlicher  oben  dargelegten  Erwägungen  lehnt  der  SVIT  die  Änderung  der  VMWG  klar  ab.      Kontakt  SVIT  Schweiz  Ivo  Cathomen  Puls  5  /  Giessereistrasse  18  8005  Zürich  ivo.cathomen@svit.ch  

mailto:ivo.cathomen@svit.ch










   2 Mit der Änderung will der Bundesrat einen neuen Grundsatz schaffen: Auf Verordnungsstufe soll die Möglichkeit zur generellen Zustimmung zur kurzzeitigen Untervermietung geschaffen werden.  Dies würde für alle Betroffenen eine eigentliche Verschlechterung darstellen. Das gilt für den Eigentümer wie für den Vermieter, nicht zuletzt aber auch für die Mieter selbst. Der VIS lehnt eine solche Regelung ab. III Stellungnahme zu den einzelnen Bestimmungen Art. 8a VMWG Die Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen soll um einen Artikel ergänzt werden, der die generelle Zustimmung zur wiederholten kurzzeitigen Unter-miete erlaubt. Dies mit Blick auf die schnelllebige Reservations- und Buchungspraxis von Buchungsplattformen, die durch diese einmalige Lizenzerteilung erleichtert werden soll. Die aktuelle Gesetzeslage sieht Mietende in der Pflicht, die Zustimmung zur Untervermietung bei ihrem Vermieter einzuholen. Neu wäre umgekehrt der Vermieter in der Rechtfertigungs-pflicht bei der allfälligen Verweigerung ebendieser Zustimmung. Die neue Verordnungsbe-stimmung sieht mögliche Gründe dafür ausschliesslich vor, wenn dem Vermieter «durch die Nutzung einer Buchungsplattform als solcher oder den Auswirkungen dieser Nutzung we-sentliche Nachteile entstehen» (Art. 8a Abs. 3). Der VIS lehnt dies dezidiert ab. Wohneigen-tümer würden dadurch massiv in ihrer Handlungs- und Entscheidungsfreiheit eingeschränkt. Im Grundsatz verstärkt die vorgeschlagene Änderung der VMWG durch die damit verbunde-ne Förderung kurzzeitiger Untervermietung die Anspannung auf dem Wohnungsmarkt gera-de im urbanen Bereich: Dem Wohnungsmarkt wird mit einer solchen Regelung potenziell Wohnungsmietraum entzogen, indem kurzzeitige Untermietverhältnisse begünstigt würden. Gerade in urbanen Gebieten würde die Problematik des angespannten Wohnungsmarktes damit unnötigerweise zusätzlich verschärft. Der VIS lehnt dies ab. Bereits heute sind Immobilieneigentümer häufig mit Reklamationen von Anwohnenden kon-frontiert, die sich über häufig wechselnde, lärmende oder anderweitig störende Untermieter beschweren. Im Interesse von stabilen und angenehmen Nachbarschaften und Beziehungen zwischen Immobilieneigentümern und Mietenden ist diese Änderung auch deshalb abzu-lehnen – sie führt zu Missmut, grösserer Bürokratie und zu höheren Kosten.  Demokratiepolitische Komponente Die vorgeschlagene Ergänzung der VMWG ist eine sehr grundsätzliche Änderung mit ge-samtgesellschaftlichem Interesse. Der Vorschlag des Bundesrates, die angepasste Verord-nung mit dem neuen Art. 8a per 1. Januar 2019 in Kraft setzen zu wollen, ist nicht akzepta-bel.  Der VIS betont: eine solche Änderung des Mietrechts zur Untermiete bedarf einer gesetzli-chen Grundlage und darf nicht ohne Einbezug des Parlaments vorgenommen werden. Damit kann eine eingehende Analyse und Debatte stattfinden. Alles andere wäre auch demokratie-politisch fragwürdig.  

























Es ist Ziel von Airbnb, die positiven Effekte von Home Sharing für die Schweizerinnen und Schweizer zu 

sichern. Daher stehen wir mit unserer Expertise den zuständigen politischen, staatlichen und 

kommunalen Stellen stets gerne zur Verfügung. 

Tobias Heyer 

Public Policy 
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stud.iur. Artur Terekhov, Inh. AT Recht Steuern, kontakt@at-recht-steuern.ch, 079 636 65 22 
Postadresse: Kirchweg 36, 8102 Oberengstringen

Oberengstringen, den 09.05.2018

A-Post
Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) 
z.Hd. Cipriano Alvarez 
Storchengasse 6 
2540 Grenchen SO

BWO OFL UFA

11. MAI 2018

Privatvemehmlassung i.S.v. Art. 4 Abs. 1VIG bzgl. VMWG-Änderung/Airbnb-Problematik

Sehr geehrter Herr Alvarez
Geschätzte Mitarbeitende des eidg. Bundesamtes für Wohnungswesen

In der Erwägung, dass Art. 4 Abs. 1 VIG Privatpersonen freistellt, unaufgefordert eine Vemehmlassungsantwort betreffend 
laufende Vemehmlassungsentwürfe einzureichen, reiche ich Ihnen in der eingangs enwähnten Angelegenheit hiermit 
gerne form- und fristgerecht meine Stellungnahme ein, zumal ich aufgrund meiner mietrechtsbezogenen Praxistätigkeit 
hoffe, mich hier sachdienlich - und durchaus sehr kritisch - einbringen zu können:

„Die geplante Änderung soll durch eine Anpassung der Verordnung über die Miete von Wohn- und Geschäftsräumen 
(VMWG) bewerkstelligt werden. In diese soll ein neuer Art. 8a VMWG eingefügt werden, wonach der Mieter dem Vermieter 
ein Gesuch für die generelle Erlaubnis „zu wiederholten kurzzeitigen Untermieten“ stellen darf. Dieses soll sodann vom 
Vermieter nur abgelehnt werden dürfen, „wenn ihm aus der Nutzung einer Buchungsplattform als solcher oder den Aus­
wirkungen dieser Nutzung wesentliche Nachteile entstehen“, ohne dass diese Nachteile weiter spezifiziert würden. Die 
Beweislast für das Vorliegen solcher Nachteile läge überdies beim Vermieter. Ziel des Gesetzgebers ist es offenkundig, 
die immer häufiger werdenden Airbnb-Kurzzeituntervermietungen rechtlich zu regeln, zumal diese in den letzten beiden 
Jahren immer wieder Gegenstand medialer Berichterstattung waren.

Problematisch ist dabei nicht nur die drohende Rechtsunsicherheit, da der Begriff der „wesentlichen Nachteile“ im Verord­
nungstext nicht annähernd definiert wird. Verkannt wird vom Bundesrat vollständig, dass der Kern des Problems ganz ein 
anderer ist als derjenige, den man regeln will. Sieht man in die Medienberichte, so beschweren sich immer wieder andere ■ 
Mieterinnen einer Liegenschaft über fremde und rasch wechselnde Personen im Haus sowie eine Zunahme von Lärm/wei­
teren Belästigungen bei gleichzeitiger Abnahme eines vertrauten Gefühls am privaten Wohnsitz. Dass Kurzze'itgäste in 
Ferienstimmung, denen ein Mieter seine private Wohnung kurzzeitig zur Verfügung stellt, sich meist lebendiger verhalten"' 
als im biederen Alltag, ist wenig erstaunlich. Dass dies in der Nachbarschaft der ständigen Mieterinnen mitunterzu Verär­
gerung führt, ebenso. Trifft den Vermieter jedoch eine Pflicht, die Mietsache in einem zum bestimmungsgemässen Ge­
brauch tauglichen Zustand zu erhalten (Art. 256 Abs. 1 OR) und damit die faktische Umnutzung einzelner Wohnungen in 
Minihotels zu verhindern, beisst sich dies klarerweise mit der nun geplanten Verordnungsregelung. Hauptgrund der ver­
mieterseitigen Ablehnung von ständig wechselnder Airbnb-Untermiete ist damit oft auch und gerade dem Wohlbefinden 
der übrigen Mieterschaft geschuldet. Der Umstand, dass Kurzzeitmieter mit dem Intérieur von Mietwohnungen oftmals 
weniger verantwortungsbewusst umgehen, ist dabei lediglich ein weiterer Gmnd zur Airbnb-Skepsis. Sollte der bundes- 
rätliche Verordnungswortlaut in der heutigen Form (inkl. Beweislast beim Vermieter für „wesentliche Nachteile“) in Kraft 
treten, so könnte dieser die Mieterschaft weniger vor den erwähnten Unannehmlichkeiten schützen und erst intervenieren, 
wenn es bereits negative Vorfälle gegeben hat, zumal oft erst dann der Beweis drohender Nachteile geführt werden kann. “

Bei meiner kursiv gedruckten inhaltlichen Stellungnahme handelt es sich über weite Strecken um einen gleichlautenden 
Artikel, den ich in der heute erschienenen „ümmattaler Gewerbezeitung“ Nr. 3/2018 (in alle Haushalte im Zürcher Bezirk 
Dietikon verteilte Zeitung, die unter Federführung des Gewerbeverbands Limmattal herausgegeben wird und teils auch 
amtl. Mitteilungen veröffentlicht) publiziert habe. Diesen finden Sie der Vollständigkeit halber in der Beilage.



^d.iur. Artur Terekhov, Inh. AT Recht Steuern, kontakt@at-recht-steuern.ch, 079 636 65 22 
Postadresse: Kirchweg 36, 8102 Oberengstringen

Ich hoffe, Ihnen mit meiner vorliegenden (und vom geplanten Gesetzgebungsprojekt klar abratenden) Eingabe dienen zu 
können und stehe Ihnen für Rückfragen selbstverständlich gerne zur Verfügung.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Artur Terekhov
ständiges Redaktionsmitglied „Limmattaler Gewerbezeitung“
jur. Fachberater Hausverein Schweiz, Sektionen Zürich und Ostschweiz

Beilage: enwähnt
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Airbnb - bundesrätliche Mieterschutzabsichten 

als Bumerang?
Bis Anfang Juli 2018 läuft die Vernehmlassungsfrist zu einer bundesrätlichen Vorlage, wonach die Vermieterschaft unter Umständen dazu gezwungen 
werden kann, die kurzzeitige Untervermietung über Buchungsplattformen wie Airbnb zu erlauben. Ein Mieterschutzanliegen, das sich gerade für die Mie­
terschaft als Bumerang erweisen dürfte.

Der Bundesrat hat ein sportliches Pro­
gramm vorgesehen. Wie erwähnt, kön­
nen noch bis Anfang Juli interessierte 
Kreise schriftlich ihre Stellungnahme 
zur geplanten Rechtsänderung einrei­
chen. Bereits auf 01.01.2019 soll diese 
jedoch in Kraft treten. Diese Schnellig­
keit ist man sich im helvetischen Ge­
setzgebungsprozess eher nicht ge- 
tvohnt. Dies erstaunt umso mehr, als 
dass jenes gesetzgeberische Unterfan­
gen weitreichende Folgen haben dürf­
te,

Inhalt der Rechtsänderung
Die geplante Ändenmg soll durch eine 
Anpassung der Verordnung über die 
Miete von Wohn- und Geschäftsräu­
men (VMWG) bewerkstelligt werden. 
In diese soll ein neuer Art. 8a VMWG 
eingefügt werden, wonach der Mieter 
dem Vermieter ein Gesuch für die ge­
nerelle Erlaubnis «zu wiederholten 
kurzzeitigen Untermieten» stellen

darf. Dieses soll sodann vom Vermie­
ter nur abgelehnt werden dürfen, 
«wenn ihm aus der Nutzung einer Bu­
chungsplattform als solcher oder den 
Auswirkungen dieser Nutzung we­
sentliche Nachteile entstehen», ohne 
dass diese Nachteile weiter spezift- 
ziert würden. Die Beweislast für das 
Vorhegen solcher Nachteile läge über­
dies beim Vermieter. Ziel des Gesetz­
gebers ist es offenkundig, die immer 
häufiger werdenden Airbnb-Kurz- 
Zeituntervermietungen rechtlich zu re­
geln, zumal diese in den letzten bei­
den Jahren immer wieder Gegenstand 
medialer Berichterstattung waren.

Diverse Schwachstellen
Problematisch ist dabei nicht nur die 
drohende Rechtsunsicherheit, da der 
Begriff der «wesentUchen Nachteile» 
im Verordnungstext nicht annähernd 
definiert wird. Verkannt wird vom 
Bundesrat vollständig, dass der Kern

des Problems ganz ein anderer ist als 
derjenige, den man regeln will. Sieht 
man in die Medienberichte, so be­
schweren sich immer wieder andere 
Mieterinnen und Mieter einer Liegen­
schaft über fiemde und rasch wech­
selnde Personen im Haus sowie eine 
Zunahme von Lärm/weiteren Belästi­
gungen bei gleichzeitiger Abnahme 
eines vertrauten Gefühls am privaten 
Wohnsitz. Dass Kurzzeitgäste in Feri­
enstimmung, denen ein Mieter seine 
private Wohnung kurzzeitig zur Verfü­
gung stellt, sich meist lebendiger ver­
halten als im biederen Alltag, ist we­
nig erstaunlich. Dass dies in der Nach­
barschaft der ständigen Mieter mitun­
ter zu Verärgerung führt, ebenso. TOfft 
den Vermiete jedoch eine Pflicht, die 
Mietsache in einem zum bestim- 
mungsgemässen Gebrauch tauglichen 
Zustand zu erhalten (Art. 256 Abs. 1 
OR) und damit die faktische Umnut­
zung einzelner Wohnungen in Miniho­

tels zu verhindern, beisst sich dies 
klarerweise mit der nun geplanten 
Verordnungsregelung. Hauptgrund der 
vermieterseitigen Ablehnung von stän­
dig wechselnder Airbnb-Untermiete 
ist damit auch und gerade dem Wohl­
befinden der übrigen Mieterschaft ge­
schuldet. Der Umstand, dass Kurzzeit­
mieter mit dem Intérieur von Miet­
wohnungen oftmals weniger verant­
wortungsbewusst umgehen, ist dabei 
lediglich sin weiterer Gnmd zur Airb- 
nb-Skepsis. Sollte der bundesrätliche 
Verordnungswortlaut in der heutigen 
Form (inkl. Beweislast beim Vermieter 
für «wesentliche Nachteile») in Kraft 
treten, so könnte dieser die Mieter­
schaft weniger vor den erwähnten Un- 
annehmlichk^ten schützen. & krau­
te erst intervenieren, wenn es bereits 
negative Vorfälle gegeben hat. zumal 
oft erst dann der Beweis drohender 
Nachteile geföhrt werden kaim.

Ob der Mieterverbaud dies auch so 
sieht oder doch einmal mehr in ideo­
logischen Scheuklappen für staatliche 
Intervention verharrt und damit der 
grossen Mehrheit der Mieterschaft ei­
nen Bärendienst erweist?

P Zum Verfasser

Artur Terekhov
stud.iur., parteilos 
Mitglieder-Fachberater Hausverein 
Schweiz
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E-Mail an: 

Bundesamt für Wohnungswesen BWO 
recht@bwo.admin.ch  
 

 

Zürich, 2. Juli 2018 

 

Stellungnahme zur Vernehmlassung über die Änderung der Verordnung über die Miete 
und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

GastroSuisse, der grösste gastgewerbliche Arbeitgeberverband für Hotellerie und 
Restauration mit rund 20'000 Mitgliedern (Hotels, Restaurants, Cafés, Bars etc.) in allen 
Landesgegenden, organisiert in 26 Kantonalsektionen und vier Fachgruppen, nimmt im 
Vernehmlassungsverfahren zur Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von 
Wohn- und Geschäftsräumen wie folgt Stellung:  

 

I. Vorbemerkungen 

Global agierende Beherbergungsplattformen haben in der Schweiz einen massiven Anstieg 
der Buchungen und Logiernächte verzeichnet. Gemäss verschiedener Studien des Walliser 
Tourismus Observatoriums hat die Zahl der auf Airbnb angebotenen Objekte kontinuierlich 
zugenommen.  

So wurden Ende 2014 noch 6‘000 Objekte mit 21‘000 Betten über Airbnb angeboten, 
während im Juni 2017 fast 30‘000 Objekte mit mehr als 80‘000 Betten erfasst wurden. Damit 
hat sich die Anzahl der angebotenen Objekte fast verfünffacht. Ausserdem wird geschätzt, 
dass Airbnb im Jahr 2017 etwa drei Millionen Übernachtungen in der Schweiz generiert hat. 
2016 betrug die Anzahl der Übernachtungen noch zwei Millionen.  

Damit stellt die Beherbergungsplattform Airbnb einen wichtigen Player auf dem Markt dar. 
Sehr störend und für die klassische Beherbergungsbranche nicht akzeptierbar ist jedoch, 
dass für die neuen Marktteilnehmer nicht dieselben Regeln gelten. Aufgrund der ungleichen 
Rahmenbedingungen haben die Airbnb-Anbieter einen ungerechtfertigten 
Wettbewerbsvorteil, wodurch die herkömmlichen Beherbergungsbetriebe massiv 
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benachteiligt werden. In dieser unkontrollierten, eigentlichen Schattenwirtschaft können – wie 
Beispiele im Ausland zeigen - Räume entstehen, aus denen die öffentliche Sicherheit 
gefährdet wird und nicht zuletzt entgeht dem Staat erst noch Steuersubstrat. Insbesondere 
dort, wo die ursprünglich private Vermietung von Wohnraum zum Teil gewerbliches Ausmass 
erreicht, die behördlich nicht erfasst wird.  

Die Ungleichbehandlung betrifft insbesondere die folgenden Bereiche:  

- Meldepflicht ausländischer Beherbergungsgäste,  

- Hygienevorschriften des Lebensmittelrechts,  

- Sicherheitsvorschriften bezüglich Brandschutz und 

- Steuern/Tourismusabgaben/Kurtaxen.  

Diese Wettbewerbsverzerrungen müssen zuerst beseitigt werden, bevor die heutige 
Gesetzeslage zugunsten der Beherbergungsplattformen gelockert werden kann.   

 

II. Zu den einzelnen Artikeln 

Art. 8a VMWG (Entwurf): streichen 

Die vorgesehene Neuregelung soll es Wohnungsmietern ermöglichen, eine generelle 
Zustimmung des Vermieters zur wiederholten kurzzeitigen Untervermietung von Räumen 
einholen zu können. Dadurch würde in Zukunft eine einzige Zustimmung des Vermieters 
ausreichen, um die Räumlichkeiten mehrmals über Beherbergungsplattformen zur 
Untermiete anzubieten. Nach der heutigen Gesetzeslage muss vor jeder Untervermietung 
die Zustimmung des Vermieters eingeholt werden. Die Vorschriften würden also zugunsten 
der Beherbergungsplattformen gelockert werden. Dies führt zu einer Ausweitung der 
Angebote auf Airbnb und einer Verschärfung der Wettbewerbsverzerrungen. Anstatt zuerst 
die ungleichen Rahmenbedingungen zu beseitigen, wird mit der vorgesehenen Bestimmung 
die Benachteiligung der herkömmlichen Beherbergungsbetriebe verstärkt. Deshalb lehnt 
GastroSuisse die Vorlage entschieden ab.  

 

Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

Freundliche Grüsse 

 

GastroSuisse 

 

 

Casimir Platzer   Daniel Borner 
Präsident    Direktor 
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Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) 
Storchengasse 6 
2540 Grenchen

Küsnacht, 26. Juni 2018

Vernehmlassungsantwort zu Änderung der Verordnung über die Miete und 

Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG)

Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
Sehr geehrter Herr Alvarez 
Sehr geehrte Damen und Herren

Die Mobimo AG ist eine börsenkotierte Immobilienfirma mit Holdingsitz in Luzern. 
Unser Portfolio umfasst Anlageliegenschaften und Entwicklungsprojekte im Bereich 
Wohnen, Hotel, Dienstleistung und Gewerbe im Wert von über CHF 2.7 Mia.

Die Mobimo AG bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zur Änderung 
der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen.

I Zusammenfassung

Die Mobimo AG lehnt die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung der 
Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG) 
klar ab. Eine solche Änderung führt zu einer rechtlichen Schlechterstellung von 
Wohneigentümern und Vermietern und verschärft bereits vorherrschende 
Missstände, welche durch die Praxis von Vermittlungsplattformen entstehen. 
Was übergeordnet das Vorgehen und das Verfahren betrifft, ist eine solche 
Änderung des Mietrechts im Gesetz zu regeln und somit dem Parlament zu 

unterbreiten.

II Allgemeine Vorbemerkungen

Art. 262 OR regelt die Bedingungen für die Untermiete. Dabei muss nach 
geltendem Recht der Mieter auch für eine kurzzeitige Untermietung die 
Zustimmung des Vermieters einholen. Heute kann der Vermieter die
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Zustimmung nur dann verweigern, wenn ihm die Bedingungen für die 
Untermiete nicht bekannt sind, diese im Vergleich zu denjenigen des 
Hauptmietvertrags missbräuchlich wären oder aber dem Vermieter durch eine 
Untermiete wesentliche Nachteile entstehen würden.
Die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung zielt auf die Regulierung von 

vermehrt über Buchungsplattformen wie AirBnB und ähnlichen angebotenen 

Privatwohnräumen ab.

Mit der Änderung will der Bundesrat einen neuen Grundsatz schaffen: Auf 
Verordnungsstufe soll die Möglichkeit zur generellen Zustimmung zur 
kurzzeitigen Untervermietung geschaffen werden.
Dies würde für alle Betroffenen eine eigentliche Verschlechterung darstellen. Das 
gilt für den Eigentümer wie für den Vermieter, nicht zuletzt aber auch für die 
Mieter selbst. Die Mobimo AG lehnt eine solche Regelung ab.

III Stellungnahme zu den einzelnen Bestimmungen 

Art. 8a VMWG

Die Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen 
soll um einen Artikel ergänzt werden, der die generelle Zustimmung zur 
wiederholten kurzzeitigen Untermiete erlaubt. Dies mit Blick auf die 
schnelllebige Réservations- und Buchungspraxis von Buchungsplattformen, die 
durch diese einmalige Lizenzerteilung erleichtert werden soll.

Die aktuelle Gesetzeslage sieht Mietende in der Pflicht, die Zustimmung zur 
Untervermietung bei ihrem Vermieter einzuholen. Neu wäre umgekehrt der 
Vermieter in der Rechtfertigungspflicht bei der allfälligen Verweigerung 
ebendieser Zustimmung. Die neue Verordnungsbestimmung sieht mögliche 
Gründe dafür ausschliesslich vor, wenn dem Vermieter «durch die Nutzung 
einer Buchungsplattform als solcher oder den Auswirkungen dieser Nutzung 
wesentliche Nachteile entstehen» (Art. 8a Abs. 3). Die MOBIMO AG lehnt dies 
dezidiert ab. Wohneigentümer würden dadurch massiv in ihrer Handlungs- und 

Entscheidungsfreiheit eingeschränkt.

Im Grundsatz verstärkt die vorgeschlagene Änderung der VMWG durch die damit 
verbundene Förderung kurzzeitiger Untervermietung die Anspannung auf dem 
Wohnungsmarkt gerade im urbanen Bereich: Dem Wohnungsmarkt wird mit 
einer solchen Regelung potenziell Wohnungsmietraum entzogen, indem 
kurzzeitige Untermietverhältnisse begünstigt würden. Gerade in urbanen
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Gebieten würde die Problematik des angespannten Wohnungsmarktes damit 
unnötigerweise zusätzlich verschärft. Die MOBIMO AG lehnt dies ab.

Bereits heute sind Immobilieneigentümer häufig mit Reklamationen von 
Anwohnenden konfrontiert, die sich über häufig wechselnde, lärmende oder 
anderweitig störende Untermieter beschweren. Im Interesse von stabilen und 
angenehmen Nachbarschaften und Beziehungen zwischen 
Immobilieneigentümem und Mietenden ist diese Änderung auch deshalb abzu­
lehnen - sie führt zu Missmut, grösserer Bürokratie und zu höheren Kosten.

Demokratiepolitische Komponente

Die vorgeschlagene Ergänzung der VMWG ist eine sehr grundsätzliche 
Änderung mit gesamtgesellschaftlichem Interesse. Der Vorschlag des 
Bundesrates, die angepasste Verordnung mit dem neuen Art. 8a per 1. Januar 
2019 in Kraft setzen zu wollen, ist nicht akzeptabel.

Die MOBIMO AG betont: eine solche Änderung des Mietrechts zur Untermiete 
bedarf einer gesetzlichen Grundlage und darf nicht ohne Einbezug des 
Parlaments vorgenommen werden. Damit kann eine eingehende Analyse und 
Debatte stattfinden. Alles andere wäre auch demokratie-politisch fragwürdig.

Zusammengefasst erachten wir die Änderung der Verordnung über die Miete und 
Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen als nicht zielführend. Wir lehnen die 

Änderung ab.

Freundliche Grüsse 
Mobimo Management AG

CCUàiLa
Dr. Christoph Caviezef
CEO

'A
Thomas Stäuber 
Leiter Immobilien 
Mitglied der Geschäftsleitung
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Parahotellerie Schweiz      c./o. Schweizer Jugendherbergen     Schaffhauserstrasse 14     Postfach     8042 Zürich parahotellerie@youthostel.ch               +41 (0)44 360 14 31 

 
 

 Stellungnahme anlässlich der Vernehmlassung zur Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG) Sehr geehrte Damen und Herren Parahotellerie Schweiz dankt Ihnen für die Möglichkeit, im Rahmen der Vernehmlassung zur Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen (VMWG) Stellung zu nehmen. Gerne unterbreiten wir Ihnen nachfolgend unsere Position.  1. Vorbemerkung Parahotellerie Schweiz wurde 2011 durch die Schweizer Reisekasse Reka, die Interhome AG, TCS  Camping  (Schweiz),  Schweizer  Jugendherbergen  und  Bed  &  Breakfast  Switzerland als Interessengemeinschaft gegründet. Die  fünf  Partner generieren zusammen jährlich fünf  Millionen Übernachtungen und bieten strukturiert bewirtschaftete Übernachtungsmöglichkeiten in  der  gesamten  Schweiz, verfügen über ein Qualitätsmanagement sowie Buchungszentralen. Mit Parahotellerie  Schweiz  wollen sie die bewirtschaftete Parahotellerie nachhaltig stärken und dadurch einen wichtigen Beitrag zur Steigerung  der  Logiernächte  und Wertschöpfung  im  Schweizer  Tourismus  leisten.  Gemäss Satellitenkonto 2016 erzielt der Tourismus mit einer Nachfrage von 47 Mrd. Franken eine direkte Bruttowertschöpfung von 17 Mrd. Franken – was einem Anteil von 2,6 Prozent an der gesamtwirtschaftlichen direkten Bruttowertschöpfung der Schweiz entspricht. Der Tourismus gehört zudem zu den vier wichtigsten Exportbranchen der Schweiz. Allein die Hotellerie als Rückgrat des Tourismus und Teil der Beherbergungswirtschaft erwirtschaftet einen jährlichen Umsatz von über  7,6 Mrd. Franken und beschäftigt knapp 80'000 Mitarbeitende. Für die ähnlich bedeutsame Parahotellerie bestehen keine statistischen Zahlen. Parahotellerie Schweiz setzt sich zusammen mit hotelleriesuisse mit Nachdruck für die Verbesserung der Erfolgs- und Wachstumschancen der Beherbergungsbetriebe in der Schweiz ein. 2. Allgemeine Anmerkungen zur Vernehmlassungsvorlage Parahotellerie Schweiz lehnt die Vorlage ab. Begründung: Der Anteil der gewerblichen Anbieter von Wohnungen/Zimmern auf Online-Plattformen nimmt seit Jahren stetig und mit hoher Geschwindigkeit zu, wie z.B. das Walliser Tourismusbarometer aufzeigt.  
Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF  Per E-Mail an: recht@bwo.admin.ch   Bern und Zürich, 26. Juni 2018, RS/FG  
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Lausanne, le 29 juin 2018 

 

 

 

 

Consultation fédérale – l’ordonnance sur le bail à loyer et le bail à ferme 
d’habitations et de locaux commerciaux - procédure de consultation 

 

 

 

Détermination du PLR.Les Libéraux-Radicaux Vaud 

 
 
Madame, Monsieur, 

 

Vous avez consulté le PLR.Les Libéraux-Radicaux Vaud sur le projet de modification de 

l’ordonnance citée en titre ; nous vous en remercions. Nous avons pris connaissance des différents 

documents mis à disposition et souhaitons vous transmettre ci-après notre position.  

 

Considérations générales : 

 

Cette révision tend à adapter le droit du bail aux nouveautés induites par des plateformes telles 

qu’Airbnb et à alléger les procédures administratives. S’il est nécessaire d’adapter la législation aux 
innovations et aux nouvelles réalités du marché, le PLR Vaud craint toutefois que ce projet de 

révision n’affecte le droit du bailleur et n’encourage le locataire à réaliser des revenus en sous-louant 

de façon répétée son logement, ce qui contreviendrait au but initial de la sous-location.  

 

Considérations particulières : 

 

Selon le droit actuel, la sous-location est règlementée par l’article 262 CO. Actuellement, l’accord 
préalable du bailleur est nécessaire à chaque fois que le locataire souhaite sous-louer son logement. 

Le bailleur ne peut refuser la sous-location que sous certaines conditions (si les conditions sont 

abusives ou si la sous-location présente des inconvénients majeurs pour le bailleur). Les 

modifications projetées maintiennent ces conditions de refus. 

 

Article 8a OBFL : ce projet restreint fortement le droit du bailleur à être informé de l’identité des 
personnes sous-louant son logement. En effet, le consentement général s’appliquera à toutes les 
sous-locations durant la durée du bail. Le bailleur qui ne désire pas consentir de façon générale, 
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mais pour chaque cas particulier ne pourra pas refuser ledit consentement général aux motifs prévus 

dans l’article 262 alinéa 2 et 3. Nous pouvons regretter que le Conseil fédéral manque de clarté 

lorsqu’il ne fixe pas de durée maximale au consentement général à la sous-location. 

 

La simplification des procédures pourrait encourager le locataire à réaliser des revenus en sous-

louant de façon répétée son logement. Cet objectif serait contraire au but initial de la sous-location, 

qui est de permettre à un locataire devant, pour diverses raisons, quitter provisoirement son 

logement, de le réintégrer facilement. La modification proposée perd de vue ce but premier. 

 

En outre, la sous-location répétée risque de générer des inconvénients pour les locataires. En effet, 

cette pratique ne manquera pas de générer des nuisances préjudiciables aux autres locataires. 

 

Enfin, à l’heure où les autorités prennent des mesures afin d’augmenter le nombre de logements 

disponibles à la location, il apparait contradictoire d’encourager la sous-location répétée, qui retirerait 

du marché locatif une part non négligeable d’appartements locatifs, puisqu’ils seraient exploités à 
titre hôtelier.  

 

Par ailleurs, nous tenons à porter à votre attention que l’article 15 alinéa 2 du règlement d’application 
de la loi vaudoise sur la préservation et la promotion du parc locatif (RLPPPL) stipule qu’un logement 
mis à disposition de façon répétée ou de longue durée sur des plateformes d’économie 
collaboratives doit faire l’objet d’une autorisation administrative, afin de répondre au changement 

d’affectation découlant de sa nouvelle utilisation.  
 

En conclusion 

 

Pour les raisons citées plus haut, le PLR.Les Libéraux-Radicaux Vaud rejette ce projet de 

consultation. 

 

En vous remerciant de l’attention que vous portez à notre position, nous vous prions de croire, 
Madame, Monsieur, à l’expression de notre considération.   
 

  

    

 Marc-Olivier Buffat Laurine Jobin 

 Président Secrétaire générale  
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Prof. Dr. iur. Peter Higi 
Titularprofessor an der Universität Fribourg 
Richter am Obergericht des Kantons Zürich 
 
c/o Obergericht des Kantons Zürich 
Postfach, 8021 Zürich 
Büroadresse:  
Hirschengraben 15, 8001 Zürich  
Tel. 044 257 91 91 
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Zürich, den 4. Juni 2018   

Vernehmlassung zur Änderung der VMWG (neuer Art. 8a VMWG) 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Es ist beabsichtigt, neu einen Art. 8a in die Verordnung über die Miete von Wohn- 

und Geschäftsräumen (VMWG) einzufügen, der für kurzzeitige Untermieten bei 

Wohn- und Geschäftsräumen eine von Art. 262 OR abweichende Regel vorsieht. Ich 

gestatte mir, dazu folgende Vernehmlassung einzureichen. 

I. Der Vorschlag ist aus den folgenden drei Gründen abzulehnen. 

1. Der Bundesrat ist nicht ermächtigt, die vorgeschlagene Norm auf dem Verord-

nungsweg zu erlassen. Der Art. 253a Abs. 2 OR enthält keine Delegationsbefugnis 

an den Bundesrat, vertragsrechtliche Bestimmungen des OR wie den Art. 262 auf 

dem Verordnungsweg für Wohn- und Geschäftsräume zu "präzisieren". Die Delegati-

onsbefugnis von Art. 253a Abs. 3 OR, gestützt auf die die VMWG erlassen wurde, 

beschränkt sich auf Ausführungsvorschriften zur sog. Missbrauchsgesetzgebung. 

Der Vorschlag, in die VMWG einen Art. 8a einzufügen, basiert folglich auf einer 

Kompetenzüberschreitung. Das kann weder unter dem Gesichtspunkt der Gewalten-

teilung noch unter dem Aspekt der Rechtsstaatlichkeit (Vertrauen in den ordnungs-

gemässen Gang der Gesetzgebung) hingenommen werden. 

 Eine ergänzende Begründung dazu finden Sie nachfolgend unter den Zif-

fern II/1 - 3.  
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2. Eine sachliche Notwendigkeit für den Erlass der vorgeschlagenen Norm ist nicht 

ersichtlich, weder vertragsrechtlich noch missbrauchsrechtlich. Anzufügen ist, dass 

mit Missbrauchsrecht Normen bezeichnet werden, die Schutz des Mieters von Wohn- 

oder Geschäftsraum vor gesetzlich unberechtigten bzw. ungerechtfertigten Forde-

rungen des Vermieters bezwecken sowie vor Folgen bei der Vertragsauflösung durch 

den Vermieter (vgl. Art. 109 Abs. 1 BV). 

 Eine ergänzende Begründung dazu finden Sie nachfolgend unter Ziffer II/4. 

3. Die vorgeschlagene Norm basiert schliesslich auf mehreren sachlichen Fehlüber-

legungen, ist undurchdacht und unzweckmässig. 

 Eine ergänzende Begründung dazu finden Sie nachfolgend unter den Zif-

fern II/5 f. 

 

II. Ergänzende Begründung 

1. Die seit Jahrzehnten geltenden Regeln der Bundesverfassung zur Gewaltenteilung 

weisen der Bundesversammlung den Primat im Bereich der Gesetzgebung zu (aktu-

ell: Art. 163 f. BV). Die Bundesversammlung konnte und kann indes Rechtsetzungs-

befugnisse durch Bundesgesetz u.a. an den Bundesrat übertragen ("Gesetzesdele-

gation"), soweit dies nicht durch die Bundesverfassung selbst ausgeschlossen wird 

(vgl. den aktuell geltenden Art. 164 Abs. 2 BV). Im Rahmen der Revision des Miet-

rechts im OR (Art. 253 ff. OR) sowie der gleichzeitigen Revision des sog. Miss-

brauchsrechts, das bis dahin in einem Bundesbeschluss (BMM) geregelt war und ins 

ordentliche Recht überführt wurde (vgl. dazu Botschaft vom 27.03.85 in BBl 1985 I 

1389), hat die Bundesversammlung von der Möglichkeit der Gesetzesdelegation mit 

dem Art. 253a Abs. 3 OR Gebrauch gemacht. Diese Bestimmung steht seit dem 

1. Juli 1990 in Kraft und ermächtigt den Bundesrat zum Erlass von Ausführungsvor-

schriften. Die Kompetenz des Bundesrates zum Erlass von Ausführungsvorschriften 

ergibt sich folglich ausschliesslich aus dieser Norm und ist eine sog. unselbständige 

(was den Erlass von selbständigen Vollzugsbestimmungen gestützt auf den heutigen 

Art. 182 BV durch den Bundesrat ausschliesst). Die VMWG vom 9. Mai 1990 wurde 

daher vom Bundesrat richtigerweise unter dem ausdrücklichen Verweis auf Art. 253a 

OR erlassen. 
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2. Eine Delegation, wie sie der Art. 253a OR enthält, muss sich nach allgemeiner 

Auffassung auf ein genau bestimmtes Sachgebiet beschränken; die Grundzüge der 

delegierten Materie müssen zudem im Gesetz selbst enthalten sein (vgl. etwa 

HÄFELIN/HALLER/KELLER/THURNHERR, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 9. A., Zü-

rich 2016, S. 578 [Rz. 1872] und S. 579: [Diese Delegationsgrundsätze beanspru-

chen auch auf Bundesebene Geltung], ferner SEILER, Gewaltenteilung, Bern 1994, S. 

638 f. zur obligatorischen Zuständigkeit der Bundesversammlung). Massgeblich für 

die Beantwortung der Frage, in welchem Umfang die Bundesversammlung den Bun-

desrat zum Erlass von Ausführungsvorschiften ermächtigt hat, ist daher nebst dem 

Wortlaut des Art. 253a Abs. 3 OR und dessen systematischer Stellung der von der 

Bundesversammlung im Zusammenhang mit der Festsetzung der Norm zum Aus-

druck gebrachte Wille. 

 Der Wortlaut des Art. 253a Abs. 3 OR bestimmt den sachlichen Umfang der 

Ausführungsvorschriften, die der Bundesrat nach dem Willen der Bundesversamm-

lung erlassen darf, nicht näher; es lässt sich nur erschliessen, dass es um Ausfüh-

rungsvorschriften geht. Die systematische Stellung der Norm erhellt (vgl. die Margi-

nalen) lediglich, dass es um Ausführungsvorschriften zum Geltungsbereich der Best-

immungen über die Miete von Wohn- und Geschäftsräumen geht, zu denen gemäss 

Art. 253b OR auch die Bestimmungen über den Schutz vor missbräuchlichen Miet-

zinsen gehören. Auch das ist vage und genügte den Anforderungen an eine Delega-

tion an sich nicht. Deutlicher umreisst hingegen die Entstehungsgeschichte der Norm 

den von der Bundesversammlung gewollten Bereich, in dem Ausführungsvorschriften 

erlassen werden dürfen und den die VMWG bislang auch eingehalten hat: Die Ver-

ordnung soll sich im Wesentlichen auf Ausführungsvorschriften zum sog. Miss-

brauchsrecht beschränken, das seinerseits auf die Miete von Wohn- und Geschäfts-

raum beschränkt ist. 

 Zu den wesentlichen Etappen der Entstehung des Art. 253a Abs. 3 OR. Der 

Bundesrat beabsichtigte 1985, das Mietvertragsrecht ebenso zu revidieren wie das 

Missbrauchsrecht und dieses (das bislang im BMM geregelt war) ins ordentliche 

Recht (Bundesgesetz; BGMM) überführen (vgl. Botsch., a.a.O., S. 1479 ff. und 1526 

ff.). Der Entwurf des BGMM sah dabei auch Normen wie den aktuellen Art. 254 

(Koppelungsgeschäfte) und den aktuellen Art. 257e OR (Sicherheitsleistungen) vor 

(vgl. BBl 1985 I 1527), die dem BMM unbekannt waren. In Art. 25 sah der Entwurf 

des BGMM zudem als Schlussbestimmung vor: "Der Bundesrat vollzieht dieses Ge-



4 
 

setz. Er erlässt Ausführungsbestimmungen" (BBl, a.a.O., S. 1532). Der Ständerat, 

der als Erstrat die beantragte Novelle des OR und den gleichzeitigen Vorschlag zum 

BGMM im Jahr 1988 behandelte, integrierte nach dem Grundsatz, "ein Recht, ein 

Gesetz", das BGMM ins OR (das wurde zuweilen als Sündenfall bezeichnet, weil 

Missbrauchsrecht gemeinhin als sog. öffentliches Recht galt). Bei dieser Integration 

des BGMM wurde jeweils einzeln festgelegt, welche Normen des OR nur für die 

Wohn- und Geschäftsraummiete gelten sollen. Der Art. 253a Abs. 3 OR war Art 2 

des ständerätlichen Vorschlags (vgl. AB SR vom 7. Juni 1988 S. 147) und be-

schränkte die Delegation an den Bundesrat inhaltlich auf einige Aspekte des Miss-

brauchsrecht; namentlich die Bestimmungen zu den Koppelungsgeschäften und den 

Sicherheitsleistungen schloss der Ständerat dabei aus. Der Nationalrat übernahm die 

Integration des BGMM ins OR, formulierte jedoch abweichend zum Erstrat den Art. 

253a Abs. 3 OR analog dem Entwurf von Art. 25 BGMM (vgl. AB NR vom 15. März 

1989, S. 472 f.). Hervorgehoben wurde vorneweg, dass sich die Vorlage bewusst auf 

die Bekämpfung von Missbräuchen beschränke (vgl. a.a.O., Voten BR Koller). Der 

Ständerat übernahm in der Differenzbereinigung diese Fassung, liess m.a.W. die 

Beschränkung der Delegation bloss auf einige Bereiche der Missbrauchsgesetzge-

bung fallen (vgl. AB SR vom 19. September 1989, S. 421). Daraus – und im Zusam-

menhang mit den Debatten um Art. 253a Abs. 2 OR zu den Ferienwohnungen (vgl. 

AB SR vom 7. Juni 1988 S. 147 und vom 19. September 1989 S. 421, NR vom 15. 

März 1989, S. 472 f.) – wird erhellt, dass beide Räte den Bundesrat ermächtigen 

wollten, Ausführungsvorschriften zum Missbrauchsrecht zu erlassen. Keinen sachlich 

irgendwie begründeten Anhaltspunkt ergibt sich hingegen dafür, dass die Bundes-

versammlung mit dem Art. 253a Abs. 3 OR den Bundesrat ermächtigen wollte, aus-

serhalb des missbrauchsrechtlichen Kontextes generell vom Mietvertragsrecht des 

OR abweichende Sondernormen für die Miete von Wohn- und Geschäftsräumen zu 

erlassen (was es dem Bundesrat letztlich gestattete, auf dem Verordnungsweg ein 

für die Wohn- und Geschäftsraummiete eigenes Mietvertragsrecht ausserhalb des 

OR zu schaffen). 

3. Der Art. 262 OR, der durch die Vorgeschlagene Norm in der VMWG ausgeführt 

werden soll, hat die Untermiete zum Gegenstand, also einen sog. Untervertrag. Un-

terverträge sind keine mietvertraglichen Besonderheit. Im allgemeinen Vertragsrecht 

ist die Zulässigkeit von Unterverträgen eine Angelegenheit der Vertragsfreiheit (In-

haltsfreiheit), und das frühere Recht liess daher das vertragliche Verbot der Unter-
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miete zu. Der Art. 262 OR weicht davon ab und behandelt in teilzwingender Art die 

Untermiete als Zustimmungsbedürftiges Rechtsgeschäft, bei dem der Mieter über 

einen sachlich begrenzten Anspruch auf Zustimmung verfügt (im Vergleich zu ande-

ren Vertragsparteien wird der Mieter hinsichtlich des Abschluss von Unterverträgen 

dadurch privilegiert). Beim Art. 262 OR handelt es sich um eine allgemeine Vorschrift 

des Mietvertragsrechts und damit weder um eine Norm, die – wie andere Normen 

des allgemeinen Mietvertragsrechts (vgl. etwa Art. 257d, Art. 259g oder Art. 261 Abs. 

1 lit. a OR) – für die Miete von Wohn- und Geschäftsraum oder unbeweglicher Sa-

chen eine Sonderregelung aufstellt, noch um eine Norm des Missbrauchsrechts (was 

sich übrigens ebenfalls aus dem Entwurf des BGMM ergibt). Er gilt somit nach dem 

Willen der Bundesversammlung für alle Arten der Miete, sei deren Gegenstand nun 

eine bewegliche oder eine unbewegliche Sache oder ein  Wohn- oder Geschäfts-

raum (der übrigens auch in einem sog. Container oder in einem Campingwagen lie-

gen kann). Der Art. 262 OR gilt folglich insbesondere auch für die Miete von Autos, 

Skiern, Garagen oder Abstellplätzen, für die Miete von Bastelräumen und von Pfer-

deställen eines Hobbyreiters oder für die Miete einer Kegelbahn für einige Stunden. 

Mit dem vorgeschlagenen Art. 8a VMWG würde somit eine vom allgemeinen Mietver-

tragsrecht abweichende Sondernorm für die Miete von Wohn- und Geschäftsräumen 

geschaffen, was durch die Delegation in Art. 253a Abs. 3 OR nicht gedeckt ist. 

4. Der Art. 262 OR gilt für alle Arten der Untermiete, also insbesondere für Untermie-

ten auch von bloss kurzer Dauer, also "kurzzeitigen" i.S. des vorgeschlagenen 

Art. 8a VMWG. Der Art. 262 OR erfasst die Untermiete ohnehin nicht unter dem As-

pekt ihrer Dauer und es geht stets nur um vorübergehende Untervertragsverhältnis-

se, wie das Bundesgericht im BGE 138 III 59 E 2.2 zutreffend vermerkt hat. Von da-

her besteht keine sachliche Notwendigkeit für eine besondere Regelung "kurzzeiti-

ger" Untervermietung im Bereich der Wohn- und Geschäftsraummiete. Vor diesem 

Hintergrund kommt zudem der Tatsache ein erhebliches Gewicht zu, dass der Begriff 

der "Kurzzeitigkeit" unbestimmt ist, damit Unklarheit schafft und gerade nicht etwas 

präzisiert, was durch eine Ausführungsvorschrift allenfalls zu präzisieren wäre, weil 

der Gesetzgeber eine unklare Regelung erlassen hätte. 

 In den Erläuterungen zum vorgeschlagenen Art. 8a VMWG wird das Ungenü-

gen der geltenden Regelung, welche nach dem ausdrücklichen Willen des Gesetz-

gebers die Zustimmung des (Haupt-)Vermieters zu jeder Untervermietung verlangt, 

nicht dargetan. Es wird namentlich nicht dargelegt, warum bei kurzfristiger Unterver-
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mietung das vom Gesetzgeber gewollte Erfordernis des Einholens einer Zustimmung 

irgendwie (Rechts-)Missbräuchliches fördern soll oder eine Unzumutbarkeit begrün-

dete, die nachgerade eine Privilegierung des Wohn- oder Geschäftsraummieters ge-

genüber dem Mieter von Skiern, Autos oder Booten usf. verlangt. Die Erläuterungen 

verweisen hingegen auf die "Kommerzialisierung des Internets" hin und auf "neuere" 

Beherbergungsplattformen. Ein sachlicher Zusammenhang zur Miete ist nicht er-

kennbar, liegt der Zweck der Miete doch weder irgendwie im Internet noch in der Be-

herbergung. Diese Hinweise in den Erläuterungen zeigen hingegen, dass das Wesen 

der Untermiete als Untervertrag ebenso schlicht verkannt wird wie die Tatsache, 

dass bereits das geltende Recht es den Mietvertragsparteien erlaubt, kurzfristige 

wiederholte Untervermietungen vertraglich vorzusehen oder im Rahmen von Art. 262 

OR generell zu bewilligen oder gar die kurzzeitige Untervermietung als Gebrauchs-

zweck zu vereinbaren (z.B. bei der Miete von Büro- und Tagungsräumen, die in den 

Erläuterungen auf S. 3 erwähnt sind). Insoweit ist auch eine Kommerzialisierung der 

Untermiete möglich. Dass der Zweck von Art. 262 OR nach dem Willen der Bundes-

versammlung darin liegt, lässt sich hingegen nicht mit Fug behaupten. 

 In den Erläuterungen wird auf die häufig kurze Frist hingewiesen, die dem zur 

Kommerzialisierung eines vertraglichen Gebrauchsrechts neigenden Mieter/Unter-

vermieter für die Einholung einer Zustimmung zur Verfügung stehen kann. Das kann 

der Mieter/Untervermieter heute schon vermeiden, indem er um sich um eine gene-

relle Zustimmung bemüht. Wird sie ihm aufgrund von Art. 262 Abs. 2 OR zu Recht 

verweigert, hat er halt auf die Kommerzialisierung zu verzichten oder sein Ge-

schäftsmodell anderweitig zu verwirklichen. Man kann man nicht immer alles be-

kommen, was man sich von anderen wünscht; das weiss nicht nur jeder Geschäfts-

mann, sondern merkt irgend wann mal schon jedes Kleinkind. Die Kurzfristigkeit, die 

den zur Kommerzialisierung neigenden Mieter/Untervermieter allenfalls belasten 

kann, ist somit offensichtlich ein sachfremder Gesichtspunkt. 

5. Mit dem Mietvertrag wird dem Mieter ein obligatorisches (vertragliches) Recht ein-

geräumt, eine Sache zum vertraglich vereinbarten Zweck (sorgfältig und in Wahrung 

der Interessen allfälliger Hausgenossen bzw. Nachbarn) zu gebrauchen. Es wird kein 

Eigentum an der Sache verschafft und es ist dem Mieter daher verwehrt, über die 

Sache wie ein Eigentümer zu verfügen. 

 Wie bei jedem Untervertrag begrenzt auch bei der Untervermietung der Haupt-

vertrag die Rechte, die mit dem Untervertrag versprochen werden können. Ein Un-
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termieter kann m.a.W. seinem Mieter nicht mehr und kein anderes Gebrauchsrecht 

einräumen, als ihm aus dem Hauptvertrag zukommt, ohne dass er zugleich eine Ver-

tragsverletzung begeht. Der Anspruch des Mieters auf Zustimmung des Vermieters 

zur Untervermietung i.S. des Art. 262 OR ist somit beschränkt auf den Abschluss von 

Untermietverträgen, die nicht mehr oder anderes als den gleichen Gebrauchszweck, 

die gleiche Gebrauchsart sowie dieselben Gebrauchsmodalitäten zum Gegenstand 

haben wie der Hauptvertrag (es sind das alles Gesichtspunkte, die zugleich den we-

sentlichen Nachteil i.S.v. Art. 262 Abs. 2 lit. c OR im konkreten Einzelfall definieren). 

Keine Untermiete – und daher von Art. 262 OR nicht erfasst – sind gemischte Verträ-

ge mit mietrechtlichen Komponenten, wie z.B. Gastaufnahme- oder Beherbergungs- 

oder Pflegeverträge. Deren Abschluss darf daher nach dem Willen der Bundesver-

sammlung – getreu dem Grundsatz der Vertragsfreiheit (Inhaltsfreiheit) – vertraglich 

ohne Weiteres vom Vermieter entweder untersagt oder bewilligt werden, und zwar 

generell oder im konkreten Einzelfall. Wird eine Zustimmung erteilt, so wird dann 

aber zugleich auch der Haupt(miet)vertrages in Bezug auf Gebrauchszweck und Ge-

brauchsart inhaltlich konsensual geändert (das Gesuch um Zustimmung ist Antrag, 

die Zustimmung Akzept). 

6. Wer als Mieter einen Gastaufnahme- bzw. Beherbergungsvertrag abschliesst, geht 

keinen Untermietervertrag ein. Das trifft a fortiori bei gewerbsmässiger Beherbergung 

zu, wie sie der vorgeschlagene Art. 8a VMWG umschreibt, geht es doch nach dieser 

Bestimmung um eine wiederholte, unbestimmte Anzahl von kurzfristigen Gastauf-

nahmen bzw. Beherbergungen gegen Entgelt und das Angebot zum Abschluss eines 

solchen Vertrages auf Internetplattformen gegenüber einer unbestimmten Anzahl von 

Interessenten (ob dabei ein Gewinn erzielt wird, spielt bei der Gewerbsmässigkeit 

hingegen bekanntlich keine Rolle),wie das ebenso bei einem Hotel (ggf. Garni und 

dann mit oder ohne Frühstück), bei einer Pension oder bei einer (Jugend-)Herberge 

der Fall ist. Gewerbsmässige Untervermietung ist dem Mieter allerdings bloss dann 

gestattet, wenn sie dem vertraglichen Gebrauch des (Haupt-)Vertrages entspricht, 

darin also letztlich der Mietvertragszweck liegt, was zugleich den entsprechenden 

(Haupt-)Mietvertrag als Geschäftsraummietvertrag charakterisiert. Analoges gilt erst 

Recht für die gewerbsmässige Beherbergung, was die Anwendbarkeit des Art. 8a 

VMWG für Wohnräume gedanklich folgerichtig eigentlich ausschliesst. Der Vorschlag 

des Bundesrat übergeht das, indem er sich vom Vertragsrecht löst und ist insoweit 

völlig undurchdacht. 
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 Undurchdacht ist ebenfalls der Hinweis des Bundesrates in den Erläuterungen 

auf die Regelung des Art. 253a Abs. 2 OR zu den Ferienwohnungen. Der Art. 253a 

Abs. 2 OR bestimmt einzig, wann eine Ferienwohnung den Bestimmungen über die 

Wohnraummiete untersteht und wann nicht. Ob eine Wohnung im konkreten Einzel-

fall aber eine Ferienwohnung ist oder gerade keine, sondern eine gewöhnliche Woh-

nung, die gerade nicht dem Zweck des Ferienaufenthaltes des Mieters (z.B. als 

"Zweitwohnung") dient, bestimmen ausschliesslich die Mietvertragsparteien durch die 

Vereinbarung des Vertragszwecks beim Vertragsabschluss bzw. bei einer allfälligen 

Vertragsänderung. Und handelt es sich bei der Wohnung gemäss Vereinbarung der 

Parteien um keine Ferienwohnung, ist deren auch bloss teilweise Verwendung als 

Ferienwohnung durch den Mieter vom vereinbarten Vertragszweck nicht mehr ge-

deckt, sondern vertragswidrig, insbesondere wenn das auch noch gewerbsmässig 

erfolgt, wie das der Art. 8a VMWG anvisiert. Ein sachlicher Zusammenhang des Art. 

253a Abs. 2 OR mit der Geschäftsraummiete, für die der Art. 8a VMWG auch gelten 

soll, ist zudem unerfindlich. So lässt sich aus dem Verweis auf Art. 253a Abs. 2 OR in 

den Erläuterungen höchstens herleiten, was unter kurzzeitiger Vermietung gemeint 

ist, nämlich eine, die vertragsgemäss nicht länger als drei Monate dauert. Das er-

möglichte es einem Mieter, gestützt auf das wiederholt Kurzzeitige des Art. 8a 

VMWG eine Wohnung oder einen Geschäftsraum praktisch ständig ununterbrochen 

zu vermieten (mit dem Vorteil des Ausschlusses der Erstreckung und einer Kündi-

gungsanfechtung), ohne jeweils um eine Zustimmung des Vermieters ersuchen zu 

müssen. Selbst wenn man das Kurzzeitige kürzer auffasst, verschaffte die vorge-

schlagene Regelung dem Mieter mit der Möglichkeit der wiederholten kurzzeitigen 

Untermiete ohne Information des Vermieters über die einzelnen Vermietungen eine 

Stellung, wie ein Eigentümer über die Sache verfügen zu können und mit fremdem 

Gut eine wirtschaftliche Tätigkeit aufzunehmen, deren Übereinstimmung mit dem 

vertraglich vereinbarten Gebrauch und der Einhaltung der als maximal behaupteten 

Mietzinse usf. für den Vermieter kaum bzw. nur mit grossem Aufwand zu überprüfen 

ist. Denn die Norm sieht keine Rechenschaftspflicht des Mieters vor, sondern nur die 

Pflicht zur Abgabe unüberprüfbarer Angaben bei Gesuchstellung. Das Fehlen jegli-

cher Kontrollmöglichkeit könnte der Vermieter endlich nicht als wesentlichen Nachteil 

geltend machen, weil es sachimmanent ist und die Regelung des Art. 8a VMWG dem 

Mieter einen dem Art. 262 OR analogen Anspruch auf Gesuchsbewilligung zuer-

kennt. Ebenso sachimmanent ist, und nicht als wesentlicher Nachteil betrachtet wer-
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den dürfte zudem das Risiko der Unteruntervermietung, das stets besteht, weil der 

Untervermieter von Gesetzes wegen ein "gewöhnlicher" Vermieter ist, dem gegen-

über sich der Untermieter als "gewöhnlicher" Mieter ebenfalls auf Art. 262 OR und 

die vorgeschlagene Norm berufen kann, um seinerseits wiederum wiederholt kurzzei-

tige Untermietvertrag eingehen zu können. Denn anders als das gewöhnliche Unter-

vertragsrecht berechtigen weder der Art. 262 OR noch der Art. 8a VMWG die Be-

schränkung der Zustimmung mittels Verweigerung des Rechts auf Unteruntervermie-

tung. Auch diesen Aspekt beleuchten die Erläuterungen nicht, aus welchen Gründen 

auch immer. 

 Wenn sich übrigens ein Revisionsbedarf im Untermietervertragsrecht ergeben 

könnte, dann z.B. der, dass das Eingehen von Unterunterverträgen verboten werden 

darf, und zwar im Interesse beider Parteien, namentlich auch des Mieters. Denn die-

ser hat schon bei längerdauernder vorübergehender Untervermietung stets mit dem 

Risiko wenigstens einer Erstreckung bzw. eines langdauernden Verfahrens zu rech-

nen (und es kommt immer wieder zu entsprechenden Verfahren), erst recht im Fall 

einer entsprechenden Unteruntervermietung. 

7. Gestatten Sie mir abschliessend noch folgende Bemerkung. Für Vorschläge zur 

Revision des Vertragsrechts (wozu der Art. 262 OR gehört) und damit ebenso für das 

vorgängige Vernehmlassungsverfahren ist bekanntlich das EJPD zuständig und dort 

das Bundesamt für Justiz. Der Vorschlag wird nun allerdings vom Bundesamt für 

Wohnungswesen der interessierten Öffentlichkeit unterbreitet, das dem WBF ange-

hört. Das erstaunt doch und wäre eigentlich nur dann sachlich gerechtfertigt, wenn es 

um den Vorschlag einer Norm aus dem Bereich des Missbrauchsrecht ginge. Das ist 

hier offensichtlich gerade nicht der Fall und auch von daher bemerkenswert. 

8. Diese Vernehmlassung wird Ihnen als Anhang zu einer E-Mail (ohne digitale Sig-

natur) als PDF-Dokument sowie als Worddokument zugesandt, wie es in den Ver-

nehmlassungsunterlagen gewünscht ist. 

 

         Mit freundlichen Grüssen 

         P. Higi  
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Swiss Property

PSP Swiss Property AG

Per email (recht(a~bwo.admin.ch) Kolinplatz 2

CH-6300 Zug

Bundesamt für Wohnungswesen (BWO)
Storchengasse 6 www.psp.info

2540 Grenchen

Zürich, den 3. Juli 2018

Änderung der Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen
(VMWG) - Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann, sehr geehrte Damen und Herren

PSP Swiss Property („PSP") gehört zu den führenden, kotierten Immobiliengesellschaften der
Schweiz mit einem Immobilienportfolio von Büro- und Geschäftshäusern an erstklassigen Lagen
in den wichtigsten Wirtschaftszentren des Landes (vgl. www.psp.info). Obwohl PSP nicht auf der
Adressatenliste steht, nutzen wir die Gelegenheit zur Stellungnahme.

Stellungnahme

PSP lehnt die vorgeschlagene Änderung der VMWG ab.

Die vorgeschlagene Änderung führt zu einer rechtlichen Schlechterstellung von Eigentümern und
Vermietern. Diese ist durch eine allenfalls beabsichtigte Regulierung der Auswirkungen von
Buchungsplattformen nicht gerechtfertigt.

Der Mieter muss nach geltendem Recht für jede -auch eine kurzzeitige -Untervermietung die
Zustimmung des Vermieters einholen. (Neu) Art. 8a VMWG sieht ein Gesuch des Mieters für
generelle Zustimmung zu wiederholten kurzzeitigen Untermieten vor, wobei der Vermieter bei
einer Verweigerung der Zustimmung in der Rechtfertigungspflicht wäre. Praktisch ausschliessli-
cher Verweigerungsgrund wäre, wenn dem Vermieter «durch die Nutzung einer Buchungsplatt-
form als solcher oder den Auswirkungen dieser Nutzung wesentliche Nachteile entstehen» (neu
Art. 8a Abs. 3). Vermieter würden dadurch in ihrer Handlungs- und Entscheidungsfreiheit
eingeschränkt. Indem kurzzeitige Untermietverhältnisse begünstigt würden, würden dem
Wohnungs- und Büromarkt Flächen zugunsten von Buchungsplattformen entzogen. Ausserdem
wären übrige Mieter, Nachbarn und Anwohner mit wechselnden und allenfalls störenden
Untermietern konfrontiert, was das Verhältnis zum Vermieter belasten kann.

Da die vorgeschlagene Änderung der VMWG eine sehr grundsätzliche ist, bedarf sie einer ge-
setzlichen Grundlage und darf nicht auf dem Verordnungsweg, ohne Einbezug des Parlaments,
vorgenommen werden.

Mit freundlichen Grüssen
PSP Swi operty AG
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Giacomo Balzarini Dr. Ronald Ruepp
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Beherbergungen» erteilen will, festzulegen. Ein solches Vorgehen ist sachgerecht. Dabei lassen sich die 
konkreten Umstände (Wohnumfeld, Mieterstruktur, Mietzinshöhe etc.) sowie auch die Bedürfnisse der Par-
teien berücksichtigen. Es braucht mithin keine Verordnungsänderung und keine einseitige Regulierung, 
welche neue Zwänge für Vermieter schafft und das geltende Gesetz auf dem Verordnungsweg unterläuft. 
 

• Rechtsunsicherheit und Missbräuche werden gefördert 

Die vorgeschlagene Revision der Mietrechtsverordnung (VMWG) wird damit begründet, Rechtssicherheit 
zu schaffen und den administrativen Aufwand zu vereinfachen.  
 
Die vorgeschlagenen Massnahmen schaffen jedoch weder Rechtssicherheit noch Vereinfachung. Im Ge-
genteil: Die Rechtsunsicherheit wird noch vergrössert. In der Verordnung soll festgehalten werden, dass 
der Vermieter eine generelle Zustimmung für die wiederholte kurzzeitige Vermietung (ohne Kenntnis der 
genauen Beherbergungsverträge) erteilen kann. Dies ist im Rahmen der Vertragsfreiheit allerdings bereits 
heute möglich. Was mit dem Festhalten dieser Kann-Vorschrift gewonnen werden soll, ist schleierhaft und 
dürfte die Mietparteien eher verwirren als Klärung zu schaffen. Faktisch bezweckt die Verordnungsrevision 
denn auch nicht ein «Können» zu ermöglichen, vielmehr sollen die Vermieterrechte durch eine neue 
Zwangsvorschrift zusätzlich eingeschränkt werden.  
 
 
Zum vorgeschlagenen Artikel 8a VMWG im Einzelnen 

• Art. 8a Absatz 1 

Gemäss dem vorgeschlagenen Absatz 1 «kann» der Vermieter die generelle Zustimmung zur wiederholten 
kurzzeitigen Untervermietung erteilen. Diese Bestimmung ist allerdings reichlich beschönigend. Aus dem 
Zusammenhang mit Absatz 3 ergibt sich nämlich, dass es sich dabei nicht um eine «Kann»-Vorschrift im 
eigentlichen Sinne handelt. Vielmehr soll eine Zwangsvorschrift geschaffen werden. Mieter sollen neu vom 
Vermieter eine Globalzustimmung zur wiederholten Kurzzeitbeherbergung über Online-Plattformen erzwin-
gen können. Nach Absatz 3 «muss» der Vermieter – abgesehen von beschränkten Ausnahmefällen – dem 
Mieter eine solche Globalvollmacht erteilen. Über die einzelnen vom Mieter konkret abgeschlossen Beher-
bergungsverträge muss der Vermieter sodann nicht einmal informiert werden. Es ist keine diesbezügliche 
Meldepflicht vorgesehen. Darüber, ob der Mieter die Konditionen der Global-zustimmung (siehe Abs. 2 und 
3) in den konkreten entgeltlichen Gebrauchsüberlassungen tatsächlich einhält, entzieht sich der Kenntnis 
des Vermieters. In einem Verfahren wird es ihm daher auch nur mit immensem «Spionageaufwand» mög-
lich sein, dem Mieter Missbräuche nachzuweisen. 
 

Art. 8a Absatz 2 

Die Vorgaben der Verordnung an das Gesuch des Mieters sind völlig mangelhaft. Essentielle Punkte für 
die Beurteilung, ob einer entgeltlichen Gebrauchsüberlassung an Dritte zugestimmt werden muss, sind 
insbesondere: 

• Der vertraglich vereinbarte Nutzungszweck: nur wenn der Vermieter diesen kennt, kann er prüfen, ob 
das Mietobjekt nur im Rahmen des Hauptmietvertrags genutzt werden soll. Der Mieter darf Dritten 
keinen anderen Gebrauch gestatten, als ihm selbst aufgrund des Mietvertrags erlaubt ist.  

• Art und Umfang der Leistungen des Mieters und die Höhe der Entschädigung dafür: Diese Angaben 
sind sowohl für die Beurteilung des zulässigen Gebrauchszwecks (z.B. zur Wohnnutzung und nicht zur 
kommerziellen Bewirtschaftung) als auch für die Beurteilung der «Nichtmissbräuchlichkeit» des Unter-
mietzinses im Verhältnis zum Mietzins notwendig. Dabei ist erforderlich, dass der Vermieter die einzel-
nen Leistungen und Entschädigungen pro «Beherbergungsvertrag» kennt. Denn wenn die Leistungen 
in den einzelnen Verträgen stark variieren, ist eine Überprüfung der Missbräuchlichkeit nicht möglich.  

• Die Dauer und die Häufigkeit der Untervermietungen: Die effektive Gesamtdauer der Kurzzeitbeher-
bergungen. Für die Beurteilung der Zumutbarkeit der «Untermiete» ist zudem nicht nur die pauschale 
Gesamtdauer von potenziellen wiederholten Kurzzeit-Nutzungen wesentlich, sondern auch deren An-
zahl während dieser Gesamtdauer. Eine Vielzahl von sehr kurzen Aufenthalten wechselnder Personen 
wirkt sich mit Bezug auf Immissionen, Abnutzung, Sicherheit etc. anders aus als eine Beherbergung 
durch ein und dieselbe Person über die gleiche Gesamtdauer. 
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• Die Identität der Untermieter: Um diese im Bedarfsfall auch direkt und unmittelbar zur Einhaltung des 
mietvertraglichen Gebrauchszwecks anhalten zu können (so ausdrücklich Art. 262 Abs. 3 OR). 

Der Mieter muss diese Angaben ohnehin zusammenstellen und dokumentieren können, denn er braucht 
sie zur Erfüllung öffentlicher Pflichten (öffentlich-rechtliche Meldepflichten betreffend beherbergter Perso-
nen, Einkommenssteuer, allfällige Kurtaxen etc.). 

 

Art. 8a Absatz 3 

Gemäss erläuterndem Bericht soll mit der Verordnungsrevision Rechtssicherheit geschaffen und hierfür 
die zulässigen Verweigerungsgründe des Vermieters konkretisiert werden. Dies trifft jedoch nicht zu. Die 
vorgeschlagene Verordnungsbestimmung (Art. 8a Abs. 3 OR) verweist lediglich auf die gesetzlichen Ver-
weigerungsgründe von Art. 262 Abs. 2 OR und vermerkt dazu, dass die Globalzustimmung namentlich 
verweigert werden kann, wenn dem Vermieter aus der Nutzung einer Buchungsplattform als solcher oder 
den Auswirkungen dieser Nutzung wesentliche Nachteile entstehen. In den Erläuterungen zur Verordnung 
wird sodann lediglich darauf hingewiesen, dass Vermieter in Einzelfällen bei Vorliegen spezieller Umstände 
allenfalls eine Globalzustimmung verweigern können. Damit ist für beide Parteien völlig unklar, was sich 
der Vermieter alles aufnötigen lassen muss. Es bleibt dem Vermieter nichts Anderes übrig, als im Einzelfall 
den Gerichtsweg zu beschreiten und ein teures aufwändiges Beweisverfahren anzustrengen, wenn er die 
im Mietvertrag vereinbarte Wohnnutzung durchsetzen will. Im Übrigen wird mit dem faktischen Zwang zur 
Globalzustimmung das Hauptproblem, nämlich die Tatsache, dass entgeltliche Kurzzeitvermietungen an 
einen unbekannten, wechselnden Personenkreis nicht vom gesetzlichen Zweck des sozialschutz-gepräg-
ten Rechts auf Untervermietung gedeckt sind, missachtet. 
 
Das Gesetz hält in Art. 262 Abs. 3 OR auch unmissverständlich fest, dass der Mieter dem Vermieter dafür 
haftet, dass das Mietobjekt nur so gebraucht wird, wie es der Mietvertrag mit dem Vermieter gestattet. Das 
Gesetz gibt dem Vermieter daher auch das Recht, den Untermieter unmittelbar dazu anzuhalten. Damit 
bringt das Gesetz klar zum Ausdruck, dass dem Vermieter die Person bzw. die Personen, welche als Un-
termieter das Mietobjekt nutzen bekannt sein müssen. Andernfalls ist eine Aufforderung oder Verwarnung 
an diese nicht praktikabel. Es widerspricht daher auch klar dem Sinne des Gesetzes, dass sich der Ver-
mieter den entgeltlichen Gebrauch des Mietobjekts durch unbekannte Dritte (ein wechselnder Personen-
kreis von unbekannten Untermietern) aufzwingen lassen muss.  
 
 
Fazit 
Die VZI lehnt die vorgeschlagene Revision der VMWG ab, weil diese eine neue Zwangsvorschrift für Ver-
mieter schafft. Die vorgeschlagene Verordnungsbestimmung widerspricht dem vom Gesetzgeber vorgese-
henen Zweck des Rechts zur Untermiete gemäss Art. 262 OR und ist unseres Erachtens gesetzwidrig. 
 
Im Rahmen der Vertragsfreiheit kann der Vermieter bereits heute seine Globalzustimmung zu wiederholten 
Kurzzeitvermietungen erteilen und auch die Konditionen hierfür festlegen. Dafür braucht es keine Verord-
nungsänderung. Eine neue Zwangsvorschrift hierzu lehnen wir entschieden ab. Die Vorlage schafft darüber 
hinaus weder Rechtssicherheit noch Transparenz in der Praxis der Untervermietung. Ebenso wenig wird 
damit der administrative Aufwand verringert. Konsequenz der vorgeschlagenen Bestimmung wären eine 
Zunahme der missbräuchlicheren kommerziellen Nutzungen von Mietwohnungen. 
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Position und die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
Freundliche Grüsse 
 
Vereinigung Zürcher Immobilienunternehmen 
 
 

    
 
Béatrice Schaeppi Martin Arnold 
Präsidentin Geschäftsführer 
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